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An unſere Leſer! 
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Intereſſes. 

Um unſere Leſer über die Fortentwickelung der Geſetz⸗ 
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der „Deutſchen Steuer⸗Zeitung“. 


Richtlinien für die Neichsnotopfererklärung. 
Von Rechtsanwalt Dr. Koppe, Berlin. 


. 
ſellſchaften die vorgeſchriebene Notopfererklärung einzureichen. 


Zur Ausführung des Geſetzes ſind bereits neben den Aus⸗ 
führungsbeſtimmmungen!) vom 16. 5. 1920 noch eine 


nung?) erlaſſen. Für die Steuererklärung iſt aber im weiten 
Umfang die Bewertung von Vermögensgegenſtänden nötig; Richt⸗ 
linien hierfür hat nunmehr der Reichsfinanzminiſter in den 
1) Vgl. Deutſche Steuer⸗Zeitung, Juni 1920, S. 57. 
2) Vgl. Deutſche Steuer⸗Zeitung, Auguſt 1920, S. 128. 
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g Vollzugsanweiſung und eine Vollzugsverord⸗ 
2 
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Bis zum 30. September 1920 haben Einzelperſonen und Ger 


Der Steuerabzug bei verdienenden Ehefrauen und Rindern Von Dr. Kurt Ball. Dezernent am Finanzamt 5, Berlin. Mängel 
Kleine Nachrichten über den Lohnabzug. 


„Grundſätzen für die Wertermittlung nach 
dem Reichsnotopfergeſetz“ vom 4. September 1920 
| gegeben.3) Aus der Reihe der einzelnen Bewertungsgrundſätze 
ſeien hervorgehoben: 


I. Einzelperſonen. 


1. Grundſtücke und Gebäude. Hier hat regelmäßig der 
Steuerpflichtige die Wahl zwiſchen gemeinem Wert (Verkaufs⸗ 
wert) und Ertragswert (vgl. & 18 Gef., 8 152 RAO .). Zur Ermitte⸗ 
lung des Ertragswerts namentlich landwirtſchaftli cher 
Grundſtücke haben die Veranlagungsbehörden für die Grundſtücke 
ihres Bezirks Normalſätze auf Grund des Durchſchnitts der 
Jahre 1914 bis 1919 aufzuſtellen (I, 4), bei Wohn⸗ 
oder Geſchäftshäuſern bleibt es dagegen bei dem Durch⸗ 

ſchnitt der letzten drei Jahre, wovon dann mindeſtens 20% 

abgeſetzt werden können (I, 10). Auch Grundſtücke, die zum Be⸗ 

| triebsvermögen gehören, jollen den vorſtehenden Grundſätzen 
unterliegen, alſo nicht etwa gemäß 8 139 Abi. 2 ReichsabgOrd. 
mit dem meiſt geringen Anſchaffungswert abzügl. Abſchreibungen 

| angeſetzt werden dürfen“) (I, 12; II, . 

| 2. Maſchinen, Werkzeuge, Inventar, Fuhrpark und andere 

„dem Betrieb dauernd gewidmete Gegenſtände“ (Anlagekapital) 

brauchen dagegen nur mit dem Anſchaffungswert abzügl. ange⸗ 

meſſener Abſchreibungen angeſetzt zu werden (II, 2). Hier wird 
alſo vielfach der Bilanzwert zugrundegelegt werden können. 


nung und Vollzugsanweiſung nebſt allgemeiner Ein⸗ 
führung ſiehe Ankündigung auf dem Umſchlag. 
„ Dieſe Anſicht iſt ſehr bedenklich; ſiehe den Aufſatz von Höpker 
in dieſer Nummer, Seite 138 f. 5 


| 3) Ausgabe der Richtlinien mit Vollzugsverord⸗ 
| 
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3. Waren, Rohſtoffe, Halbfabritate ſowie andere Vorräte 
und Gegenſtände des umlaufenden Betriebs kapitals ſind da⸗ 
gegen nach dem gemeinen Wert zu veranſchlagen, das iſt aber 
nicht der Konſumentenpreis, ſondern der Preis, den ein Erwerber 
zahlen würde, der das ganze Geſchäft übernehmen und fortführen 
würde (II, 3). Dieſer Preis wird z. B. beim Herſteller regel⸗ 
mäßig noch erheblich unter dem Engrospreis liegen. 

4. Wertpapiere ſind mit dem amtlichen Steuerkurs per 31. 12. 
1920 zu bewerten, einerlei, ob ſie zum Kapital⸗ oder Betriebs⸗ 
vermögen, zum Anlage- oder Betriebskapital gehören 74: 
III, 2). 

5. Forderungen (Debitoren), Hypethelen, Vank⸗ und Spar⸗ 
kaſſenguthaben uſw. ſind mit dem Nennwert anzuſetzen, ſofern 
nicht beſondere Umjtände, z. B. Zahlungsunfähigkeit des Schuld⸗ 
ners, eine anderweite Bewertung begründen. Das gilt auch für 
Valutaforderungen; der Nennwert der fremden Valuta iſt hier 
zum Kurswert am Stichtag umzurechnen. Für Forderungen an 
das feindliche Ausland gelten die beſonderen Vorſchriften 
des Ausgleichsbeſteuerungsgeſetzes⸗) (III, 3). 

6. Schulden (Kreditoren) ſind nach den gleichen Grundſätzen 
wie die Forderungen zu bewerten. Valutaſchulden unterliegen 
dem Ausgleichsbeſteuerungsgeſetz,⸗) ſoweit fie ſich auf das feind⸗ 
liche Ausland beziehen (IV). 

7. Lebens-, Kapital⸗ und Nentenverſicherungen aus der Zeit 
vor dem 31. Juli 1914 ſind mit dem Rückkaufswert oder zwei 
Dritteln der eingezahlten Prämien, ſpäter abgeſchloſſene Ver⸗ 
ſicherungen mit dem vollen Betrag der eingezahlten Prämien an⸗ 
zuſetzen, falls die Jahresprämie mehr als 1000 M bzw. die ein⸗ 
malige Kapitalzahlung mehr als 3000 beträgt (III, 4). 

8. Deutſche Gold⸗ und Silbermünzen ſind mit dem Metall⸗ 
wert anzuſetzen (III, 5). 

9. ber ſtille Reſerven, Abſchreibungen, Rücklagen, Patente 
u. a. Bilanzfragen der Einzelperſonen ſiehe die Ausfüh⸗ 
rungen zu II, die auch hier entſprechend gelten (II, 7). 

II. Geſellſchaften. 

Für die Notopfererklärung der Aktiengeſellſchaft, Geſellſchaft 
m. b. H., Genoſſenſchaft uſw. ſind durchweg auch die für Einzel⸗ 
perjonen geltenden Bewertungsgrundſätze (ſ. o. I) maßgebend. 
Außerdem iſt zu beachten: 

1. Abzüge. Vom Geſellſchaftsvermögen dürfen nur abgezogen 
werden: 

a) der Betrag des eingezahlten Grund- und Stammkapitals, 

b) Schulden und Laſten im Sinne des $ 15 des Reichsnot- 

opfergeſetzes, 

e) Rücklagen für ausſchließlich gemeinnützige oder Wohl⸗ 

fahrtszwecke, deren Zweckbeſtimmung geſichert iſt, 

d) bei Verſicherungsgeſellſchaften Rücklagen für die Verſiche⸗ 

rungsſummen (B, 2). 


2. Stille Reſerven ſind aufzudecken und als Vermögen zu be⸗ berechnung gemäß 8 152 Abſ. 5 auf die Grundſtücke eines gewerb⸗ 


ſteuern, mögen ſie durch Minderbewertung einzelner Vermögens⸗ 
gegenſtände, durch die Nichteinſtellung von Vermögenswerten oder 
durch die Einſtellung von Schuldpoſten, denen kein Forderungs⸗ 
recht gegenüberſteht, oder auf andere Weiſe geſchaffen ſein 
. 

3. Abſchreibungen ſind nur inſoweit zugelaſſen, als fie eine 
angemeſſene Ausgleichung von Wertverringerungen darftellen 
. 

4. Rücklagen, geſetzliche oder freiwillige Neſervefonds und 
der Gewinnvortrag ſind nicht abzugsfähig (B, 6). 

5. Dividende, ſoweit ſie beſchloſſen, aber am Stichtag noch 
nicht verteilt iſt, kann dagegen als Schuld abgeſetzt werden (B, 6). 


6. Patente, Verlagsrechte, Nutzungsrechte und ähnliche im⸗ 


naterielle Werte ſollen bei der Veranſchlagung des geſamten Ver⸗ 
mögens mitberückſichtigt werden, einerlei, ob fie vom Steuer⸗ 
yflichtigen entgeltlich erworben werden oder nicht. 

Vorſtehend ſind die wichtigſten „Richtlinien“ wiedergegeben. 
Im einzelnen erſcheint manches zweifelhaft und anfechtbar, jo. 
. B. die Frage, ob nicht beim Betriebs vermögen der § 139 
bj. 2 der ReichsabgOrd. als Spezialgeſetz ſtets den Vorrang hat 


a! 


3 Vgl. Deutſche Steuer⸗Zeitung, Juni 1920, S. 59, 


ſo daß alſo z. B. auch Grundſtücke und Effekten nie über dem An⸗ 
ſchaffungswert abzügl. angemeſſener Abſchreibungen anzuſetzen 
wären. Jedenfalls werden die Kaufleute gut daran tun, ſich zu⸗ 
nächſt auf die gewöhnlichen Anſätze ihrer Bilanz zu ſtützen, 
ſei es, um die Jahresbilanz oder eine Zwiſchenbilanz p. 31. 12. 19. 
Die Einrichtung einer beſonderen Steuerbilanz iſt 
daneben alſo nicht vorgeſchrieben. Selbſtverſtändlich ſind aber 
die beſonderen Fragen des amtlichen Steuererklärungsformulars 
gewiſſenhaft zu beantworten. Damit ſcheint auch das Reichs⸗ 
finanzminiſterium ſelbſt zu rechnen, wenn es die Finanzämter 
anweiſt, „unter den vorſtehenden Geſichtspunkten die den Steuer⸗ 
erklärungen beizufügenden Bilanzen einer Nachprüfung zu 
unterziehen“. Ferner wird z. B. die in den Richtlinien getroffene 
Feſtſtellung des Ertragswertes namentlich von landwirtſchaftlicher 
Seite ſtark angefochten. Wo Zweifel beſtehen, muß die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsfinanzhofs das letzte Wort ſprechen. Es han⸗ 
delt ſich vorliegend eben nur um unverbindliche „Richtlinien“, 
nicht um zwingende Geſetzesvorſchriften. 


Die Bewertung der unſelbſtändigen 
gewerblichen Grundſtücke nach dem Geſetz 


über das Reichsnotopfer. 


Von Regierungsrat Dr. H. Höpker, Berlin. 

Nach der Bewertungsverordnung des Reichsfinanzminiſteriums 
vom 4. 9. 20, II Nr. 5, ſind Grundſtücke, auch wenn ſie Beſtand⸗ 
teil eines Betriebsvermögens find, nach den Grundſätzen zu bes 
werten, die für die Bewertung der Grundſtücke nach § 152 AD. 
gelten. § 139 Abſ. 2 Abgabenordnung, der eine Bewertung der 
dauernd dem Betriebe gewidmeten Gegenſtände nach dem An⸗ 
ſchaffungspreis vorſieht, ſoll wegen der entgegenſtehenden Vor⸗ 
ſchrift des §8 18 des Reichsnotopfergeſetzes keine Anwendung 
finden. 

Auch Strutz iſt in ſeiner Abhandlung in den zeitgemäßen 
Steuerfragen „Die Veranlagung der Grundſtücke zum Reichs⸗ 
notopfer“ der Auffaſſung, daß die Grundſtücke, auch wenn ſie Be⸗ 
ſtandteile eines Betriebsvermögens ſind, ausſchließlich gemäß 
§ 152 a. a. O. zu bewerten ſeien. 

Dieſer Auffaſſung, die auch ſonſt noch in der Literatur ver⸗ 
treten wird, bin ich ſelbſt im allgemeinen in dem „Führer durch 
das Reichsnotopfer“ gefolgt, obwohl ich ſchon dort aus wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen erhebliche Bedenken ausſprach. Bei der weiteren 
Beſchäftigung mit dieſer Frage bin ich aber, vor allem im Gegen⸗ 
ſatz zu der nunmehrigen Vorſchrift der Bewertungsverordnung, 
zu dem Schluſſe gelangt, daß der $ 152 AO. auf unſelbſtändige 
Grundſtücke eines Betriebes überhaupt nicht anzuwenden iſt. 
Dieſer Schluß ergibt ſich aus der Unmöglichkeit, die Ertrags⸗ 


lichen Betriebes anzuwenden. § 152 Abſ. 2 ſchreibt allerdings 
vor, daß bei Vermögensſteuern bebaute Grundſtücke, die gewerb⸗ 
lichen Zwecken dienen, nach dem Ertragswert zu ſchätzen ſind. Nach 
§ 152 Abf. 5 gilt als Ertragswert das 25 fache des Miet⸗ 
oder Pachtertrages, der in den letzten 3 Jahren im Durchſchnitt 
erzielt worden iſt oder im Falle der Vermietung oder Verpach⸗ 
tung hätte erzielt werden können. Hieraus geht m. E. ohne 
weiteres hervor, daß der Geſetzgeber nur an derartige gewerb⸗ 
liche Gebäude gedacht hat, die, wie z. B. Bureauhäuſer, häufig 
von den Beſitzern verpachtet oder vermietet werden; denn es wird 


ohne weiteres zugegeben werden müſſen, daß es bei den meiſten 


einem gewerblichen Betriebsvermögen angehörenden Grund⸗ 
ſtücken und Gebäuden wirtſchaftlich unmöglich iſt, den Ertrags⸗ 
wert nach einer angenommenen Vermietung oder Verpachtung 
feſtzuſtellen. Derartige Vermietungen oder Verpachtungen 
kommen bei gewerblich genutzten Grundſtücken kaum vor. Der 
verlangte Wertmaßſtab für die Bewertung dieſer Grundſtücke 
fehlt demnach. Wird ausnahmsweiſe einmal ein zu einem ge⸗ 
werblichen Betriebsvermögen gehörendes Gebäude verpachtet, ſo 
werden nicht dieſe Gebäude allein, ſondern der geſamte Betrieb 
einſchließlich aller Betriebsmittel und der ſonſtigen Grundſtücke 


6 ²˙ ˙!U— QQ Eee 


. 


und Anlagen verpachtet, jo daß ſelbſt in dieſem ſeltenen Fall $ 152 bringen würde, jo würde man an den wirtſchaftlichen 
ſich nicht feſtſtellen laßt, welches der Ertragswert der bebauten 
Grundſtücke bei dieſer Vermietung oder Verpachtung iſt. Will 


man trotzdem an der Ertragsberechnung feſthalten, müßte man, 
da es an ſonſtigen Unterlagen fehlt, imſtande ſein, dieſe Teile 
des Betriebsvermögens in ihrem Ertrage geſondert von dem 
übrigen Betriebsvermögen feſtzuſtellen. Daß dies in den weit⸗ 


aus meiſten Fällen nicht möglich iſt, braucht nicht weiter aus⸗ 


geführt zu werden. 

Um einen Ertragswert auf Grund von Vermietungen oder 
Verpachtungen feſtzuſtellen, muſſen die betr. Grundſtücke ſelbſt 
verpachtet oder vermietet ſein, oder es muſſen Grundſtücke ähn⸗ 
licher Art zahlreich vermietet oder verpachtet ſein, um hieraus die 


Pacht oder den Mietspreis der vom Eigentümer ſelbſt benutzten 


Grundſtücke abzuleiten. 


Wollte man der von Strutz verfochtenen und von der Be⸗ 
wertungsordnung angenommenen Auffaſſung über die Bedeu⸗ 
tung des § 152 für die Grundſtücke des Berriebsvermögens folgen, 
ſo würde man alſo vor eine wirtſchaftlich unlösbare Aufgabe ge⸗ 
ſtellt werden. 


Nun ergibt ſich aber, ſobald man die geſamten Vorſchriften 
der Abgabenordnung über die Wertbemeſſung in einen inneren 
Zuſammenhang bringt, auch die juriſtiſche Unhaltbarkeit der hier 
bekämpflen Auffaſſung. Man kann vielleicht zunächſt bei dieſer 
Geſamtbeurteilung der Bewertungsvorſchriften zweifelhaft ſein, 
ob der § 152 als Spezialvorſchrift den § 139 Abſ. 2 aufhebt, da⸗ 
gegen wird mit Recht allgemein, trotz der Auffaſſung des 8 152 
als einer Spezialvorſchriſt anerkannt, daß $ 137 auch in ſeinem 
zweiten Abfſatz durch den 8 152 nicht aufgehoben wird. So geht 
auch die Bewertungs verordnung davon aus, daß gemäß $ 137 
Abſ. 2 jede wirtſchaftliche Einheit für ſich zu bewerten iſt. Nun 
bildet ein gewerblicher Betrieb zweifellos mit ſeinen ſämtlichen 
Grundſtücken und Gebäuden und ſeinen ſonſtigen ſtehenden und 
umlaufenden Kapitalien eine wirtſchaftliche Einheit. Würde 
man auf Grund des § 152 die bebauten Grundſtücke nach dem 
Ertragswert ſchätzen wollen, ſo würde man ſie aus der wirt⸗ 
ſchaftlichen Einheit herausreißen, für ſich ſelbſtändig bewerten 


und der Vorſchrift des & 137 entgegenhandeln. Man könnte viel⸗ 


leicht einwenden, daß dieſer Schwierigkeit dadurch begegnet wird, 


daß man zunächſt nur einen Teil des Betriebsvermögens auf 
Grund des $ 152 ſelbſtändig ſchätzt, ihn aber nachträglich in die 
Geſamtſchätzung des Betriebs hineinzieht und nunmehr je nach 
dem Werte der geſamten Einheit einen Zuſchlag oder Abzug 
vornimmt. Man wird aber ohne weiteres anerkennen müſſen, 
daß ein derartiges Verfahren die vorgenommene Schätzung des 
Ertragswertes der Gebäude — ſelbſt wenn ſie wirtſchaftlich 
möglich wäre — illuſoriſch macht, da durch die Abzüge oder Zu⸗ 


ſätze bei dem geſamten Wert des Unternehmens jede Ertrags⸗ 


ſchätzung, die ſich von dem gemeinen Wert entfernt, wieder zum 
gemeinen Wert zurückgeführt werden würde. Man muß ſich alſo 
entſchließen, falls man die Gültigkeit des S 152 auch für die 


Grundſtücke eines gewerblichen Betriebes gelten laſſen will, für 


das gewerbliche Betriebsvermögen die Anwendung des & 137 
Abſ. 2, der in erſter Linie im Hinblick auf dieſe Vermögensart 
geſchaffen iſt, außer Anwendung zu laſſen, oder die Schätzung 
nach dem Ertragswert als ein Rechenkunſtſtück zu betrachten, das 
vorgenommen wird, um dem $ 152 Genüge zu tun, dem aber in⸗ 
folge der Anwendung des § 137 keine Bedeutung zukommt. 


Dieſer nach der von anderer Seite vertretenen Auffaſſung 
über die Bewertung der Grundſtücke beſtehende unhaltbare 
Gegenſatz zwiſchen 8 152 und § 137 löſt ſich jedoch ohne Schwie⸗ 
rigkeiten auf, ſobald man auch auf Grund der wirtſchaftlichen 
Folgen der Bewertung nach $ 152 für unſelbſtändige Grundſtücke 
annimmt, daß § 152 überhaupt nur Geltung beſitzt für die 
Grundſtücke, die eine ſelbſtändige wirtſchaftliche Einheit bilden 
oder wenigſtens bilden können. Vei der Abfaſſung des § 152 
ann nur an derartige Grundſtücke gedacht worden ſein. Hätte 
man auch nur einmal den Gedanken der Anwendung des $ 152 
auf unſelbſtändige Grundſtücke geſtreift oder daran gedacht, daß 


man ſpäter auch derartige Grundſtücke unter die Anwendung des 
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Schwierigkeiten, die ſich daraus ergeben, gar nicht haben vorüber: 
gehen konnen, und dementſprechend eine andere Faſſung ans 
gewandt haben. 

Noch eine weitere überlegung führt zu dem gleichen Er⸗ 


gebnis. Nach § 154 Abſ. 2 iſt, falls der Bewertung eines Grund⸗ 


ſtücks der gemeine Wert zugrunde zu legen iſt, der Wert der 
Maſchinen ſowie ſonſtigen Vorrichtungen aller Art, die zu einer 
Betriebsanlage des Grundſtückes verwandt ſind, abzurechnen oder 
nicht zu berückſichtigen. Hieraus folgt e contrario, daß nach der 
Auffaſſung des Geſetzgebers bei der Bewertung der Betriebs⸗ 
gebäude nach dem Ertragswert auch die Maſchinen und ſonſtigen 


Vorrichtungen in der Ertragsbewertung nach § 152 einbegriffen 


ſein müſſen. Dieſe Folgerung kann nicht mit dem Hinweiſe ab⸗ 
gelehnt werden, daß in § 152 für die landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücke ausdrücklich hervorgehoben ſei, daß die Gebäude und Be⸗ 
triebsmittel in der Ertragsbewertung einbegriffen ſeien und daß, 
da dieſe bei den übrigen nach dem Ertragswert zu bewertenden 
Grundſtücken nicht geſchehen ſei, die Maſchinen und Betriebs⸗ 
mittel von der Ertragsberechnung der Gebäude ausgeſchloſſen ſeien. 
Da dieſe Sachen nach $ 98 BGB. zu dem Zubehör der Grund⸗ 
ſtücke gehören, hätte das Geſetz, wollte es ſo handeln, dies aus⸗ 
drücklich ſagen müſſen. Im anderen Fall muß die Bewertung im 
Anſchluß an das bürgerliche Recht das Zubehör mitumfaſſen. 
Techniſch würde es auch unmöglich ſein, ein Betriebsgebäude in 
ſeinem Ertragswert ohne die eingebauten Maſchinen und ſon⸗ 
ſtigen Einrichtungen zu ſchätzen. Bei einem Landgut iſt eine der⸗ 
artige Trennung zwiſchen dem Gut ſelbſt, ſeinen Gebäuden und 
ſeinem Inventar eher möglich, wie auch die allgemein geübte 
Feſtſtellung des Ertragswertes verpachteter Güter beweiſt. Hier 
war alſo eine beſondere Hervorhebung, daß ſich die Ertrags⸗ 
ſchätzung auch auf das Inventar und die Gebäude bezieht, durch⸗ 
aus am Platze. 

Aber nicht nur die Maſchinen und Einrichtungen der Fabrik⸗ 
gebäude ſelbſt würden von einer Ertragsberechnung der Gebäude 
mitumfaßt werden, ſondern auch der geſamte Fabrikhof, der mit 
dem Areal, das von den Fabrikgebäuden bedeckt wird, eine un⸗ 
trennbare Einheit bildet. Die allgemeine Anwendung des $ 152 
auf die Grundſtücke eines Vetriebsvermögens würde alſo dahin 
führen, daß alle oder wenigſtens faſt alle dem Betriebe dauernd 
gewidmeten Gegenſtände der Ertragsberechnung unterworfen 
ind, und infolgedeſſen, da nach der herrſchenden Meinung § 152 
die Anwendung des § 139 Abſ. 2 ausſchließt, überhaupt nicht, 
wie es die Reichsabgabenordnung beabſichtigte, nach ihrem An⸗ 
ſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreis gemäß § 139 Abſ. 2 bewertet 
werden können. Aus dieſem Gegenſatz, der bei der hier be⸗ 
kämpften Meinung zwiſchen dem § 139 Abſ. 2 und der nach $ 152 
als normale Bewertung vorgeſchriebenen Ertragsberechnung, von 
der nur auf Antrag des Steuerpflichtigen abgewichen werden 
darf, beſtehen würde, folgt meines Erachtens ebenfalls die Un⸗ 
haltbarkeit dieſer Anſicht. 

Es bleibt nun noch übrig zu prüfen, ob die Vorgeſchichte des 
§ 152 AD. die von mir vertretene Anſicht zuläßt oder ihr wider⸗ 
ſpricht. Im Geſetzentwurf ſah der § 152 die Ertragsberechnung 
nur für landwirtſchaftlich genutzte Grundſtücke vor und auch nur 
in einer ſtrengeren als der jetzigen Faſſung. Nachdem der Gedanke 
des Ertragswerts als Grundlage für die Steuerberechnung in⸗ 
zwiſchen bei dem neuen Erbſchaftsſteuergeſetz geſiegt hatte, wurde 
nach dem Ausſchußbericht auch von dem Regierungsvertreter kein 
Einſpruch eingelegt, als mit Rückſicht auf die weit über den 
Ertragswert hinausgehenden Verkaufspreiſe der Mietshäuſer 
für Vermögensſteuern die Einführung des Ertragswertes als 
Grundlage für die Wertbemeſſung auch der bebauten Grundſtücke 
in dem gleichen Umfang wie bei der Erbſchaftsſteuer beantragt 
wurde. Ohne beſondere längere Erörterung wurde darauf dem 
8 152 AO. die Faſſung des § 47 des Erbſchaftsſteuergeſetzes ge⸗ 
geben. Auch der Entwurf dieſes Geſetzes kannte eine Ertrags⸗ 
berechnung nicht. Die betreffende Vorſchrift des Entwurfs (8 44) 
hatte ſich damit begnügt, für landwirtſchaftliche Grundſtücke den 
Wertanſatz nach dem gemeinen Wert um ein Viertel zu er⸗ 
mäßigen. Hier war es ebenfalls der vorberatende Ausſchuß der 
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Nationalverſammlung, der der geſetzlichen Vorſchrift erſt die gel⸗ 
tende Geſetzesform gab. Nach dem Ausſchußbericht wurde bei 
Erörterung der Frage des Ertragswertes von mehreren Seiten 
darauf hingewieſen, daß man dem gewerblichen Beſitz die gleichen 
Vergünſtigungen zukommen laſſen müſſe, wie dem übrigen Grund⸗ 
beſitz, ſchon um deswillen, weil vielfach insbeſondere in kleinen 
Verhältniſſen auf dem Lande nicht ſo leicht zu trennen ſei, in⸗ 
wieweit z. B. ein Gebäude der Landwirtſchaft und inwieweit es 
dem Gewerbebetriebe dient. Dieſe Hinweiſe deuten darauf hin, 
daß man danach keine Gebäude im Auge hatte, die einen Teil eines 
Betriebsvermögens bilden, ſondern nur an ſolche Baulichkeiten 
dachte, in denen gewerbliche Betriebe, wie das Schmiedehand⸗ 
werk, die Stellmacherei uſw., ausgeübt werden und die, ſoweit 


fie nicht einem landwirtſchaftlichen Betriebe angehören, ſelbſtän⸗ 


dige Bewertungseinheiten bilden. 

Andere hier intereſſierende Ausführungen ſind damals nicht 
gemacht worden. Man begnügte ſich, nachdem man ſich über die 
alte allgemeine Streitfrage des Ertrags- oder gemeinen Werts 
ausgeſprochen hatte, die Faſſung des $ 17 des Wehrbeitrags⸗ 
geſetzes zu übernehmen. Aber auch der Entwurf dieſes Geſetzes 
kannte die Ertragsberechnung nur für landwirtſchaftliche Grund⸗ 
ſtücke. Die endgültige Faſſung erhielt der $ 17 WBG., der das 
Vorbild des § 152 AD. iſt, erſt auf Grund des Antrages 221. 
Nr. 7. Soweit aus den Ausſchußberatungen erſichtlich iſt, hat der 
Antragſteller ſeinen Antrag, beſonders den Teil, der von der Er⸗ 
tragsbewertung der gewerblichen Zwecken dienenden Grund⸗ 
ſtücke handelt, nicht begründet. Nur ein einziger Abgeordneter 
weiſt darauf hin, daß die Einſchätzung derjenigen Gebäude, die 
gewerblichen Zwecken dienen, nach dem Mietwert bedenklich ſei. 
Die gewerblichen Betriebe müſſe man als ein einheitliches Ganze 
einſchätzen und dabei den gemeinen Wert zugrunde legen, wenn 
auch zuzugeben ſei, daß auch dieſe ebenſo ſchwer zu erfaſſen ſei, 
wie der Ertragswert. Eine weitere Folge wurde dieſen Aus⸗ 
führungen nicht gegeben. Weitere Redner kamen ſtets nur auf 
die Ertragsberechnung bei Wohnhäuſern zu ſprechen. Auch hier 
iſt alſo von einem bewußten Willen, den Ertragswert auch zur 
Grundlage der Bewertung unſelbſtändiger Grundſtücke gewerb⸗ 
licher Unternehmungen zu machen, keine Rede. Nach den Aus⸗ 
führungen der ſonſtigen Redner zu urteilen, dachte man viel⸗ 


mehr auch bei der Beratung des Wehrbeitragsgeſetzes an die 
ohne Gewerbebetrieb ſelbſtändige 


Grundſtücke, die mit oder 
Wertobjekte bilden, die deshalb auch häufig für ſich vermieter 


oder verpachtet werden. Auf dieſe Art Grundſtücke bezieht ſich 
auch der 8 33 der Ausf Beſt. des WBG., nach dem in die Er⸗ 
tragsberechnung nur die Betriebsmittel hineinzubeziehen ſind, die 


herkömmlicher Weiſe mit dem Grundſtück mitvermietet oder mit⸗ 
verpachtet werden. Bei den unſelbſtändigen gewerblichen Grund⸗ 
ſtücken kann von einem Herkommen bei Verpachtungen nicht ge⸗ 
ſprochen werden. Daß Grundſtücke dieſer Art überhaupt nicht 
nach dem Ertragswert geſchätzt werden können, wird in dem § 34 
AB. des WB. berückſichtigt. Dort wird nämlich beſtimmt, daß 
bei Grundſtücken, bei denen ſichere Unterlagen für eine Ertrags⸗ 
berechnung nicht vorhanden ſeien, der gemeine Wert als Ertrags⸗ 
wert anzufehen ſei. Mit anderen Worten, man verſuchte den 
§ 17 WGB., und damit die Berechnung nach dem Ertrags⸗ 
wert, da man ſeine Andurchführbarkeit in beſtimmten Fällen 
einſah, auszuſchalten. Das nicht weiter begründete Arteil 
des OVG. vom 10. April 1915 I eee , 
das bei einem Brauereibetriebe die Ausſonderung der Grund⸗ 
ſtücke von dem übrigen Betriebsvermögen und ihre Schätzung nach 
dem Ertragswert verlangte, läßt ſich m. E. ſelbſt für das Wehr: 
beitragsgeſetz nicht halten. 

Für den $ 152 der Reichsabgabenordnung ergibt ſich aus 
ſeiner Vorgeſchichte jedenfalls nichts, was die von mir aus anderen 
Gründen vertretene Anſicht ausſchließt. 

Trotz des großen Gewichts, daß die entgegenſtehenden An⸗ 
ſchauungen beſitzen, muß ich daher als Ergebnis der Unterſuchung 
feſtſtellen, daß § 152 AO. für die Grundſtücke, die einem Be⸗ 
triebsvermögen als unſelbſtändiger Teil angehören, keine Gel⸗ 
tung beſitzt. Da der § 18 RN O. fi, wie nicht beſtritten wird, 
nur auf § 152 AO. bezieht, jo iſt auch für das Reichsnotopfer die 
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Anwendung des § 152 AO. für die unſelbſtändigen Grundſtücke 
eines Betriebsvermögens ausgeſchloſſen, dagegen der & 139 AD. 
anzuwenden. 

Der § 152 AO. behält ſeine große Bedeutung für ſelb⸗ 
ſtändige, für gewerbliche Zwecke beſtimmte Grundſtücke, die häufig 
vermietet oder verpachtet werden, wie Bureauhäuſer, Speicher 
und z. B. auch Mühlen, die vielfach von Pächtern betrieben 
werden. 


Wiedereinführung des Künſtlervorrechts 
bei der Luxusſteuer. 
Von Dr. Popitz, 
Geh. Reg.⸗Rat, Miniſterialrat im Reichsfinanzminiſterium. 


Unter dem 18. Auguſt (RG Bl. S. 1607) iſt ein Geſetz über Anderung 
des § 21 Abſ. 1 Nr. 2 des neuen Umſatzſteuergeſetzes vom 24. Dez. 
1919 veröffentlicht worden. Dieſe Novelle zum Umſatzſteuergeſetz 
bringt die Erfüllung eines Wunſches der Künſt⸗ 
lerſchaft. Bekanntlich enthielt das alte Umſatzſteuergeſetz 
vom 26. Juli 1918 ein Privileg für die bildenden Künſtler. Es 
war vorgeſehen, daß die Lieferung von Originalwerken der 
Plaſtik, Malerei und Graphik dann nicht luxusſteuerpflichtig ſein 
ſollte, wenn als Veräußerer lebende deutſche Künſtler oder ihre 
Erben auftraten. Die Reichsregierung hatte im Entwurf des 
neuen Umſatzſteuergeſetzes das gleiche Vorrecht vorgeſehen. Bei 
den Beratungen in der Nationalverſammlung wurde aber be⸗ 
kanntlich allgemein die Umſatzſteuerpflicht auch auf die An⸗ 
gehörigen der freien Berufe ausgedehnt, und man hielt es dabei 
für folgerichtig, nun auch bei der Lieferung von Kunſtgegen⸗ 
ſtänden zwiſchen dem Gewerbetreibenden und dem Angehörigen 
eines freien Berufes, alſo zwiſchen Kunſthändler und Künſtler, 
keinen Unterſchied mehr zu machen. Infolgedeſſen wurde die Vor⸗ 
ſchrift des Entwurfs, die den Künſtler und feine Erben von der 
Luxusſteuer ausnahm, bereits im Ausſchuß der Nationalverſamm⸗ 
lung geſtrichen. Die Künſtler wurden danach wie jeder andere 
behandelt, der im Kleinhandel, d. h. durch Verkauf unmittelbar 
an den letzten Verbraucher oder Gebraucher, Originalwerke der 
Plaſtik, Malerei und Graphik veräußert, und unterlagen damit 
einer Luxusſteuer von 15%. 

Gegen dieſe Vorſchrift erhoben ſich nun in der Künſtlerſchaft 
und in den an der künſtleriſchen Entwicklung intereſſierten Kreiſen 
recht erhebliche Bedenken. Man wies darauf hin, daß der bil⸗ 
dende Künſtler dadurch ſchwer gegenüber anderen ſchöpferiſchen 
freien Berufen benachteiligt ſei, da ja z. B. der Schriftſteller oder 
der darſtellende Künſtler nur der allgemeinen Umſatzſteuer unter- 
läge. Für den bildenden Künſtler allein hätte die Tatſache, daß 
ſeine Phantaſie ſich in einem greifbaren Gegenſtande verkörpere, 
die Folge einer Sonderbelaſtung. Es wurde weiter auf die be⸗ 
ſondern kulturelle, ethiſche und erzieheriſche Aufgabe gerade den 
bildenden Künſtler und insbeſondere in einer Zeit des Nieder⸗ 
gangs aufmerkſam gemacht. 

Bei aller Würdigung der in vieler Hinſicht berechtigten 
Gründe der Künſtlerſchaft für ihre Forderung waren aber weder 
die Reichsregierung noch der Reichsrat in der Lage, von ſich aus 
den Wünſchen der Künſtlerſchaft zu genügen. Das Geſetz gab 
dazu keine Ermächtigung. Denn § 16 und § 21 Abſ. 2 des Ger 
ſetzes beziehen ſich lediglich auf die Abgrenzung der luxusſteuer⸗ 
pflichtigen Gegenſtände, aber nicht darauf, daß eine beſtimmte 
Klaſſe verkaufender Perſonen befreit ſein könnte. Es wäre ver⸗ 
faſſungswidrig geweſen, wenn die Reichsregierung und der Reichs⸗ 
rat ihre Befugniſſe überſchritten hätten. Dazu kam, daß eine 
völlige Wiederherſtellung des früheren Vorrechts nicht dem aus⸗ 
drücklichen Willen der Nationalverſammlung entſprochen hätte. 
Die Nationalverſammlung hatte in ihrem Ausſchuß ſich für die 
Streichung, abgeſehen von den bereits erwähnten allgemeinen 
Erwägungen, insbeſondere deswegen entſchloſſen, weil das Vor⸗ 
recht der Künſtler nach dem alten Geſetz zu nicht unerheblichen 
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Mißbräuchen Anlaß gibt. Auch im Kunſthandel wurden in 
weitem Umfange die Werke lebender Künſtler der Luxusſteuer⸗ 
pflicht entzogen, indem die Kunſthändler dazu übergingen, ſolche 
Werke nicht mehr als Eigenhändler oder im eigenen Namen auf⸗ 
tretende Kommiſſionäre zu veräußern, ſondern im Namen und 
Auftrage des Künſtlers. Auch das im alten Geſetze vorhandene 
Vorrecht der Verkaufs⸗ und Ausſtellungsverbände der Künſtler 
hatte zu. Mißbräuchen geführt. Die Verbände hatten ſich nicht 
ſtreng an die Vorausſetzung ihrer Steuerbefreiung gehalten, daß 
ſie nämlich nur Werke von Mitgliedern veräußern dürften, und 
waren dazu wohl auch gar nicht immer in der Lage. Auch 
empfand der Kunſthandel das Vorrecht der Verbände vielfach als 
eine Schädigung ſeiner Intereſſen und wies nicht mit Unrecht auf 
die ihm zufallende Aufgabe hin, den Namen der Künſtler be⸗ 
kannt und ſeine Werke dem Publikum zugänglich zu machen. 
Danach konnte nur eine Novelle zum Umſatzſteuer⸗ 
geſetze zum Ziele führen. Die nun vorliegende Novelle geht 
auf einen Initiativantrag zurück, der unter dem 27. Juli 1920 
von dem Abgeordneten Dr. Pfeiffer und Genoſſen (Nr. 232 der 
Druckſachen des Reichstages) geſtellt wurde und in der Sitzung 
des Reichstags vom 30. Juli 1920 in allen drei Leſungen ohne 
jede Ausſprache Aufnahme fand. Der nunmehrige Rechts⸗ 
zuſtand iſt kurz der folgende: 

1. An der grundſätzlichen Luxusſteuerpflicht der Veräußerung 
von Kunſtgegenſtänden im Kleinhandel, ſei es durch gewerbs⸗ 
mäßige Kunſthändler, ſei es durch Privatperſonen, iſt nichts 
geändert. (Vgl. 8 21 Abſ. 2 Nr. 2 Satz 1 und $ 23 Abſ. 1 Nr. 3 
des Umſatzſteuergeſetzes.) Sachlich iſt die Luxusſteuerpflicht ſogar 
in einem Punkte ausgedehnt worden, indem nämlich die bisher 
im § 21 Abſ. 1 Nr. 2 Satz 2 enthaltene Bevorrechtigung der ſog. 
Künſtlerſteinzeichnungen wieder beſeitigt worden iſt. Dieſe Be— 
vorrechtigung war im Ausſchuß der Nationalverſammlung in 
letzter Stunde eingeführt worden, weil man glaubte, damit einer 
künſtleriſch beſonders wertvollen und entwicklungsfähigen Technik 
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der Originalgraphik berechtigte Unterſtützung angedeihen zu 


laſſen. Man überſah dabei, daß dieſes Vorrecht lediglich zu einer 
übermäßigen Ausnutzung gerade dieſer Technik für Darſtellungen 
auch künſtleriſch nicht beſonders ausgezeichneter Art führen mußte. 
Die Künſtlerſteinzeichnungen unterliegen nunmehr keinem an⸗ 
deren Rechte wie auch die übrige Originalgraphik, z. B. wie Ra- 
dierungen, Holzſchnitte, Kupferſtiche, Schabkunſtblätter, Linoleum⸗ 
ſchnitte uſw. (Vergl. § 48 I der Ausführungsbeſtimmungen.) 
Die Gleichſtellung tritt vom 1. Auguſt 1920 ein. Die bis dahin er⸗ 
folgten Lieferungen behalten ſelbſtverſtändlich die damals be⸗ 
ſtehende Steuerfreiheit. Für Grenzfälle 


ein Anſpruch auf Rückerſtattung des im Preiſe enthaltenen Luxus⸗ 


ſchließenden bei Abſchluß des Kauſvertrages von der Notwendige 
keit der Luxusbeſteuerung ausgingen und der Abnehmer den um 
157 erhöhten Preis nur deswegen zugeſtanden hat, weil die 
Luxusſteuerpflicht beſtand. Ob die Rechtslage bei Abſchluß des 


(Lieferung vor dem 


1. Auguſt, Bezahlung nach dem 1. Auguſt) wird § 46 Abſ. 3 des 


Geſetzes entſprechend anzuwenden ſein. 


2. Die Veräußerung von Originalwerken iſt 


dann luxusſteuerfrei, wenn als Lieferer ein 
dieſes Vorrecht der Künſtler aber beſchränkt auf die Fälle des 
unmittelbaren Verkaufs durch den Künſtler, alſo auf den ſog. 
Atelierverkauf. 
Perſon als Vermittler bedient, tritt die Luxusſteuerpflicht ein, 


alſo nicht nur, wenn dieſer Dritte, etwa der Kunſthändler, im 


eeigenen Namen verkauft, ſondern auch wenn er ausdrücklich im 


Namen und Auftrage des Künſtler auftritt. Durch den Wegfall 
des Vorrechts wird allerdings auch in dieſem Falle nicht der Künſt⸗ 
Ler ſeinerſeits luxusſteuerpflichtig, vielmehr iſt beſtimmt, daß in 


ſolchen Fällen ſtets der Vermittler luxusſteuerpflichtig iſt. Es 


wird damit inſofern eine neue Konſtruktion in das Umſatzſteuer⸗ 
geſetz eingeführt, indem unter Umſtänden jemand wie ein Lieferer 


beſteuert wird, der rechtlich nicht ſelbſt liefert, ſondern lediglich 
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als unmittelbarer Stellvertreter des Lieferers auftritt; auch in 
dieſem Falle hat er das volle für den Künſtler vereinnahmte 
Entgelt der Luxusſteuer zu unterwerfen. Es gilt das übrigens 
ſowohl wenn dieſer Vermittler ein Kunſthändler iſt, wie auch 
wenn er als Privatperſon auftritt. Es iſt wichtig, dieſes letztere 


. 


Künſtler auftritt. Im Gegenſatz zum früheren Geſetze iſt 


entnehmen mußte, daß mit der Luxusſteuer gerechnet wird. 
Sobald ſich der Künſtler einer dritten 


zu betonen, da auf dieſe Weiſe der Kunſthändler nicht ſchlechter 
geſtellt wird als der Gelegenheitsmacher und Schieber, der ſich 
etwa an dem Geſchäft beteiligt. Wie der Kunſthändler, alſo als 
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ſteuerpflichtiger Vermittler, werden auch die Ausſtellungs⸗ und 
Verkaufsverbände der Künſtler zu behandeln ſein, da das Geſetz 
für fie das frühere Vorrecht nich wieder einführt; da dieſe Ver⸗ 
bände den Verkauf oder die Verkaufsvermittlung ihrem Weſen 
nach nachhaltig betreiben, fallen ſie genau ſo wie die Kunſt⸗ £ 
händler unter den weiten Begriff der gewerblichen Tätigkeit, den = 
das Umſatzſteuergeſetz bekanntlich zugrunde legt. 

3. Das gleiche Vorrecht wie den Künſtlern ſteht nach 
ihrem Tode fünf Jahre lang auch ihren nächſten Ver⸗ 
wandten, ſeien ſie nun Erben oder nicht, zu. Nämlich den Ehe⸗ 
gatten, den Abkömmlingen und den Eltern. Feſtzuſtellen iſt noch, 
daß das Vorrecht der Künſtler fie im übrigen natürlich nicht 
von der Umſatzſteuerpflicht befreit. Die Umſatz⸗ 
ſteuer umfaßt nicht bloß die gewerblichen Tätigkeiten, ſondern 
nach der Faſſung des neuen Geſetzes bekanntlich auch die An⸗ 
gehörigen der freien Berufe. Der Künſtler muß alſo auch weiter⸗ 
hin über ſeine geſamten Umſätze Rechenſchaft ablegen und am 
Schluß des Kalenderjahres eine Steuererklärung abgeben, in der 
er die von ihm vereinnahmten Entgelte, ohne alle Abzüge auf⸗ 
zuführen hat. Die Steuer beträgt nur niemals mehr 15%, ſon⸗ 
dern Stets nur 12%. 

4. Die neue Regelung hat, mit Ausnahme der ſchon er⸗ 
wähnten Beſeitigung des Vorrechts der Künſtlerſteinzeichnungen, 
durch Artikel 2 der Novelle rückwirkende Kraft bis zum 
1. Januar 1920 erhalten. Der Künſtler iſt alſo mit ſeinen 
Atelierverkäufen auch für die Zeit befreit, in der er bisher formell 
einer Luxusſteuerpflicht unterlag. Soweit er etwa bereits eine 
Luxusſteuererklärung abgegeben hat, wird dieſe hinfällig, und 
einer weiteren Abgabe von Luxusſteuererklärungen bedarf es 
nicht mehr. 

5. Es bleibt noch die Frage zu prüfen, wie ſich der Rünitfer. 
zu verhalten hat, der in der Zeit vom 1. Januar 1920 bis zum 
31. Juli 1920 Kunſtwerke verkauft hat und dabei die Luxus⸗ 
ſteuer angeſetzt hat. Da er jetzt mit rückwirkender Kraft bis 
zum 1. Januar 1920 luxusſteuerfrei geworden iſt, würde er einen 
Betrag als Gewinn für ſich erhalten, auf den er bei der Preis⸗ 
vereinbarung nicht gerechnet hat. Seinem Käufer wird danach 
ſteuerbetrages dann zuſtehen, die 


wenn beiden Vertrag⸗ 


Verkaufs derartig geweſen iſt, wird ſich aus den Umſtänden er⸗ 
geben. Hat der Künſtler die Luxusſteuer getrennt in Rech⸗ 7 
gung geſtellt, was ja vielfach trotz des Verbotes des & 12 in der 
Praxis geſchehen iſt, ſo muß m. E. der verkaufende Künſtler als 
verpflichtet gelten, dieſen Preisaufſchlag wieder herauszuzahlen. 
Aber auch wenn ein Geſamtpreis vereinbart iſt, wird es 
ebenſo liegen, ſofern der Künſtler ausdrücklich auf die Luxus⸗ 
ſteuer hingewieſen hat, oder der Abnehmer aus den Umſtänden 


eee ee 


War in der Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Juli 1920 der 
Verkauf zwar im Namen des Künſtlers, aber durch Vermittlung 
eines Kunſthändlers, einer Künſtlergenoſſen⸗ 
ſchaft, einer Ausſtellungsverwaltung, eines Kunſtvereins uſw. 
erfolgt, ſo iſt die Luxusſteuerpflicht beſtehen geblieben, nur muß 
der Vermittler für die Luxusſteuer aufkommen, und der Künſtler 
muß ihn hierzu inſtand ſetzen, kann alſo die im Preis ihm zu⸗ 
gefloſſene Luxusſteuer dem Abnehmer nicht wieder herausgeben. 
In ſolchen Fällen iſt ſelbſtverſtändlich für eine Rückerſtattung der > 
Luxusſteuer kein Raum. 


Die ſteuerliche Rechtslage der Oſtdeutſchen. 

Von Privatdozent Dr. Richard Honig, Göttingen. 

Der Friedensvertrag von Verſailles, deſſen wirtſchaftliche 
Tragweite bei den möglichſt weit und daher auch möglichſt dunkel 
gehaltenen Beſtimmungen erſt im Laufe der Zeit klar werden 
wird, enthält einen Artikel, der für die Durchführung der großen 
Kriegsſteuergeſetze von einſchneidender Bedeutung iſt. 3 dies f 
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Art. 278. Deutſchland wird hier verpflichtet, die neue Staats⸗ 
angehörigkeit, die von ſeinen Angehörigen gemäß Geſetzen, Ent⸗ 
ſcheidungen oder Vertragsbeſtimmungen der alliierten und aſſo⸗ 
ziierten Mächte erworben wird, anzuerkennen und die in Frage 
kommenden Perſonen mit Rückſicht auf ihre neu erworbene aus⸗ 
ländiſche Staatsangehörigkeit „in jeder Richtung von jeder Pflicht 
gegenüber ihrem Heimatsſtaate zu entbinden“. M. a. W.: 
Deutſche, die durch den Friedensvertrag oder durch die auf ihn zu⸗ 
rückgehenden anderen Beſtimmungen der Alliierten eine aus⸗ 
ländiſche Stantsangehörigfeit erworben haben, dürfen von 
Deutſchland nur wie Ausländer behandelt werden. 

Nun iſt ohne weiteres klar, daß diejenigen Deutſchen, die mit 
Inkrafttreten des Friedensvertrages unter Verluſt ihrer deut⸗ 
ſchen Staatsangehörigkeit Ausländer geworden ſind, weil ſie in 
den an die alliierten Staaten abgetretenen Gebieten wohnen, der 0 
perſönlichen Steuerpflicht gegenüber dem deutſchen Steuerfiskus 
nicht unterliegen, weil Deutſchland über die abgetretenen Ge⸗ 
biete die Finanzhoheit verloren hat. Nur das in Deutſchland be⸗ 
findliche Grund⸗ und Betriebsvermögen, nicht auch das in⸗ 
ländiſche Kapitalvermögen dieſer Perſonen unterliegt der Be⸗ 

ſteuerung ſowohl hinſichtlich der Kriegsabgabe vom Vermögens⸗ 
zuwachs ($ 2, II dieſes Geſetzes), als auch hinſichtlich des Not⸗ 
opfers (88 3, 22 Abf. 1 des Reichsnotopfergeſetzes). Wohl aber 
kommen diejenigen Reichsangehörigen als perſönliche Steuer⸗ 
pflichtige in Frage, die, obgleich ſie in Deutſchland 
wohnhaft ſind, mit Friedensſchluß eine ausländiſche 
Staatsangehörigkeit erworben haben. Dieſe eigentümliche Kon⸗ 
ſtellation trifft für diejenigen Deutſchen zu, die in einem der an 
Polen verloren gegangenen Teile Deutſchlands von dort wohnhaft 
geweſenen Eltern geboren ſind, auch wenn ſie zur Zeit des Frie⸗ 
densſchluſſes, am 10. Januar 1920, dort nicht mehr ihren Wohn⸗ 
fig hatten. Denn dieſe Perſonen ſind in Art. 4 des zwiſchen den 
alliierten und aſſoziierten Hauptmächten und Polen am 28. Juni 
1919 abgeſchloſſenen Staatsvertrages, des ſog. Mindritätenver⸗ 
trages, als vollberechtigte polniſche Staatsangehörige anerkannt 
worden, d. h. ſie haben am Tage des Inkrafttretens dieſes Ver⸗ 
trages, es iſt dies gleichfalls der 10. 1. 1920, die polniſche Staats⸗ 
angehörigkeit ohne Erfüllung irgendwelcher Formalität er⸗ 
worben. Da der Verluſt der deutſchen Staatsangehörigkeit in 
dieſem Vertrage nicht ausgeſprochen iſt, beſitzen die genannten 
Perſonen nunmehr eine doppelte Staatsangehörigkeit, die 
deutſche und die polniſche. | 

Dieſe Regelung ift zwar zugunjten der in Frage kommenden 
Perſonen erfolgt. Gemäß Art. 297 b des Friedensvertrages kann 
Polen ihre in den abgetretenen Gebieten befindlichen Vermögens⸗ 
werte nicht liquidieren. Wohl aber greift dieſe Regelung be⸗ 
ſchränkend in die deutſchen Staatshoheitsrechte ein. Gemäß 
Art. 278 des Friedensvertrages iſt der Minoritätenvertrag für 
Deutſchland verbindlich. Und nach demſelben Artikel iſt Deutſch⸗ 
land verpflichtet, dieſe ſeine Reichsangehörigen, wie ſchon er⸗ 
wähnt, wie Ausländer zu behandeln. Dieſe Perſonen ſind dem⸗ 
nach nicht verpflichtet, ſtaatliche Ehrenämter, etwa das Schöffen⸗ 
und Geſchworenenamt, zu übernehmen. Ferner können ſie zu 
Steuern, zu deren Zahlung ſie nicht ſchon als Einwohner 
Deutſchlands, Sondern erſt in ihrer Eigenſchaft als 
Reichsangehörige verpflichtet wären, nur in dem Um⸗ 
fange wie Ausländer herangezogen werden. 

Es iſt alſo bei den einzelnen Steuern zu prüfen, ob die Ab⸗ 
gabepflicht an den Wohnſitz oder an die Staatsangehörigkeit des 
Abgabepflichtigen geknüpft iſt, und ob, wenn letzteres zutrifft, In⸗ 
länder und Ausländer verſchieden behandelt werden. Trifft letz⸗ 
teres zu, dann find die Reichsangehörigen, die ſeit dem Friedens⸗ 
ſchluß zugleich Polen ſind, nur in dem Umfange wie Ausländer 
ſteuerpflichtig. Von den großen Kriegsſteuergeſetzen, den Geſetzen | 
über die außerordentlichen Kriegsabgaben für die Jahre 1918 
und 1919. ferner dem Geſetz über die Kriegsabgabe vom Ver⸗ 
mögenszuwachs und ſchließlich dem Geſetz über das Reichsnotopfer, 
kommt nur das letzte Geſetz in Betracht. Nach 8 2 Abi. 1 Z. 3 
dieſes Geſetzes find nämlich Angehörice außerdeutfiher Staaten 
— im Gegenſatz zu den Reichsangehörioen — nur dann abgabe⸗ 
pflichtig, wenn fie ſich im Deutſchen Reich dauernd 
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des Erwerbs wegen aufhalten, wobei gemäß Abſ. 2 3.2 
dieſes Paragraphen nur ihr im Inland befindliches Geſamtver⸗ 
mögen und ihr ausländiſches Kapitalvermögen, nicht auch ihr 
ausländiſches Grund- und Betriebsvermögen von 
der Abgabepflicht umfaßt wird. 

Von den in den an Polen verloren gegangenen Gebieten ge⸗ 
borenen, jetzt in Deutſchland wohnhaften Deutſchen können dem⸗ 
nach die einem Erwerb nicht nachgehenden Per⸗ 


ſonen, alſo die Rentner, infolge ihrer Eigenſchaft als 


Polen zum Neichsnotopfer überhaupt nicht her⸗ 
angezogen werden, während die einen Erwerb 
treibenden, alſo durch ihre Tätigkeit ſich eine dauernde Ein⸗ 
nahmequelle verſchaffenden Perſonen infolge ihrer Eigenſchaft als 
Polen ihr im Ausland befindliches Grund⸗ und 
Betriebsvermögen nicht zu veranlagen brauchen. 
Dies iſt auch für Eheleute wichtig, von denen die Frau in 
den abgetretenen Gebieten geboren und nicht erwerbstätig iſt. Da 
ihr Vermögen der Abgabepflicht nicht unterliegt, findet 8 16 des 
Notopfergeſetzes keine Anwendung: die Vermögen der Ehegatten 
brauchen nicht zuſammengerechnet zu werden. Bemerkenswert 
aber iſt, daß die genannten Perſonen gemäß Abſ. 2 des Art. 4 
des Minoritätenvertrages das Recht haben, in den beiden, dem 
Friedensſchluß folgenden Jahren auf die polniſche Staats⸗ 
angehörigkeit zu verzichten. Damit hören ſie auf, als polniſche 
Staatsangehörige betrachtet zu werden, ſie ſind nur noch Deutſche 
und unterliegen alsdann nachträglich dem Reichsnotopfer. 
Schließlich iſt noch derjenigen Deutſchen zu gedenken, die am 
10. Januar 1920 noch in den an Polen verlorenen Gebieten ge⸗ 
wohnt, dann aber, ohne von dem ihnen nach Art. 91 Abſ. 3 
des Friedensvertrages zuſtehenden Optlonsrecht Gebrauch ge: 
macht zu haben, ihren Wohnſitz nach Deutſchland verlegt haben. 
Sie haben gemäß Art. 91 Abſ. 1 des Friedensvertrages die pol⸗ 
niſche Staatsangehörigkeit unter Verluſt der deutſchen erworben, 
und dieſe letztere nicht etwa ſchon durch den Zuzug nach Deutſch⸗ 
land wiedererworben. Sie ſind alſo Ausländer, die ihren 
Wohnſitz erſt nach dem 31. Dezember 1919 in Deutſchland be⸗ 
gründet haben und daher dem Reichsnotopfer nur dann unter⸗ 
worfen, wenn ſie Grund⸗ und Bettiebsvermögen haben, welches 
bereits am 31. 12. 1919, dem Stichtag des Notopfergeſetzes, in 
Deutſchland gearbeitet hat [S8 3, 22 Abſ. 1 des Notopfergeſetzes). 


Schwebende Verbindlichkeiten. 


Von Rechtsanwalt Dr. Fürnrohr, München. 

In meinem Aufſatz „Steuerlich beanſtandete Bewertung 
von Bilanzpaſſiven“ (D. St.⸗Ztg. VIII, 49 ff.) habe ich u. a. fol⸗ 
gendes ausgeführt: 

„Inwieweit ſchwebende Verbindlichkeiten 
(d. h. die Verpflichtungen aus Verträgen, die noch von keiner 
Seite erfüllt ſind) in die Bilanz aufzunehmen ſind, iſt nach der 
bekannten Entſcheidung des Reichsoberhandelsgerichts in 
Bd. 24 S. 73 „reine Tatfrage“, während z. B. Fiſcher 
(Bilanzwerte S. 145 ff.) ihre Buchung und Bilanzierung rund⸗ 
weg ablehnt. Hier bietet ſich alſo ſowohl für die Frage der 
Bilanzierung überhaupt, als auch hinſichtlich des Wertanſatzes 
ein Feld für ſteuerliche Differenzen. Nach den Grundſätzen des 
ordentlichen (alſo vorſichtigen) Kaufmanns wird eine ſolche 
Aufnahme in die Bilanz nur dann zu erfolgen haben, wenn 
nach Lage der Sache am Bilanzſtichtage anzunehmen iſt, daß 
die von der Gegenſeite zu beanſpruchende Leiſtung kein 
volles Entgelt für die zu betätigende eigene Leiſtung bieten, 
ſich alſo ein Verluſt ergeben wird. (Die Anſicht des Reichs⸗ 
oberhandelsgerichtes a. a. O., daß auch der nichtrealiſterte 
Gewinn aus beiderſeits noch unerfüllten Geſchäften bilanz⸗ 
mäßigen Ausdruck finden müſſe, kann für die regel⸗ 
mäßigen Betriebsbilanzen des Kaufmanns nicht 
geteilt werden.) Z. B. der Kaufmann hat auf Grund eines im 
abgelaufenen Geſchäftsjahr geſchloſſenen Vertrages einen 
Gegenſtand für 1000 M zu liefern, der ihn infolge der ver⸗ 
änderten Zeitumſtände jetzt ſelbſt etwa 1500 % koſtet. Hier 
kann der Kaufmann dem Aktivum (Forderung an den Be⸗ 


al 
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9 Ebenſo pr. OG. v. 12. 12. 19, vgl. Roſendorff, D. St.- Ztg. IX, 121. 


% 
ſteller) zu 1000 „ ein Paſſivum (Lieferungsverbindlichkeit) zu 
1500 A in der Bilanz gegenüberſtellen, oder er kann lediglich 
die Differenz zu 500 % als Paſſivum einſtellen. (Daß man 
dieſes Paſſivum richtigerweiſe nicht als „Reſervefonds“ be⸗ 
zeichnen darf, führt Roſendorff in dem zit. Artikel im 
Bankarchiv 1919 S. 134 mit Recht aus. Denn es handelt ſich 
hier nicht um eine echte und deshalb ſteuerpflichtige Gewinn⸗ 
reſervierung, ſondern um die Bewertung einer Verluſtgefahr, 
um die Belaſtung des Bilanzerfolges des abgelaufenen Jahres 


mit einem zahlenmäßig genau erſt ſpäter feſtſtellbaren und 


auch erſt ſpäter zu erleidenden Verluſte, zu dem die Arſache 


und rechtliche Grundlage ſchon im abgelaufenen Jahre ent⸗ 


ſtanden iſt.)“ 
Der Badiſche Verwaltungsgerichtshof hat 
ſich in ſeinem Urteil vom 14. Januar 1919 Nr. 104 (J. W. 1919 


S. 859 f.) auf den gegenteiligen Standpunkt geſtelltri) und 


hierbei folgendes ausgeführt: 


„Für die Beurteilung der Eigenſchaft der in die Bilanz 


eingeſtellten Rückſtellung als Bewertungspoſten oder als echte 
Rücklage iſt die Beantwortung der Frage maßgebend, inwie⸗ 
weit bei der Aufſtellung der Bilanz eines Unternehmens 
ſchwebende Rechtsverhältniſſe zu berückſichtigen 


ſind, Dabei iſt davon auszugehen, daß nach der Natur der kauf⸗ 


männiſchen Buchführung nicht die Verträge als ſolche ein⸗ 
getragen werden (wenigſtens nicht in die allgemein ge⸗ 


bräuchlichen Handelsbücher), daß ſie vielmehr für die Buch⸗ 


führung erſt erheblich werden, wenn von einer Seite erfüllt, 
d. h. wenn die Ware geliefert oder der Preis bezahlt wird. Mit 
Rückſicht hierauf wird wenigſtens für die regelmäßigen Fälle, 
in denen es ſich nicht um die Veräußerung des Geſchäfts, oder 
um die Auseinanderſetzung zwiſchen mehreren 
handelt, ſondern um den Weiterbetrieb des Geſchäfts durch 
denſelben Inhaber, allgemein angenommen, daß ſchwebende 
Rechtsverhältniſſe, insbeſondere ſchwebende Lieferungsver⸗ 
träge, bei der Führung der Bücher und demnach auch bei der 
Aufſtellung der Bilanz außer Betracht bleiben. Val. Staub, 


Beteiligten 


GB., 9. Aufl., Bd. 1 S. 237/38, Anm. 8 zu § 40; Mafower, | 


56 B., 12. Aufl., S. 82, Anm. 2 zu § 40; Fiſcher, Die Bilanz: 
werte, S. 143, § 37. Der zuletzt erwähnte Schriftſteller ver⸗ 
tritt daher die Anſicht, daß in einem Fall, wo ſich nach Abſchluß 
des Lieferungsvertrags herausſtellt, daß die Ausführung des 
Geſchäfts für den Lieferungspflichtigen mit Verluſt verbunden 
ſein wird, eine Rückſtellung des Schadensbetrags nicht ſtattzu⸗ 
finden habe, und daß eine mit Rückſicht auf den zu erwarten⸗ 


den Schaden erfolgende Kürzung des Reingewinns gegenüber 
der Vermögens⸗ und Einkommenſteuer nicht zuläſſig wäre 


(Fiſcher, a. a. O., S. 149). Die entgegengeſetzte Auffaſſung 


würde dazu ſühren, daß im umgekehrten Fall, wo die Abwick⸗ 
lung eines ſchwebenden Lieferungsgeſchäfts einen Gewinn er⸗ 
warten läßt, auch dieſer bei Aufſtellung der Bilanz zu berück⸗ 
ſichtigen wäre; der Gewinn würde alsdann nicht erſt in dem 


Jahr, in dem die Erfüllung des Vertrages ſtattfindet und der f 
Gewinn durch Eingang der höheren Gegenleiſtung des Liefe⸗ 


rungsberechtigten verwirklicht wird, ſondern ſchon in einem 
früheren Jahr den Geſchäftsgewinn beeinfluſſen und der Ber 
ſteuerung unterliegen. Ein ſolches Ergebnis kann aber nicht 


als im Sinne des Steuergeſetzes gelegen angeſehen werden. 


Daraus folgt, daß jedenfalls für die ſteuerliche Behandlung 


auch im vorliegenden Fall der Anſicht der Vorzug gegeben 
werden muß, daß der aus der Abwicklung der ſchwebenden 


Lieferungsverträge zu erwartende Verluſt erſt in dem Jahr 
berückſichtigt werden kann, in dem der Vertrag erfüllt oder 
wegen endgültiger Nichterfüllung des Vertrags der Schaden⸗ 


erſatzanſpruch des Vertragsgegners geltend gemacht und vom 


Verpflichteten anerkannt wird.“ 
Flechtheim hat ſich zu dieſem Urteil in IW. 1919, 


S. 859 f. folgendermaßen geäußert: 


„Die Frage, ob für vorausſichtliche Verluſte aus beider⸗ 
jeits noch unerfüllten Lieferungsgeſchäften ein ſteuerfreier 


| 
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Schuldpoſten gebildet werden kann, iſt von größter praktiſcher 
Bedeutung. Im Gegenſatz zu dem ablehnenden Standpunkt 
des Bad. VerwGh. wird in der Literatur mehrfach die Steuer⸗ 
freiheit folder Poſten vertreten (vgl. insb. Roſendorff: 
„Das Steuerrecht der ſtillen Reſerven“, 1919, S. 82, der). 
Bankarch. 18, 134, Fürnrohr, Deutſche Steuer⸗Zeitung 
VIII S. 51). Die Frage, ob ſchwebende Verbindlichkeiten in die 
Bilanz aufzunehmen ſind, läßt ſich nicht prinzipiell entſcheiden. 
Schon das ROHG. (Bd. 24 S. 73) hat darauf hingewieſen, 
daß es ſich hier im weſentlichen um eine Tatfrage handelt. 
Man kann auf der einen Seite nicht ſchlechthin den Grundſatz 
aufſtellen, daß die Aufnahme eines Schuldpoſtens in die Bilanz 
ſtets dann erfolgen muß, wenn nach der Lage der Verhältniſſe 
am Bilanzſtichtage mit einem Verluſt bei Abwicklung des Ge⸗ 
ſchäftes zu rechnen iſt (fo insbeſ. Bellardi, Bankarch. 
Bd. 12 S. 205 ff., ähnlich auch Roſendorff und Fürn⸗ 
rohr a. a. O.). Vielmehr entſpricht es der allgemeinen kauf⸗ 
männiſchen Anſchauung, daß die in noch beiderſeits nicht ab⸗ 
gewickelten Lieferungsgeſchäften liegenden Chancen und 
Riſiken bei Aufſtellung der Bilanz unberückſichtigt bleiben. 
Der Grund liegt allerdings nicht in einer Unvollkommenheit 
der Technik der doppelten Buchführung (ſo Simon, 
Bilanzen, S. 174). Aber auch den allgemein angeführten 
Grund, daß Leiſtung und Gegenleiſtung als gleichwertig an⸗ 
genommen werden, kann ich nicht als durchſchlagend aner⸗ 
kennen. Er läuft auf eine wenig begründete Fiktion hinaus. 
Die Vernachläſſigung der ſchwebenden Verbindlichkeiten beruht 
vielmehr darauf, daß die durch den natürlichen Konjunktur⸗ 
wechſel begründeten Gewinnausſichten und Verluſtgefahren ſich 
im Laufe der Jahre auszugleichen pflegen, ſoweit ſie ſich nicht 
ſchon in derſelben Bilanz gegenſeitig aufheben. Vorhandene 
Engagements dürfen aber dann bei Aufſtellung der Bilanz 
nicht außer acht gelaſſen werden, wenn ſie aus dem Rahmen 
der normalen Fluktuationen herausfallen. Dann würde ihre 
Ignorierung ein irreführendes Bild von der Lage des Unter⸗ 
nehmens geben. In ſolchem Falle muß alſo ein das Engage⸗ 
ment bewertender Schuldpoſten eingeſetzt werden. Solche Fälle 
ſind infolge der gänzlich anormalen wirtſchaftlichen Entwick⸗ 
lung der Kriegszeit und vor allem der Nachkriegszeit nicht 
ſelten. Bei dieſer Sachlage würde auch nach dem ROG. und 
nach Staub die Eigenart des Falles die Aufnahme der Ver⸗ 
bindlichkeiten in die Bilanz erheiſchen. Daraus ſolgt auch die 
Steuerfreiheit derartiger Schuldpoſten durch die das außer⸗ 
gewöhnliche Riſiko ſchwebender Verpflichtungen bewertet wird. 
Die Entſcheidung des Bad. VerwGH. geht alſo jedenfalls in 
ihrer Allgemeinheit zu weit. 

Ein weiteres Bedenken gegen die Entſcheidung läßt ſich 
daraus herleiten, daß es ſich nicht nur um die Veranlagung 
zur Beſitzſteuer, ſondern auch zur Kriegsſteuer handelt. Die 
Außerachtlaſſung der Chancen und Riſiken aus ſchwebenden, 
noch beiderſeits unerfüllten Lieferungsverträgen beruht, wie 
ausgeführt, auf den Gedanken der Ausgleichung. Der Grund⸗ 
ſatz ſetzt daher — wie die Entſch. im Anſchluß an Staub richtig 
hervorhebt — den Weiterbetrieb des Geſchäfts durch denſelben 
Inhaber voraus. Er gilt nicht auch für die Auseinander⸗ 
ſetzung mit dem ausſcheidenden Teilhaber. In dieſem Falle 
kommt es vielmehr darauf an, „einen Saldo zu finden, der 
dem gegenwärtigen Stand der Geſamtvermögenslage möglichſt 
nahekommt. Das kann nur geſchehen, wenn auch die laufen⸗ 
den Abſchlüſſe mit in den Kreis der Betrachtungen gezogen 
werden, ſoweit nach menſchlicher Berechnung das Ergebnis 
ihrer Abwicklung ſich vorausſehen läßt“ (Staub, a. a. O.). 
Dieſe Unterſcheidung iſt auch auf die Steuergeſetze anzuwen⸗ 
den. Für regelmäßig wiederkehrende Steuern, alſo Ein⸗ 
kommen⸗, Gewerbe- und Beſitzſteuer, können die normalen 
ſchwebenden Engagements unberückſichtigt bleiben. Anders 
für die Kriegsſteuer. Dieſe ſoll nunmehr abgeſchloſſen werden. 
Der Vorgang iſt dem Austritt eines Geſellſchafters zu ver⸗ 
gleichen (vgl. auch die amtliche Begr. zu § 24 Abſ. 2 des Gef. 
über eine außerordentliche Kriegsabgabe für das Rechnungs⸗ 
jahr 1918 vom 26. Juli 1918: „In der Form der Rriense 
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abgabe wird das Reich gewiſſermaßen an dem Plehrgewinn 


eines Kriegsgeſchäftsjahres beteiligt“). Bei den außerorbent- 
lich hohen nach dem vorliegenden Entwurf bis zu 100% 
gehenden Steuerſätzen kann hier dem Steuerpflichtigen un⸗ 
möglich die Verückſichtigung ſolcher aus bereits abgeſchloſſenen 
Verträgen fi ergebenden Riſiken verwehrt werden.“ 
Nunmehr hat der Reichsfinanzhof zu der Frage in 
ſeinem Urteil vom 7. Mai 1920 1 4 302/19 (RF . 3, 22 ff.) fol⸗ 
gendermaßen Stellung genommen: 

„Die Berufungskommiſſion hat hierbei davon auszugehen, 
daß zwar regelmäßig der Abſchluß eines Lieferungsver⸗ 
trages, ſolange noch von keiner Seite eine Leiſtung erfolgt iſt, 
teinen Anlaß zu einer Eintragung in Geſchäftsbücher gibt; 
denn der Kaufmann geht regelmäßig bei der Bilanzaufitellung 
davon aus, daß am Bilanzſtichtage der Wert ſeiner Rechte und 
Verbindlichkeiten aus den noch laufenden Geſchäften ſich wegen 
der noch beſtehenden Ungewißheit des wirtſchaftlichen Erfolges 
für ihn aufhebt, ſo daß die Weglaſſung beider Beträge aus 


der Bilanz den Vermögensſtand nicht beeinflußt. Bei Zu⸗ 


grundelegung dieſer Praxis ſind Rückſtellungen für im nächſten 
Jahre erwartete Verluſte echte Reſerven, die den Gewinn des 
laufenden Jahres nicht mindern (Staub, GB., 9. Aufl., 
Anm. 8 zu § 40, Paſſow, Die Bilanzen der privaten und 
öffentlichen Unternehmungen, 2. Aufl., Bd. 1 S. 75/76, 276; 
Fiſcher, Die Bilanzwerte, was ſie ſind und was ſie nicht 


find, 1908, Teil 2 S. 160; Nehm, Bilanzen der Aktien⸗ 
geſellſchaften, 2. Aufl., S. 88 II Nr. 2). Dagegen kann aus⸗ 


nahmsweiſe eine bilanzmäßige Berückſichtigung eines 
ſchwebenden Engagements allerdings insbeſondere dann vor⸗ 


kommen, wenn die daraus ſich ergebende Verpflichtung die 


korreſpondierende Forderung am Werte übertrifft (Paſſo w 
a. a. O., S. 282; Staub, a. a. O.). Es kann im Einzel⸗ 
falle das Verhältnis der laufenden Rechte und Verpflichtun⸗ 
gen ſo ſein, daß bei vorſichtiger Bewertung der Grundſatz, daß 
ſie ſich gegenſeitig aufheben, nicht zur Anwendung kommen 
kann, daß ſich vielmehr mit ausreichender Sicherheit ein Über: 
wiegen der verluſtbringenden gegenüber den gewinnbringen⸗ 
den laufenden Abſchlüſſen ergibt. Da die laufenden Verträge 


r 
Roi: 


abſichtigt zu ſein, wie es auch dem auch vom RF. anerkannten 
Grundſatze der vorſichtigen Bewertung nicht entſprechen 
würde, nicht realiſterte Gewinne bilanzmäßig irgendwie — und 
ſei es auch nur zur Abgleichung dohender Verluſte — zu berud- 
ſichtigen (vgl. hierzu auch RH. 3, 16 ff.). Der RF. ſpricht 
denn auch bei der praktiſchen Anwendung feiner Theſe in der zit. 
Entſcheidung nur von dem aus dem einen Abſchluß drohenden 
Verluſte und läßt deſſen Berückſichtigung zu, ohne auf die 


Frage des Beſtehens etwaiger ſonſtiger ge wi nn verſprechender 


I 


bereits Rechte und Verbindlichkeiten des Kaufmanns feſt be⸗ 


gründet haben, ſo iſt in dieſen Fällen ſeine Vermögenslage am 
Bilanzſtichtage bereits rechtlich und wirtſchaftlich beein⸗ 
trächtigt, und es iſt ihm nicht verwehrt, dieſe bereits ein⸗ 
getretene Vermögensminderung in der Bilanz zum Ausdruck 
zu bringen. Letzterer Fall ſoll nach den Angaben der Aktien⸗ 
geſellſchaft hier vorliegen. Denn ſie behauptet, daß die ſchon 
am 30. 6. 1918 beſtehende Verpflichtung, die Salpeterfabrik 
für die B.'ſchen Stickſtoffwerke in Ch. zu bauen, fie nötige, 
höhere Herſtellungskoſten aufzuwenden, als der dafür bereits 
1917 vereinbarte Preis betrage. Trifft dies zu, ſo muß ihr auch 


heutigen Zeiten 


das Recht zugeſprochen werden, dieſe Laſt ihres Geſchäfts am 
genannten Bilanzſticktage zu berückſichtigen, weil fie den zu 


dieſem Zeitpunkt vorhandenen Wert des Vermögens der 
Aktiengeſellſchaft, welcher nach 8 40 HGB. in Verbindung mit 
den Einſchränkungen des § 261 Ziff. 1 bis 3 a. a. O. auch für 
Aktiengeſellſchaften durch die Bilanz feſtzuſtellen iſt, be⸗ 
einflußt.“ 


Der Reichsfinanzhof hat ſich alſo im Gegenſatz zum Bad. 


BGH. und zum preuß. OV. 
Anſicht Flechtheims, 
dorff und mir a. a. O. vertretenen Standpunkt ange⸗ 
ihloffen, daß zwar die Buchung und ſteuerliche Berückſichti⸗ 


wie auch teilweiſe zu der 


dem unter anderen auch von Noſen⸗ 


gung ſchwebender Verbindlichkeiten nur aus na hmsweiſe 


zuläſſig iſt, daß aber dieſe Ausnahme ſtets dann gegeben iſt, 
wenn und ſoweit „mit ausreichender Sicherheit“ ein Ver luſt 


aus dem beiderſeits unerfüllten Geſchäfte zu erwarten ſteht. 


(Einige der oben wiedergegebenen Sätze der Entſcheidung des 
NFH. könnten allerdings den Anſchein erwecken, als verlange 


der RF. eine Abgleichung der Gewinn- und Verluſtausſichten 


ſämtlicher am Bilanzſtichtage ſchwebenden Engagements 
und laſſe nur eine Berückſichtigung des ſich hierbei ergeben⸗ 


den Verluftfaldos zu. Das ſcheint mir aber vom RYH. nicht be⸗ 


laufender Engagements irgendwie einzugehen.) 

Dieſer ſehr begrüßenswerte Standpunkt des REH. iſt für 
jedes Bücher führende gewerbliche Unternehmen gerade in den 
von größter Bedeutung. Einerſeits 
hat die gewaltige Preisſteigerung zahlreiche noch unerfüllte Ge⸗ 
ſchäftsabſchlüſſe verluſtbringend gemacht. Ein ſolcher Fall liegt 
der Entſcheidung des RF. zugrunde. Andererſeits ſpielt hier 
auch die Frage der derzeitigen überteuerungspreije 
bedeutungsvoll herein. 

Die Rechtſprechung ſteht bekanntlich mit Recht auf den 
Standpunkte, daß die Überpreife der Inflationsperiode für Ge⸗ 
brauchsgegenſtände, wie Bauten, Maſchinen uſw. ſteuerfrei im 
Jahre der Anſchaffung abgeſchrieben werden dürfen (vgl. 
Roſendorff, Steuerrecht der ſtillen Reſerven, ©. 67). Durch 
die Anſchaffung z. B. einer ſolchen überteuerten Maſchine eni- 
ſteht alſo in der Höhe der berteuerung ein auch ſteuerlich an⸗ 
zuerkennender Betriebsverluſt. Bisher ließ die Rechtſprechung 
die Vornahme dieſer Verluſtabſchreibung erſt im Jahre der 
Vertragserfüllung, alſo der Lieferung zu. Jetzt erlaubt die 
Stellungnahme des RFH. die Geltendmachung des Verluſtes 
ſchon im Jahre des Lieferungsvertragsabſchluſſes, 
was mit Rückſicht auf die großen außerordentlichen Abgaben wie 
das Reichsnotopfer, die Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs 
uſw. vom größtem Werte werden lann. 

Nehmen wir an, ein Einzelkaufmann mit dem Kalenderjahr 
als Geſchäftsjahr hat den Vermögenszuwachsbetrag von 
380 000 % bereits erheblich überſchritten, ſo daß ein Abzug vom 
Endvermögen ihm mit 100% zugute kommt. Er hat kurz vor 
dem Bilanzſtichtage des 31. 12. 1919 eine 1920 zu liefernde Ma⸗ 
ſchine für den Papiermarkpreis von 1,5 Millionen Mark beſtellt; 
die Maſchine koſtete im Frieden 150 000 M. Eine Herabſchreibung 
der Maſchine auf 600 000 % (gleich dem vierfachen Friedens⸗ 
preis) wird ſteuerlich kaum zu beanſtanden ſein. Der Mann 
kann alſo in ſeiner Bilanz pro Ende 1919 einen ſteuerfreien 
Verluſtpoſten von 900 000 „ einſetzen, wodurch ſich ſeine Kriegs⸗ 
abgabe vom Vermögenszuwachs um 900 000 % vermindert. Das 
Ergebnis iſt durchaus zu billigen. Es wird jo wenigſtens teil ⸗ 
weiſe erreicht, daß dem in Gold mark ausgedrückten An 
fangsvermögen nicht ein in Papier mark ausgedrücktes End⸗ 
vermögen gegenübergeſtellt wird, alſo nicht inkommenſurable 
Größen verglichen werden. Und der Steuerpflichtige wird ſo da⸗ 
vor bewahrt, jene 900 000 , die zu verlieren ihn am maß⸗ 
gebenden Bilanzſtichtag bereits eine Vertragspflicht zwingt 
auch noch als Zuwachs abzugeben. : 

Soweit die für die Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs, 
das Reichsnotopfer uſw. zugrunde zu legenden Bilanzen noch 
nicht fertig geſtellt ſind, ſollten dieſe Momente alſo unbedingt 
noch berückſichtigt werden. Soweit die Bilanzen mit Rückſicht 
auf die bisherige oberſtgerichtliche Rechtſprechung im Widerſpruch 
mit dieſen Crundſätzen bereits aufgeſtellt und eingetragen und 
die darauf fußenden Steuererklärungen abgegeben ſind, wird 
gleichwohl noch eine Berückſichtigung möglich ſein. Denn einmal 
iſt dem Steuerpflichtigen ja der Nachweis der UAnrich⸗ 
tigkeit feiner Bilanz jederzeit geſtattet (vgl. z. B. RH. 1, 
277; vgl. allerdings auch RH. 3, 20, wo eine zu berichtigende 
Unrichtigkeit nur zugeſtanden wird, wenn die unterlaſſene 
Buchung geboten, nicht ſchon. wenn fie nur zuläſſig war.) 
Sodann aber ſoll ja heute nach der RAbgO. und der Recht: 
ſprechung des RFH. nicht der Bilanzwert des Rein vermögens, 
ſondern der „gemeine Verkaufswert des Geſamtunternehmens“ 
maßgebend ſein (für Beſitzſteuer, Kriegsabgabe vom Vermögens⸗ 
zuwachs, Reichsnotopfer). Dieſer Wert, dem ich allerdings nac 
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wie vor recht ſkeptiſch gegenüberſtehe, wird von ſolchen ſchweben⸗ 

den Verbindlichkeiten bzw. Verluſten ſtets in gleicher Weiſe 
beeinflußt ohne jede Nückſicht darauf, ob er bilanzmäßig 

bereits Ausdruck gefunden hat oder nicht. Und deshalb ſteht einer 
dom Steuerpflichtigen natürlich mit entſprechender Begründung 
ausdrücklich zu verlangenden) Berückſichtigung ihrer 
wertmindernden Wirkung auch dann nichts im Wege, wenn der 
bevorſtehende Verluſt unverbucht geblieben it. 

Endlich wird es auch zahlreiche Fälle geben, in denen eine 
Geltendmachung der bilanzmäßig unberückſichtigt gebliebenen 
ſchwebenden Verluſte auf dem Wege des Ausgleichs gegen 
übermäßige Abſchreibungen gelingen kann. Es 
kommt das vor allem in Betracht für die Mehrgewinnbeſteue⸗ 
rung der Geſellſchaften, wo nicht der Verkaufswert des Geſamt⸗ 
unternehmens, ſondern der Bilanzgewinn Maß zu geben hat. Die 
ſteuerliche Rechtſprechung geſtattet bekanntlich innerhalb der 
gleichen Bilanz den Ausgleich der zu hohen und zu niedrigen Ab⸗ 
ſchreibungen (vgl. Fürnrohr, Bilanzbewertung und Steuer⸗ 
pflicht, S. 12 f.). Es erſcheint mir nicht zweifelhaft, daß auch die 
Abgleichung einer zu hohen bilanzmäßigen Abſchreibung gegen 
einen bilanzmäßig nicht berückſichtigten Verluſtpoſten geſtattet 
werden muß, weil es ſich auch hier doch nur darum handelt, über 
die ſteuerlich unrichtigen Bilanzzahlen hinweg den ſteuerlich 
wahren Bilanzgewinn zu ermitteln. 

Die Entſcheidung des Reichsfinanzhofs 
verdient alſo jedenfalls die aufmerkſamſte 
Beachtung aller gewerblichen Anternehmer, 
d e e eie e e e ee 
delsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften 
oder Erwerbsgeſellſchaften mit juriſtiſcher 
Perſönlichkeit. 


Muß die Ehefrau die Notopfererklärung 
des Ehemanns mitunterzeichnen? ? 


Von Rechtsanwalt Dre Koppe, Berlin. 

Das Notopfergeſetz ſelbſt enthält in der fraglichen 
Richtung keinerlei ausdrückliche Vorſchriften. Im Gegenteil muß 
man aus den SS 13, 16, 26, 27 und 43 folgern, daß nur der Ehe⸗ 
mann und zwar gleichzeitig für ſeine Ehefrau, ſoweit ſie nicht 
getrennt von ihm lebt, zu deklarieren hat und die Ehegatten 
dann intern miteinander verrechnen. 

Auch die Ausführungsbeſtimmungen beſagen 
im § 6: 

„Die Steuererklärung des Ehemannes muß das Vermögen 
der Ehefrau mitumfaſſen.“ 
Das den AusfBeſt. beigegebene amtliche Steuererklärungs⸗ 
formular beginnt mit den Worten: 
„Ich und meine Ehefrau, geborene „haben uſw.“ 

Am Schluſſe des Formulars findet ſich im Widerſpruch hierzu 
in kleinem Druck der eingeklammerte Vermerk: „Leben die Ehe⸗ 
gatten zuſammen, jo iſt die Erklärung auch von der Ehefrau zu 
unterzeichnen.“ Da dieſer Vermerk im Gegenſatz zu den übrigen 
Vorſchriften des Geſetzes und der AusfBeſt. ſteht, iſt er ſchon 
deshalb unbeachtlich. 

Zum gleichen Ergebnis kommt man aber auch aus allge⸗ 
meinen ſteuerrechtlichen Erwägungen. Nach § 79 Abſ. 2 Reichs⸗ 
abgabenordnung gelten die Vorſchriften für die Steuerpflich⸗ 

tigen ſinngemäß auch für die, die nach dem Steuergeſetz neben den 

Steuerpflichtigen perſönlich für die Steuer haften. Nach 8 98 
Abſ. 2 RAO. haften nun aber Ehegatten, die zuſammen zu einer 
Steuer veranlagt werden, als Geſamtſchuldner. Gleichwohl wird 
man angeſichts der obigen Vorſchriften des Notopfergeſetzes und 
feiner AusfBeſt. bereits die „ſinngemäße“ Anwendung der 
Steuererklärungspflicht des Ehemannes auch auf die Ehefrau 
verneinen müſſen. — Wollte man übrigens zu einem anderen 
Ergebnis kommen, ſo müßte man ebenſo auch z. B. gemäß 88 79, 
97 neben dem Teſtamentsvollſtrecker, Pfleger, Liquidator uſw. 
leichzeitig auch ſtets die Steuererklärungen von den Erben und 
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ſonſtigen Vertretern mit unterzeichnen laſſen. Dieſe Folgerung 
dürfte aber auch von der Finanzverwaltung, ſoweit bekannt, 
nicht gezogen werden. 
Hinzu kommen dann noch Erwägungen allgemeiner Natur. 
Die Ehefrau iſt in zahlreichen Fällen gar nicht in der Lage, für 


die Erklärung des Ehemannes, — man denke an ſchwierige 
Bilanz und Bewertungsfragen, — die Mitverantwortung zu 


übernehmen. Ihre Anterſchrift iſt alſo inſofern wertlos und 
bringt die Frau nur in unnötige Gewiſſenskonflikte. Darüber 
hinaus kann aber auch die Aufdeckung des ehemännlichen Ver⸗ 
mögens gegenüber der Ehefrau, — man denke an Alimen⸗ 
tationsverpflichtungen des Mannes, — geradezu verhängnis⸗ 
volle Folgen für die Ehe haben. Wozu alſo dieſe unnötige Ver⸗ 
bitterung des Steuerzahlers? Glaubt die Reichsfinanzverwal⸗ 
tung wirklich, auch nur einen Pfennig mehr Steuern durch die 
Anterſchrift der Ehefrau herauszuholen? Glaubt ſie insbeſondere, 
bei der Ehefrau ſei die Steuerehrlichkeit ſtärker ausgeprägt als 
beim Ehemann? 

Es muß erwartet werden, daß der Reichsfinanzminiſter 
ſchleunigſt die Finanzämter anweiſt, Steuererklärungen, die ohne 
Anterſchrift der Ehefrau einlaufen, unbeanſtandet zu laſſen, zu⸗ 
mal in zahlreichen Fällen den letzteren ohnedies ein weitgehendes 
Auskunftsrecht im Einzel falle zuſteht 

Jedenfalls beſteht eine Verpflichtung der 
Ehefrau, die Notopfererklärung des Mannes 
mit zu unterzeichnen, nicht. (Ebenſo Buck, Kommentar 
zur Reichsabgabenordnung § 79 Anm. 1 und Berliner Tageblatt 
Nr. 323 vom 16. 8. 1920.) 
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Der Altersabzug beim Reichsnotopfer. 
Bon Bücherreviſor Paul Pflüger, Berlin. 


Zwecks Prüfung des Steuerbeſcheides iſt es notwendig, daß 7 
der Steuerpflichtige u. a. auch weiß, wie die Anwendung der 
Abzüge vorgenommen iſt, da er ſelbſt dieſe Abzüge nicht machen 
darf. In meiner Praxis habe ich die Beobachtung machen müſſen, 
daß die Finanzämter den Steuerpflichtigen von der Anwendung 
der Abzüge ganz verſchieden unterrichten. 

Ich will hier zwei Beiſpiele anführen, aus denen zu erſehen 
iſt, wie man veranlagt werden kann. (Es ſoll hier ſpeziell auf 
die Anwendung des ſog. Altersabzuges gemäß $ 15 Nr. 8 
hingewieſen werden.) 


Rn 


1. Beiſpiel. 
Angenommen, der Steuerpflichtige hat ein Vermögen von 
48 000 , iſt 62 Jahre alt, verheiratet und hat 2 Kinder. 
Das Vermögen beträgt N 
Abzug gemäß § 15 Nr. 8 ½ 


10 000 AM 
22 000 1 
Frei für 2 Kinder (für das 1. Kind wird ein 


Steuerfrei für verheiratete Steuerpflichtige 


Steuerabzug nicht gewährt) . 5000 4 
bleiben 17000 K 
Die Steuer beträgt 1700 Kl. 
2. Beiſpiel. * 
Das Vermögen beträgt 22 48 000 „ 
Steuerfrei f. verh. Steuerpflichtige 10 000 4 
38 000 A 
Frei für 2 Kinder 5 000 M 
33 000 HM 
11000 A 


Abzug gemäß 8 15 Nr. 8 1, ee ok, 
bleiben 22 000 
Die Steuer beträgt 2 200 M. 
Wir ſehen alſo, daß durch die verſchiedenen Anwendungen des 
Abzuges eine gewaltige Differenz entſteht. Nach dieſem Bei⸗ 
ſpiel müßte man 500 A mehr bezahlen als erforderlich. 
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Es unterliegt keinem Zweifel, daß das erſte Beiſpiel richtig 
iſt. Zunächſt ſind vom Bruttogewinn die Abzüge nach § 15 vor⸗ 
zunehmen. Dazu gehören die dinglichen und perſönlichen Schul⸗ 
den, rückſtändige Steuern aus 1919, die zur Beſtreitung der 
laufenden Ausgaben für 3 Monate erforderlichen Beträge an 
Geld und dann der Altersabzug nach Abſ. 8 des § 15, wo es heißt: 


Von dem Vermögen ſind abzuziehen bei den Abgabepflichtigen 


mit einem ſteuerbaren Vermögen von nicht mehr als 150 000 M, 
die keinen Anſpruch auf Penſion oder Hinterbliebenenfürſorge 
haben: 

a) im Alter von 45 bis 60 Jahren ein Viertel, 

b) im Alter über 60 Jahre ein Drittel 
des ſteuerbaren Vermögens bis zu 50 000 A.. 


Für das überſchießende Vermögen bis zu weiteren 50 000 % 


iſt zu a ein Fünftel, zu b ein Viertel abzuziehen. 


Dieſe Vergünſtigung tritt nicht ein, falls gemäß 8 27 Abſ. 1 | 


die ganze Abgabe zinslos geſtundet wird. 
Nach dieſen Abzügen folgt der Abzug nach den 88 23 und 26. 
Aus dieſer Anordnung ergibt ſich ſchon, daß die Anwendung 
nach Beiſpiel 1 erfolgen ſoll. 


Eine Berechnung des Geſtehungswertes 
beim landwirtſchaftlichen Grundbeſitz. 


Von Regierungsrat Peyer, Köslin. 

Bei der Veranlagung zur Kriegsabgabe vom Vermögens⸗ 
zuwachs per 31. 6. 19 können bekanntlich ſtatt des gemeinen 
Wertes (Verkaufswert) auf Antrag des Steuerpflichtigen die 
„Geſtehungskoſten“ zugrunde gelegt werden. 

Der Geſtehungswert bei Grundſtücken, die vor dem 
1. Januar 1914 erworben ſind, berechnet ſich dabei auf der Grund⸗ 
lage des Wehrbeitragswerts. Hinzuzuzählen ſind alle ſeitdem 
gemachten Aufwendungen für Verbeſſerungen, alſo beſonders 
1. Neubauten, 2. neue Dränagen, 3. Wieſenverbeſſerungen, 4. Moor⸗ 
kulturen, 5. Aufforſtungen von Odland, 6. Vermehrung der 
Maſchinen, insbeſondere Anſchaffung von Motorpflügen, 7. neue 
elektriſche Anlagen. Dieſe Poſten ſind mit den wirklich entſtan⸗ 
denen Unkoſten einzuſetzen. 

Abzuziehen ſind die Verſchlechterungen. Dafür iſt die 
bei Koppe u. Varnhagen, Kriegsabgabegeſetz 1919, S. 83 
angeführte Entſcheidung des PrOVG. vom 22. 6. 1918 wichtig: 
Bei der Bewertung eines Grundſtücks nach den Geſtehungskoſten 
dürfen Veränderungen der allgemeinen Konjunktur nicht berüd- 
ſichtigt werden. 

Werden Beſtandteile des Grundſtücks oder ſeines Inventars 
abgängig, und läßt ſich feſtſtellen, mit welchen Anſchaffungs⸗ 
koſten dieſe Gegenſtände bei der Berechnung der Geſtehungskoſten 
angeſetzt waren, jo find dieſe Anſchaffungskoſten als Wertminde⸗ 
rung von den Geſtehungskoſten abzuſetzen. 

Im einzelnen kommen folgende Poſten in Betracht: 

1. Das lebende Inventar. Man vergleicht die Viehbeſtände 
am 31. 12. 1913 oder meiſtens am 30. 6. 1913 (§ 28 Ab}. 2 BStG.) 
mit denen am 30. 6. 1919 und berechnet den Anterſchied nach 
Friedenspreiſen z. B. wie folgt, immer in Mark: 

Kutſchpferde 1200, Ackerpferde 600, Fohlen, dreijährige, 700, 

zweijährige 500, einjährige 300, Saugfohlen 150; 

Bullen, bis 3 Monate (Kälber) 40, bis 1 Jahr 100, bis 2 Jahre 
200, bis 3 Jahre 300, Zuchtbullen 600—1200; 

Ochſen ebenſo, alte 600; 

Kühe, bis 3 Monate (Kälber) 75, bis 1 Jahr 180, bis 2 Jahre 
250, bis 3 Jahre (Färſen) 360, ältere 400; 

Maſtvieh 500; 

Schafe, Böcke 1—200, Muttern 40, Hammel 30, Jährlinge 20, 
Lämmer 10; 

Eber 1—200, 
Ferkel 15. 

2. Die Vorräte. Man vergleicht in derſelben Weiſe. Die 
Friedenswerte für je 1 Zentner find etwa: Roggen 8,50, Weizen 
9,50, Hafer 8, Gerſte 8,50, Erbſen 13, Bohnen 11, Mais 8, Eß⸗ 
kartoffeln 3,50—4. Stroh und Heu gleichen ſich aus. 


Sauen 1—200, Maſtſchweine 90, Läufer 35. 


3. Die Gebäude. Auf 1 Hektar entfallen bei gutem Boden 
4500 % Gebäude nach dem Friedenswert. Für Abſchreibungen 
kommt meiſtens ein volles Friedensjahr (13/14) und 5 Kriegs⸗ 
jahre in Betracht. Für letztere werden üblicherweiſe 2 v. H. de⸗ 
Friedensfeuerkaſſenwerts abgeſchrieben, alſo im ganzen 10 v. 9. 
Dazu tritt der Friedensſatz für ein Jahr, der mit 1 v. H. durch⸗ 
ſchnittlich angenommen werden kann. Dabei find % v. H. auf 
Maſſivbauten, 0,8 v. H. auf Fachwerkbauten, 0,6 v. 9. auf ger 
miſchten Bau, 1,5 v. H. auf Ställe, 1 v. H. auf Brennereien. 
Brauereien, Molkereien gerechnet. (Vgl. Wölfer, Grundſätze und 
Ziele neuzeitlicher Landwirtſchaft.) Zuſammen ſind das 11 v. H. 
Bei Neubauten im Kriege iſt der erſte Verſicherungswert zu⸗ 
grunde zu legen. Im Kriege iſt mehr gebaut worden, als vielfach 
angenommen wird. 

4. Die Maſchinen. Dazu werden alle Maſchinen und Ge⸗ 
räte im Friedenswerte von mehr als 100 M gerechnet, die nicht 
von Handwerkern hergeſtellt werden. Auf 1 Hektar guten Boden 


entfallen etwa 24 % Friedensinventarwert, alſo nicht Anſchaf⸗ 5 


fungswert. Ein Privatſteuerbüro rechnet als friedensmäßige 


Abſchreibung 5% v. H. des Anſchaffungswertes, was richtig er⸗ 
ſcheint. Dabei iſt der Altwert von 10 v. H. nach 16 Jahren er: 
reicht. Im Kriege ſind die Maſchinen durch ſchlechte Pflege we⸗ 
ſentlich ſtärker beanſprucht, es wird daher eine Abſchreibung von 
7 v. H. des Anſchaffungswertes zuzulaſſen ſein. Dies iſt mehr 


als die allgemein zugelaſſene Abſchreibung von 10 v. 9. vom 
Buchwert für die Kriegszeit. Es find alſo 5 mal 7% und 5% 
zuſammen 43 v. H. des Maſchinenwertes am Anfang abzuziehen. 


Falls nach dem Buchwert gerechnet wird, was immer anzuſtreben 


iſt, fo entſpricht etwa der Abſchreibung von 5% v. H. eine ſolche 
von 13 v. H., und der von 7% v. H. eine ſolche von 18 v. 9. Bei 
letzteren iſt der Altwert von 10 v. H. nach ungefähr 12 Jahren 
erreicht. 

5. Motore. Wölfer rechnet mit 15—20 v. H. des Un: 
ſchaffungswertes als Abſchreibung. Dieſer Satz iſt in ſeiner All⸗ 


gemeinheit zu hoch. Bei Motorpflügen empfiehlt es ſich, das 


Einſetzen eines neuen Motors als Ausbeſſerung anzuerkennen. 
Dann erſcheint für Motorpflüge eine Friedensabſchreibung von 
10 v. H. und eine Kriegsabſchkeibung von 15 v. H. vom Anſchaf⸗ 
fungswert als angemeſſen. Dem entſpricht bei der Abſchreibung 
vom Buchwert eine ſolche von 23 und 33 v. H. ungefähr. 

6. Die Geräte einſchließlich der Wagen find meiſtens frie⸗ 
densmäßig in Stand gehalten. Nur wo Schmied oder Stellmacher 
fehlten, wird für Wagen ein mäßiger Minderwert anzuſetzen, 
ſein, z. B. für einen Wagen 15 M. 

7. Bei Dränagen und Pflaſter find jährlich 3 v. 9, vom Ans 
ſchaffungswert üblich, alſo, da die Kriegszeit keinen Einfluß hat, 
6 mal = 18 v. H. Dem entſpricht eine Abſchreibung von 7 
v. H. vom Buchwert. Ob tatſächlich nach 30 Jahren eine Neu⸗ 
einrichtung der ganzen Dränage und des Pflaſters erfolgt und ob 
nicht beide Poſten bei der üblichen ſtückweiſen Ausbeſſerung 
eigentlich ewig dauern, alſo überhaupt leine Abſchreibung be- 
anſpruchen dürfen, mag mit Rückſicht auf die Üblichkeit der Sätze 
vorläufig dahingeſtellt bleiben. 

8. Bei elektriſchen Anlagen ohne die Motore erſcheinen bei 
friedensmäßiger Ausführung ebenfalls 3 v. H. vom Anſchaffungs⸗ 
wert — 7% p. H. vom Buchwert angemeſſen, bei kriegsmäßiger 
7% v. H. und 18 v. 9. 

9. Sehr ſchwierig iſt die Frage der Verſchlechterung des 
Bodens. 

a) Kali war im allgemeinen in ausreichender Menge zu 
haben. 

b) Stickſtoff verſchwindet im weſentlichen im Laufe von 
»—1% Jahren, kommt alſo nicht in Betracht. 

c) Phosphorſäure iſt in 4 Jahren faſt überall une 
zureichend nachgeführt worden, und der Vorrat daran vermin- 
dert. Da zwei ſchlechte Ernten, 15 und 17, in dieſe Zeit fallen, 
der Stickſtoff- und Kalkmangel einen zu weit gehenden Abbau 
hinderten, iſt der Verluſt aber nicht zu groß. Eine Vorrats⸗ 
düngung von 8 Zentnern Thomasmehl auf 1 Hektar würde den 
Verluſt etwa ausgleichen. Zu Friedenspreiſen würde das etwa 
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8 mal 2,60 — 20,80, rund 21 4 für den Hektar koſten, wobei 
die ganze Acker⸗ und Wieſenfläche zugrunde gelegt werden kann. 


d) Die Kalkung ſpielt als Nährſtoffzufuhr im großen 
und ganzen eine geringe Rolle. Meiſtens wird der Kalk nur an⸗ 


gewandt, um die Aufnahme vorhandener oder zugeführter Nähr⸗ 
ſtoffe durch die Pflanzen zu beſchleunigen. Das Fehlen der Kalk⸗ 
zufuhr kann alſo nicht als Verſchlechterung angeſehen werden. 


gleichzeitig abgetan. Für Verminderung der Bakterientätigkeit 
kann kein Abzug anerkannt werden, da im allgemeinen ſo viel 
Dünger vorhanden war, um die Felder nach dem Düngungsplan, 


wenn auch ſchwächer, zu düngen. Der Unterſchied in der Humus⸗ 
zuführung im Vergleich zu der Zuführung durch den vorhandenen 


Dünger durch Wurzeln, Stoppeln und verſtärkte Gründüngung 
iſt zu unbedeutend, um zahlenmäßig berückſichtigt zu werden. 

) Verunkrautung iſt auf manchen Gütern gar nicht, 
bei andern in mäßiger Weiſe eingetreten. Man kann als Gegen⸗ 
wert zweimaliges Befahren mit dem Extirpator und vier Strich 
mit der leichten Egge abziehen, alſo 2 * 4 2 8 N14, 
zuſammen 12 & für 1 verunkrauteten Hektar. De Mehrverun⸗ 
krautung gegen den Frieden muß aber durch Sachverſtändige be⸗ 
ſtätigt werden, denn gerade dieſe Angaben der Steuerpflichtigen 
ſind mit beſonderer Vorſicht aufzunehmen. 

g) Raubbau. Schließlich kommt noch der Umſtand in 
Betracht, daß ein Boden, der einige Jahre weniger Kunſtdung 
und ſonſtige Pflege erhalten hat, bei dem alſo etwas alte Kraft 
verloren gegangen iſt, nicht plötzlich wieder zu den alten Leiſtun⸗ 
gen kommt, ſondern dazu etwas Zeit braucht. Da der Unterſchied 
gegen die Friedenswirtſchaft meiſtens nicht allzu ſchroff war, 
kann der Rückgang nicht ſo beträchtlich ſein und wird auf eine 
Minderernte von durchſchn. 4 Zentner Roggen von 1 Hektar, alſo 
auf 33 A zu ſchätzen fein. Anders ausgedrückt kann man jagen, eine 
Volldüngung würde 1919 eine um 4 Zentner geringere Ernte 


wieder ausgeglichen. 

Die vorſtehenden Ausführungen können die Frage nicht er⸗ 
ſchöpfend löſen — darüber könnte man dicke Bände ſchreiben — 
aber ſie zeigen einen Weg, wie man ſie anfaſſen kann. Jeder 
Einzelfall iſt verſchieden. Eins aber muß man immer im Auge 
behalten: die ſchwächeren Ernten des Augenblicks ſind haupt⸗ 
ſächlich auf die ſchwächere Düngung im Einzelfall, nicht auf dau⸗ 
ernde Verſchlechterung zurückzuführen. 


Aus der Rechtſprechung des Reſchsfinanzhofs 


zum Kriegsabgabe recht. 
Von Geheimen Rat Dr. Kloß, Reichsfinanzrat. 


I. Verluſte au ſtillen Reſerven können nur nach Aufdeckung der 


letzteren durch Bilanzberichtigung berückſichtigt werden! K Steg. 1916 
$ 16. (Urteil v. 6. Juli 1920 4 93/0.) 

Die beſchwerdeführende Aktiengeſellſchaft rügte gegenüber ihrer 
Veranlagung zur Kriegsabgabe 1918 mit der Rechtsbeſchwerde, daß 
dem Geſchäftsgewinne ein Rückſtellungsbetrag von 50 000 „ auf das 
Konto „Übergang in die Friedenswirtſchaft“ hinzugerechnet worden ſei. 

Die Rechisbeſch werde hate keinen Erkolg 

„Unzutreffend iſt allerdings der Ausgangspunkt der Reklama⸗ 
tionsentſcheidung, daß Abſchreibungen nur an „dem auf der Aktivſeite 
der Bilanz angeführten einzelnen Poſten möglich und zuläſſig ſeien 
und daneben für eine allgemeine Abſchreibung auf den Wert des 
Unternehmens als Ganzes kein Raum ſei. Der erkennende Senat hat 
zuerſt in dem Urteil vom 13. Januar 1920 I A 232/195) (Sammlung 
Bd. 2 S. 135) ausgeſprochen und ſeitdem in ſtändiger Rechtſprechung 
daran feſtgehalten, daß eine Abſchreibung auf das Geſamtunter⸗ 
nehmen auch ohne Ausſcheidung für die einzelnen Aktivwerte zuläſſig 
iſt und daß die Abſchreibung, ſoweit fie überhaupt zuflüſſig 
iſt, auch teils auf der Aktivſeite teils durch die Einſtellung eines 
Bewertungskontos auf der Paſſivſeite vorgenommen werden kann. 
Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit einer Ge⸗ 
ſamtabſchreibung wie auch jeder Einzelabſchrei⸗ 
bung ift aber immer, daß die Abſchreibung nötig 
ift, um die Bilanzaktiben auf ihren geſetzlichen 


„ Vgl. Roſendorff in dieſer Zeilſchrift Jahrg. 8 S. 270; Jahrg. 9 S. 120. 
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| alfo immer, wenn eine Abſchreibung zugelaſſen werden 


Summe der Aktiven in der Bilanz den ihnen als Beſtandteil des 
e) Die verminderte Zufuhr an den Hauptnähr⸗ a 5 0 


ſtoffen durch die viehſchwächere Wirtſchaft iſt mit Vorſtehendem 


de Anrich tigkeit der zan 
[geſtellten 


Zwecke der 
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Wert zurückzuführen; mit anderen Worten: auch eine Ge⸗ 
ſamtabſchreibung darf nur erfolgen, wenn ſie erforderlich iſt, um den 
aus der Summe der in die Bilanz eingeſtellten Ein⸗ 
zelwerte ſich ergebenden Betrag, ſofern er den Wert des Unter⸗ 
nehmens im ganzen überſteigt, auf den dieſen wirklichen Wert des 
Geſamtunternehmens ausdrückenden Betrag herabzuſetzen. Es muß 
ſoll, die 


Unternehmens zukommenden Wert überſteigen. Verluſte an in 
der Bilanz überhaupt nicht als Aktiva berüd- 
ſichtigten Werten dürfen nicht durch Abſchrei⸗ 
bungen am Geſamtwert des Unternehmens in die 
Bilanz hereingebracht werden. Direkte Abſchreibungen 
wie Bewertungskonten dienen nur zur Berichtigung der Bilanzaktiva, 
ſie dürfen ſich daher nur auf das in der Bilanz ausgewieſene Ver⸗ 
mögen beziehen; Veränderungen an außerhalb des Bilanzvermögens 
vorhandenen Werten können das Bilanzergebnis grundſätzlich nicht 
beeinfluſſen. Auf Grund dieſer Erwägungen hat der Senat weitere 
Abſchreibungen auf Aktivpoſten, die bis auf 1 4 abgeſchrieben waren, 
nicht zugelaſſen. Dieſe Grundſätze ergeben auch den Maßſtab für die 
Zuläſſigkeit der Abſchreibungen auf ſogenannte immaterielle Werte. 
Im Geſchäftsjahr eingetretene Verminderungen dieſer Werte, alſo 
insbeſondere Einbußen am ſogenannten Goodwill, 
am inneren Werte des Geſchäfts, dürfen nur in⸗ 
foweit bilanzmäßig in Erſcheinung treten, als 


[der durch die Abſchreibung zu berichtigende Wert 


ſelbſt in den Aktiven der Bilanz berückſichtigt 
werden durfte und berückſichtigt worden iſt, ſei es unmittelnar 
in Geſtalt eines beſonderen Aktivpoſtens (Wert der Kundſchaft, Ge⸗ 
ſchäftserwerbskonto und dergl.), ſei es mittelbar als werterhöhendes 
Moment bei den einzeln aufgeführten Aktiven, indem dieſe mit Rück⸗ 
ſicht auf ihre Zugehörigkeit zu dem wertvollen Geſchäft eine höhere 
Bewertung erfahren haben, als ſonſt geſchehen wäre. Erſcheint 
der immaterielle Wert aber weder in der einen 
noch in der anderen Form in den Aktiven, ſtellt 
er alſo eine ſogenannte ſtille Reſerve da r 
kann eine ihn betreffende Wertminderung in der 


Bi i ückſich ti fi Will die Geſell⸗ 
gegeben haben als in anderen Jahren, 1920 wäre die Sache aber e ene eee e en ene BEE 


ſchaft behaupten, daß dieſer Bilanzoewinn nicht der wahre kriegsab⸗ 
gabepflichtige Geſchäftsgewinn ſei, ſo ſtellt ſie damit in den hier in 
Rede ſtehenden Fällen zugleich die Behauptung auf, daß ihre Bilanzen 
unrichtig geweſen ſeien, indem ſie darin die in den ſtillen Reſerven 
ſteckenden Werte nicht berückſichtigt habe, indem ſie alſo außer dem in 
der Bilanz ausgewieſenen Vermögen noch weiteres Vermögen beſitze 
oder beſeſſen habe. Auf Grund dieſer Behauptung kann 
ſie neue durch die Aufdeckung der ſtillen Reſer⸗ 


ven berichtigte Bilanzen vorlegen und deren Zu 


grundelegung verlangen, wenn ſie ihre n 
auf- 
Bilanzen nachweiſt. Das Recht einer 
Aktiengeſellſchaft auf Bilanzberichtigung zum 
Aufdeckung ſtiller Reſerven findet 
eine Grenze aber in den geſetzlichen Bewertungsvor⸗ 
ſchriften des § 261 Ziff. 1 und 2 HGB. Der Berich⸗ 
tiaungsantrag kann feinem Begriff nach nicht dahin gehen, zwin⸗ 
gende Bilanzvorſchriften unbeachtet zu laſſen. 

Soweit hiernach eine Bilanzberichtigung zuläſſig iſt, kann die 
Geſellſchaft nicht einerſeits dabei ſtehen bleiben, 
die in den ſtillen Reſerven verborgenen Werte 
in ihren Bilanzen überhaupt zu verſchweigen, 
anderſeits aber Verluſte, die ſie an eben dieſen 
Werten erlitten hat, in Abzug bringen. Dieſe Grund⸗ 


ſätze ſind im Schrifttum in den Erörterungen, die ſich an das oben 


erwähnte Urteil 1 A 232/19 angeſchloſſen haben, vielfach nicht beachtet 
worden. Das hat einerſeits dazu geführt, aus dieſem Urteil die Be⸗ 
rechtigung von Geſamtabſchreibungen herzuleiten ohne Rückſicht auf 
die Bewertung der einzelnen Aktiva oder das Vorhandenſein eines 
die immateriellen Werte ausweiſenden Poſtens in den Aktiven, an⸗ 
dererſeits iſt deswegen ein Widerſpruch zwiſchen dem Urteil und dem 
in der amtlichen Sammlung nicht veröffentlichten Urteil I A 54/19, 
das die Unzuläſſigkeit der Abſchreibungen auf ſtille Reſerven aus⸗ 
geſprochen hat, behauptet worden. Beide Schlußfolgerungen ſind unzu⸗ 
treffend. Das Urteil 1 A 232/19 ſteht auf dem Boden der oben er⸗ 
wähnten Grundſätze und bringt das im drittletzten Abſatz der ab⸗ 
gedruckten Entſcheidung dadurch klar zum Ausdruck, daß es die damals 
ſtreitige Rückſtellung nur inſoweit als abzugsfähig erklärt, als ſie 
nötig ſein werde, um den Bilanzaktiven in ihrem ge 
ſetzlichen Werte ausweiſen. 
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Die Anwendung dieſer Rechtsſätze auf den vorliegenden Fall führt 
zur Abweiſung der Rechtsbeſchwerde, denn der feſtgeſtellte Tatbeſtand 
ergibt, daß hier zu einer Abſchreibung auf den Geſamtwert des Unter⸗ 
nehmens kein Raum iſt. Die Rechtsbeſchwerde greift die von den Vor⸗ 
inſtanzen aus ihren tatſächlichen Feſtſtellungen gezogene Schlußfolge 
rung nicht an, daß die einzelnen in der Bilanz aufgeführten kon⸗ 
kreten Vermögensſtücke bereits hinlänglich abgeſchrieben ſeien und im⸗ 
materielle Werte in der Bilanz nicht auftreten; dann aber kann die 
behauptete Entwertung des Geſamtunternehmens, zu deren Ausgleich 
die ſtreitige Rückſtellung dienen ſoll, nur ſtille Reſerven betreffen, die 
in den Bilanzen verſchwiegen find.” 

II. Berückſichtigung der Zukunftsausſichten eines Unternehmens 
bei ſeiner Bewertung. (Urteil v. 30. April 1920 J A 290/19.) 

Es handelt ſich um die Bewertung der Geſchäftsanteile des Be⸗ 
ſchwerdeführers an einer G. m. b. H. „Da eine Einigung über die Be⸗ 


— 


BSG. Schätzung durch einen Sachverſtändigen angeordnet. Dieſer 
iſt nach dem Inhalt ſeines Gutachtens offenbar davon ausgegangen, 
daß bei freier Bewertung von Geſchäftsanteilen einer Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung Zukunftsausſichten des Unternehmens nicht be— 
rückſichtigt werden dürften. 
Dieſe Ausführung iſt rechtsirrig weil durch den $ 35 BStch. 
keineswegs die Berückſichtigung der Zukunftsausſichten eines Unter⸗ 
nehmens ausgeſchloſſen iſt, ſoweit dieſe für den Verkaufswert eine 
Rolle ſpielen. Nichts anderes als die der Wirklichkeit möglichſt ent- 
ſprechende Schätzung will mit der Beſtimmung in Satz 2 des § 35 
des BStG. erreicht werden (Strutz, Kriegsſteuergeſetz 1916 S. 238 
Anm. 16).“ 
III. 1. Verausgabte und gebuchte Zuwendungen zu gemeinnützigen 
Zwecken mindern den Bilanzgewinn, ebenſo die Koſten der zum Nennwert 
erfolgenden Neuausgabe von Aktien; KStG. 1916 8 16. 
2 2. Hinzurechnungen nach § 17 Abſ. 5 KSt. erſt vom Tage der 
Eintragung der Kapitalerhöhung ins Handelsregiſter au zuläſſig. 
(Urteil v. 21. Mai 1920 T A 204/19.) 
Es handelt ſich um drei Beſchwerdepunkte anläßlich der Veran⸗ 
lagung der Beſchwerdeführerin zur Kriegsabgabe für 1918. 
1. Von der Veranlagungskommiſſion ſind zum Geſchäftsgewinne 
des vierten Kriegsgeſchäftsjahrs 292279 Ausgaben für gemein⸗ 
nützige Zwecke gerechnet worden, die im Laufe des Geſchäftsjahrs be⸗ 
wirkt und verbucht worden waren. 
d Die Rechtsbeſchwerde hat in dieſem Punkte Erfolg gehabt. 
$ 16 Kr StG. 1916 in Verbindung mit § 24 u ehe 55 
iſt Geſchäftsgewinn des vierten Kriegsgeſchäftsjahrs der in einem 
er Geſchäftsjahr erzielte, nach den geſetzlichen Vorſchriften und den 
Grundſätzen ordnungsmäßiger kaufmänniſcher Buchführung berechnete 
Bilanzgewinn. Der Bilanzgewinn ergibt ſich durch eine Gegenüber⸗ 
ſtellung des nach § 40 des Handelsgeſetzbuchs berechneten Vermögens 
am Ende des Geſchäftsjahrs im Vergleiche mit dem Vermögen am 
Anfang des Geſchäftsjahrs, wobei für Aktiengeſellſchaften noch die 
2 Bewertungsvorſchriften im § 261 HGB. zu berückſichtigen ſind. Der 
; Unterſchied zwiſchen End⸗ und Anfangsvermögen iſt, ſofern das End⸗ 
vermögen mehr beträgt als das Anfangsvermögen, Bilanzgewinn 
Daraus erhellt ohne weiteres, daß Ausgaben, 
Nie im Laufe des Jahres für die unmittelbaren 
oder mittelbaren Zwecke der Aktiengeſellſchaft 
eleiſtet wurden, ohne daß fie der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft wieder einen Vermögensgegenſtand oder 
pielmehr den Wert eines ſolchen zuführen, nicht 
im Bilanzgewinn erſcheinen und daher auch nicht 
zum Bilanzgewinne gerechnet werden können. 
Ausgaben für gemeinnützige Zwecke find keine Ver- 
mögensgegenſtände, die bei der Aufſtellung von Inventur und Bilanz 
als Aktiven berückſichtigt werden können, fie find das Gegenteil von 
Vermögensbeſtandteilen, ſie ſind Unkoſten. Unkoſten aber min⸗ 
dern, weil ſie das Vermögen mindern, den Bilanzgewinn.“ 


2. Das Aktienkapital der Geſellſchaft war durch Beſchluß vom 
10. Oktober 1917 mit Rückwirkung ab 1. Juli 1917 um 10 Millionen 
Mark erhöht mit der Maßgabe, daß ein Viertel des erhöhten Aktien⸗ 
kapitals ſofort einzuzahlen ſei. Dieſes Viertel = 2500 000 4 it am 
17. November zuzüglich 5% Zinſen ſeit 1. Juli 1917 eingezahlt worden. 
Die Koſten für die Ausgabe der Aktien haben 458 859 4 betragen. 
Bei der Veranlagung iſt die Kapitalbermehrung mit 2500 000 4 
458 859 4 = 2041 1414 berechnet und find hiervon 6% Zinſen 
für die Zeit vom 18. November 1917 bis 31. März 1918 45585 % 
ı Friedensgewinne hinzugerechnet worden. Die Geſellſchaft ver- 
langt die Einſtellung der Zinſen ab 1. Juli 1917 und zwar von 
2500 000.4. 


wertung nicht erzielt worden iſt, wurde nach dem Schlußſatz des S 35 


| 
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Der Rechtsbeſchwerde iſt inſoweit teilpeiſe ſtattgegeben worden. 
„Zweifelhaft liegt die Frage, ob als Zeitpunkt der Grundkapital 

vormehrung der Zeitpunkt der tatſächlichen Kapitaleinzahlung oder der 
Zeitpunkt der Eintragung der Grundkapitalvermehrung in das Handels 
regiſter in Betracht kommt. Vom Standpunkt des Zweckes der Kriegs 
gewinnbeſteuerung der Geſellſchaften aus, der dahingeht, den unter 
Berückſichtigung gleichen Betriebsvermögens erzielten Mehrgewinn in 
den Kriegsjahren zu beſteuern, ließe ſich für die erſtere Auffaſſung 
manches geltend machen. Allein dadurch, daß der Geſetzgeber die Hin 
zurechnung der 6% Zinſen zum Friedensgewinn ausdrücklich an die 
Erhöhung des eingezahlten Grund⸗ und Stamufapitals 
kuüpft und nicht etwa mit einer Erhöhung des eingezahlten eigenen 
Kapitals ſich begnügt, hat er der Rechtſprechung nach der Anſicht des 
erkennenden Senats den Beitritt zu der erſterwähnten Auffaſſung ver⸗ 
ſchloſſen. Denn der Begriff des eingezahlten Grund⸗ oder Stamm⸗ 
kapitals iſt von 2 Vorausſetzungen abhängig, einmal muß das 


>’ 


betreffende Kapital eingezahlt fein, und zwei⸗ 
tens muß es die Rechtsnatur des Grund⸗ oder 
Stam mkupitals angenommen baben. Letzteres iſt 


aber früheſtens mit der Eintragung des Kapital 
erhöhungsbeſchluſſes in das Handels regiſter der 
Fall (HB. § 277 Abſ. 3 in Verbindung mit § 182 Abſ. 2 Ziff. 3 

vgl. auch Urteil vom 27. November 1919, Sammlung Bd. 2 Nr. 30 
Ziff. 1 —). Nun iſt davon auszugehen, daß die Eintragung nicht vor 
der Einzahlung des Kapitals erfolgt ſein kann (HGB. 8 284 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 195 Abf. 3). Durch die Berechnung des Zinſen 
zuſchlags vom 18. November 1917 ab iſt die Beſchwerdeführerin daher 


keineswegs beſchwert. 8 


Beſchwert erſcheint dagegen die Geſellſchaft dadurch, daß an dem 
eingezahlten Kapitale die Koſten der Stammkapitalvermehrung mit 


458 859 M abgezogen wurden und demgemäß der 6prozentige Zufchlau 


zu dem Friedeusgewinne nicht aus dem Neunbetrage des neu ein 
gezahlten Stammkapitals von 2500 000 , ſondern nur aus einem um 
die Koſten verminderten Betrage von 2041 14l berechnet wurde. 
§ 17 Abſ. 5 UrStcz. 1916 ſchreibt vor: „Hat ſich das eingezahlte Grund 
oder Stammkapital einer Geſellſchaft während der Kriegsgeſchäfts 
jahre vermehrt, ſo iſt für die Zeit nach der Vermehrung dem durch 
schnittlichen früheren Geſchäftsgewinn ein Betrag von 6 vom Hundert 
jährlich des der Geſellſchaft durch die Neueinzahlungen tatſächlich zu 
gefloſſenen Kapitalbetrags hinzuzurechnen“. Der Wortlaut des Ge 
ſetzes könnte dahin ausgelegt werden, daß auch bei einer Aktienaus 
gabe zu pari es nicht auf den Nennwert des erhöhten Stammkapitals, 
ſondern nur auf das Kapital ankomme, das wirtſchaftlich der Geſell 
ſchaft zugefloſſen iſt. Die handelsgeſetzlichen Vorſchriften über die 
Einzahlungen auf das Grundkapital verbieten die Aktienausgabe zu 
einem geringeren Betrag als dem Neunbetrage (GB. Su 184 Abſ. 1) 
und verlangen dabei, was insbeſondere für den gegenwartigen Fall 
in Betracht kommt, daß — von Sacheinlagen abgeſehen — miudeſtens 
ein Viertel des Nennbetrags der ausgegebenen Aktien bar eingezahlt 
werden muß. Da im Beſchwerdefalle die Aktien ohne Aufgeld aus 
gegeben worden ſind, kann eine Kürzung des in der Bilanz unter 
allen Umſtänden mit dem Nominalbetrag anszuweiſenden Grund 
fapitals [OG B. S 261 Biff. 5) um die Koſten der Aktienkaiptals⸗ 
erhöhung nicht erfolgen. Inſoweit erſcheint daher die Rechtsbeſchwerde 
zu Punkt 2 als begründet.“ 

3. Die unter Ziff. 2 vorſtehend erwähnten Koſten der Ausgabe 
neuer Aktien im Vetrage von 458859 .M hat die Berufungskommiſſion 
nicht als abzugsfähige, den Bilanzgewinn mindernde Koſten anerkannt 

Die Rechtsbeſchwerde hierzu iſt als begründet angefehen worden 
„Richtig iſt zwar, daß anders als bei der preußiſchen Einkommen 
ſteuer nicht bloß die zu beſtimmten im Geſetz ausdrücklich genannten 
Zwecken verwendeten Teile des ordnungsmäßig berechneten Bilanz 
gewinns ſteuerpflichtig find. Nach 8 16 des Kriegsſteuergeſetzes in 
Verbindung mit Kriegsabgabogeſetz 1918 89 21, 22 und 24 iſt Geſchäfts. 
gewinn der Kriegsgeſchäftsjahre ſowohl wie der Friedensgeſchäftsjahre 
der Bilanzgewinn ohne Rückſicht auf die Art ſeiner Verwendung. 
Richtig iſt auch, daß der bei der Ausgabe neuer Aktien erzielte Io» 
genannte Agiogewinn (das neue HGB. vermeidet abſichtlich den Aus- 
druck „Gewinn“ im § 262 Ziff. 2) kein Gewinn, ſondern Kapitaletn⸗ 
zahlung, Kapitalvermehrung iſt. Irrig iſt aber die Rechtsauffaſſung 
der Berufungskommiſſion, weil das Agio nicht als ſteuerpflichtiger 
Teil des Bilanzgewinns betrachtet werden könne, könnten auch die 
Verluſte, die bei der Ausgabe von Aktien, ſei es durch ein Disagio, 
ſei es durch die Begebung ſelbſt entſtehen, den ſteuerlich zu erfaſſenden 
Reingewinn nicht beeinfluſſen. 

Da die Ausgabe von Aktien unter dem Nennwert verboten iſt 
($ 184 HGB.), iſt die Beeinfluſſung des Bilanzgewinns durch ein 
Disagio nicht möglich. Werden die Aktien zu einem höheren Werte 
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als dem Nennwert ausgegeben, dann erſcheint das Agio, eben weil es 


nungsgemäß berechneten Bilanzgewinne, die aus dem Agio gedeckten 
ö Aktienausgabekoſten können daher den Bilanzgewinn nicht mindern. 

Anders liegt jedoch die Sache, wenn die Aktien 
a zum Nennwert ausgegeben werden. Hier bilden 
3 die Aktie nausgabekoſten Unkoſten der 
ſchaft, mit denen, falls keine andere Deckungs⸗ 
möglichkeit beſteht, das Gewinn und Verluſt⸗ 
konto des betreffenden Geſchäftsjahrs zu be⸗ 
laſren iſt. Wenn die Aktienausgabekoſten auf dieſe Weiſe den 
Bilanzgewinn mindern, ſo iſt das in Ordnung. Eine Hinzurechnung 
der Koſten zu dem ordnungsmaßig berechneten Bilanzgewinn könnte 


ſolche bezügliche der Hinzurechnung der Kriegsſteuer zum Bilanzgewinn 
im § 24 Abſ. 2 des Kriegsabgabegeſetzes 1918 gegeben iſt.“ 


Ein Weg der Erbſchaftsſteuererſparnis 
bei beerbter Ehe. 


Von Rechtsanwalt Dr. Hans Haarhaus, Elberfeld. 
1 


In den meiſten Fällen der beerbten Ehen will der erſtver⸗ 
ſterbende Ehegatte dem überlebenden die Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung der geſamten Erbſchaft übertragen, ohne daß die 
Kinder einen Zugriff haben. 

Dies bringt für den Anteil des überlebenden Ehegatten, 
wenn ein Teſtament in der bisherigen Form mit dem über⸗ 
lebenden Ehegatten als Alleinerben errichtet wird, die doppelte 


innerhalb der 10- bzw. 
ſteuer⸗Geſetzes ſtirbt. 
uk 

Da die Nachlaßſteuer und die Erbanfallſteuer bei jedem 
Erbfall erhoben werden, ſo kann im Verhältnis zwiſchen Eltern 
und Kindern die Erbſchaftsſteuer nur dann einmal geſpart 
werden, wenn die Erbſchaft ohne ein Dazwiſchentreten des über⸗ 
lebenden Ehegatten vom Erſtverſterbenden ſofort an die Ab⸗ 
kömmlinge übertragen wird. 

Geſchieht dies nicht, ſo iſt von dem Erbanteil des über⸗ 
lebenden Ehegatten zweimal Nachlaßſteuer und Erbanfallſteuer 
zu zahlen. a 

Ein Weg, den überlebenden Ehegatten als Erben auszu⸗ 
ſchalten, dieſem gleichzeitig aber die Verwaltung und die Nutz⸗ 
nießung an der Erbſchaft zu erhalten, iſt der, daß man die 
Abkömmlinge zu Erben einſetzt, den überlebenden Ehegatten 
aber zum Teſtamentsvollſtrecker im Sinne der 88 2209, 2210 
BGB. zum Zwecke der Verwaltung des Nachlaſſes ernennt. 


III. 

Das Amt eines Teſtamentsvollſtreckers endigt an ſich mit 
der Auseinanderſetzung unter den Miterben. Iſt dagegen der 
Teſtamentsvollſtrecker zum Zwecke der Verwaltung des Nach⸗ 
laſſes eingeſetzt, ſo dauert ſein Amt 30 Jahre oder, falls der Erb⸗ 
laſſer dies beſonders beſtimmt, bis zum Tode des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers. Es empfiehlt ſich daher, im Teſtament einen dahin⸗ 
gehenden Vermerk aufzunehmen. 


IV. 
Da die Erben die Auseinanderſetzung der Erbſchaft jeder⸗ 
zeit verlangen können, ſofern dies nicht durch den Erblaſſer aus⸗ 


aufgenommen werden. Mit Rückſicht darauf, daß, wenn ein 
Erbe vor dem überlebenden Ehegatten ſtirbt, die übrigen Erben 
die Auseinanderſetzung der Erbſchaft verlangen können, wenn 
dies nicht ausdrücklich durch den Erblaſſer ausgeſchloſſen iſt, hat 
das Teſtament auch eine dahingehende Beſtimmung zu treffen. 

Auf dieſe Art und Weiſe erhält der überlebende Ehegatte 
für die Dauer ſeines Lebens die unbeſchränkte Verwaltung des 
Nachlaſſes. - 


Geſell⸗ 


nur kraft ausdrücklicher Geſetzesbeſtimmung Platz greifen, weil eine 


Erbſchaftsſteuer mit, es ſei denn, daß der überlebende Ehegatte 
15 jährigen Friſt des § 18 Erbſchafts⸗ 


c a An 


Kapitaleinzahlung, Kapitalvermehrung iſt, grundſätzlich nicht im ord⸗ 


geſchloſſen iſt, muß eine dahingehende Beſtimmung ins Teſtament 


Ordnung liegt in der vorgeſchlagenen 
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Die Nutznießung des Nachlaſſes kann dem überlebenden 3 


Ehegatten in der Form zugewendet werden, daß ihn das Teſta⸗ 


ment zum Nießbraucher der Erbſchaft einſetzt. Hierin liegt aber 
ein Vermächtnis und infolgedeſſen wird die Erbanfallſteuer auf 


dieſe Art und Weiſe fällig. Man wird daher alles vermeiden, 
was auf ein Vermächtnis hindeutet und dem Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker im Teſtament eine Vergütung gemäß $ 2221 BGB. zu⸗ 


billigen. Wie hoch der Erblaſſer dieſe Vergütung bemeſſen will, 
iſt ihm überlaſſen. Sie darf nur nicht im auffallenden Mißver⸗ 


hältnis zur Größe der Erbſchaft und der zu leiſtenden Verwal⸗ 
tungsarbeit ſtehen, weil andernfalls ein verſtecktes Vermächtnis 
vorliegt. Man wird daher als angemeſſene Vergütung den 
ſtandesgemäßen Unterhalt des überlebenden Ehegatten feſtſetzen 


und ihm aus rein praktiſchen Gründen überlaſſen, in welchen 


Raten er dieſe Vergütung erheben will. 
Wi 
Ein Mißbrauch im Sinne des $ 5 der Reichsabgaben⸗ 
Abfaſſung des Teſta⸗ 
mentes nicht. Keiner der drei dort genannten Tatbeſtände für 
den Mißbrauch iſt erfüllt, insbeſondere iſt keine den wirtſchaft⸗ 
lichen Vorgängen, Tatſachen und Verhältniſſen nicht ent⸗ 
ſprechende ungewöhnliche Rechtsform gewählt worden. Im 
Gegenteil, es war die Abſicht des Geſetzgebers bei Schaffung des 
§ 2209 BGB., es zu ermöglichen, dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten die Verwaltung in der Eigenſchaft als Teſtaments⸗ 
vollſtrecker und deshalb frei von den geſetzlichen Be⸗ 
ſchränkungen zu übertragen. Eine dahingehende letztwillige Ver⸗ 
fügung entſpricht alſo gerade den durch das Geſetz gewollten 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen. 
l 
Das Teſtament wird daher etwa wie folgt lauten: 
„Dieſer erklärte dem Notar mündlich ſeinen letzten Willen 
wie folgt: 


Zu meinen Erben ſetze ich meine Kinder (folgen die Namen) 
zu gleichen Teilen ein. 


Sollte eines meiner Kinder vor mir ſterben, ohne eheliche 2 
Abkömmlinge zu hinterlaſſen, ſo wächſt ſein Anteil den übrigen 


Kindern an. 
2 


Meine Ehefrau ernenne ich zum Teſtamentsvollſtrecker im 


Sinne des § 2209 des BGB. zum Zwecke der Verwaltung meines 
Nachlaſſes. Dieſes Amt als Teſtamentsvollſtrecker ſoll bis zum 
Tode meiner Ehefrau dauern. 

3 

Ich ſchließe die Auseinanderſetzung in Anſehung meines ge⸗ 
ſamten Nachlaſſes bis zum Tode meiner Ehefrau aus. 

Dieſe Ausſchließung der Auseinanderſetzung gilt auch für 
den Fall, daß einer oder mehrere meiner Erben vor meiner 
Ehefrau ſterben ſollten. 

4. 

Als Vergütung für ihre Tätigkeit als Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker erhält meine Ehefrau aus meinem Nachlaß jährlich den 
von ihr zum Zwecke ihres ſtandesgemäßen Lebensunterhaltes 


nach ihrem eigenen Ermeſſen in Anſpruch genommenen Jahres⸗ 


bedarf und zwar in von ihr ſelbſt zu beſtimmenden Raten. 


Meine Ehefrau iſt auch berechtigt, zu dieſem Zweck den Be⸗ 


ſtand meines Nachlaſſes ſelbſt anzugreifen. 
„Ort und Tages datum.“ 


Eine Lücke im Beſitzſteuergeſetz. 


Von Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Loeb, Nürnberg. 


Der auf den 31. Dezember 1919 feſtgeſtellte Vermögens⸗ 
zuwachs unterliegt mit den aus dem Geſetz vom 30. April 1920 
erſichtlichen Einſchränkungen der Beſitzſteuer. Zum ſteuerpflich⸗ 


tigen Vermögen gehören dabei zweifellos die Forderungen, die 


neee 
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+ auf Grund des Art. 2971 des Friedensvertrages deutſchen Staats⸗ 


angehörigen wegen der Liquidation ihres ausländiſchen 
Grund⸗ und Betriebsvermögens gegen den deut⸗ 
ſchen Staat zuſtehen. Bei den früheren Faſſionen blieben dieſe 
ausländiſchen Werte gemäß § 10 I WehrbeitrGeſ., $ 5 BejStGef. 
unberückſichtigt. Eine dem 5 6 Z. 5 KrAbgGeſ. entſprechende Be⸗ 
ſtimmung hat die Novelle vom 30. April 1920 nicht gebracht. 

So ergibt ſich der widerſinnige Zuſtand, daß die Entſchädi⸗ 
gungen für den Verluſt ausländiſcher Realwerte von den Be⸗ 
troffenen als Vermögenszuwachs verſteuert werden müſſen! Daß 
dieſes Ergebnis gleichmäßig dem Sinn des Beſitzſteuergeſetzes wie 
der Billigkeit widerſtreitet, bedarf keiner Worte. Unverzügliche 
Ergänzung des Beſitzſteuergeſetzes entſprechend $ 6 3. 5 KrAbg.⸗ 
Geſ. erſcheint dringend geboten. 


Wechſelbeziehungen zwiſchen Steuer- 
und ſonſtigem Recht. 
Von Dr. A. Karger, Magdeburg. 


Der Einfluß des Steuerrechts auf das ſonſtige Recht iſt 
neuerdings mehrfach zur Erörterung gekommen, ohne daß man 
bisher erkannte, daß dieſer Einfluß ſelbſt ſich wieder in ver⸗ 
ſchiedene Unterarten zerglͤedert, von verſchiedenen Geſichts⸗ 
punkten aus zu behandeln iſt. 

IJ. Das RG. hat in RG. 8g, 298 und ebenſo der Reichs⸗ 
finanzhof (1, 283) die Auffaſſung vertreten, daß für die Steuer⸗ 
geſetze die Begriffe des bürgerlichen Rechts zu übernehmen ſind. 
Im allgemeinen wird man dem wohl zuſtimmen können, jedoch 
nur im allgemeinen. Gerade auf dem Gebiet des Rechts des 
nicht rechtsfähigen Vereins, der bürgerlich⸗ 
rechtlichen Geſellſchaft bahnt ſich eine Entwicklung an, 
die weit über das BGB. hinausgeht. 
Geſellſchaft hat im Steuerrecht Rechtsfähigkeit, daraus ergeben 
ſich Beziehungen zu anderen Perſonen, zur Steuerbehörde und 
ſchließlich unter Umſtänden auch zu den Gerichten. 
werden auch dieſe die Rechtsfähigkeit der Geſellſchaft annehmen 


müſſen, während fie bisher nicht gegeben war (vgl. Kloß, NSt.⸗ 


Rdſch. 1919 Nr. 4). Daß dieſe Scheidung auf die Dauer nicht 
durchführbar iſt — man denke nur an ſich aus Steuerprozeſſen 
entwickelnde Gebührenklagen und ſonſtige Klagen gleicher Art 
— liegt auf der Hand. Ahnlich liegt es hinſichtlich des Ver⸗ 
mögens ſolcher Geſellſchaften. Mit dem Schlagwort: Geſamt⸗ 
handeigentum, unter dem jeder einzelne Rechtslehrer ſich 
etwas anderes vorſtellt, glaubte man bisher die Fragen des 
§ 718 BGB. löſen zu können, verneinte die anteilsmäßige Be⸗ 
teiligung des einzelnen Geſellſchafters, obwohl ſchon Jörges, 
35 R. 49, 140 ff., 51, 47 ff. darauf hingewieſen, daß wohl jeder 
Geſellſchafter nach dem Geſetz einen Anteil haben müſſe, da ihm 
lediglich die Verfügungsgewalt über ſeinen Anteil abgeſprochen 
wurde (§S 719 BGB.). Während man früher daraufhin vielfach 
bei der Übertragung eines Grundſtücks von einem Geſellſchafter 
auf die Geſellſchaft die Grunderwerbsſteuer nach dem vollen 
Wert des Grundſtücks berechnete“), hat jetzt $ 15 des Grund⸗ 
erwerbsſteuergeſetzes und der inzwiſchen an ſeine Stelle getretene 
§ 460 der Reichsabgabenordnung beſtimmt, daß der Anteil des 
einbringenden Geſellſchafters außer Anſatz zu bleiben hat. Die 
Theorie des Geſamthandeigentums wurde darum endgültig für 
das Steuerrecht aufgegeben. Im Intereſſe aller Gläubiger von 
Vereinsmitgliedern und Geſellſchaftern läge es ebenſo wie im 
Intereſſe eines einheitlichen Rechts, daß hier das bürgerliche 
Recht dem Steuerrecht folge. Die Unterſuchungen müßten ſich 
darum in der Richtung erſtrecken, inwiefern Verbeſſerungen 
durch Vereinheitlichung möglich wären. 

In einem Punkte ſcheint mir freilich dieſe Einheit zur Zeit 
gegeben zu ſein, obwohl gerade ſie neuerdings in Frage geſtellt 
wird. Es handelt ſich hier um jenen Fall, daß ein Pflichtteils⸗ 


) über die hier in einzelnen Ländern herrſchende Willkür vgl. 
Popitz DStZ. 1919, 135. 


Die bürgerlichrechtliche 


Inſofern 


Grundſtückskäufen 


Prozeß 


berechtigter nach dem Tode des Erblaſſers auf ſeinen Pflicht⸗ 


teil verzichtet. Gelegentlich einer Notiz auf Seite 87 
Note 2 in der Deutſchen Steuerzeitung hat Reichsfinanzrat 
Dr. Kloß darauf hingewieſen, daß in der ſtändigen Rechtſprechung 
des Reichsgerichts (vgl. RG. 77, 238) durch das neue Erbſchafts⸗ 
ſteuergeſetz eine Anderung eintritt, weil nach § 20 Ziffer 1 der 
Erbſchaftsſteuer nur der Erwerb auf Grund eines Pflichtteils⸗ 
anſpruchs unterliegt, der geltend gemacht wird. In Übereinjtim: 
mung mit jener Anſicht hat auch Marcus (Erbſchaftsſteuergeſetz 
2. A. S. 128) ſich wie folgt ausgelaſſen: 

„Ein Pflichtteilsanſpruch, der nicht gel: 
tend gemacht wird, gilt nicht als Erwerb von Todes 
wegen. Deshalb unterliegt ein unentgeltlicher Verzicht des 
Pflichtteilsberechtigten auf den bereits entſtandenen 
Pflichtteilsanſpruch weder der Erbanfallſteuer noch der 
Schenkungsſteuer, da nach § 40 Schenkungen unter Lebenden 
der gleichen Beſteuerung unterliegen wie der Erwerb von 
Todes wegen, wozu noch bemerkt wird, daß der Pflichtteils⸗ 
anſpruch erſt mit dem Erbfall entſteht.“ 

Dieſer Anſicht kann nur inſoweit 8 werden, 
den, als eine Verſteuerung auf Grund des § 20 Ziffer I nicht in 
Frage kommt. § 40 iſt indes gegeben. Denn nach § 40 iſt jede 
Schenkung in gleicher Weiſe zu verſteuern, wie der Erwerb von 
Todes wegen. Der Anſpruch auf den Pflichtteil entſteht mit dem 
Erbfall, dieſer Anſpruch iſt vererblich und übertragbar (8 2317 
BGB.). Demgemäß liegt, wie man umgekehrt aus 8 517 BGB. 
ſchließen kann, in dem Verzicht auf dieſen erworbenen Pflicht⸗ 
teilsanſpruch eine Schenkung gegenüber 126 Erben. Dieſe Schen⸗ 
kung iſt ſteuerpflichtig. Der Hinweis auf § 40 Ziffer 3 kann an 
dieſem Ergebnis nichts ändern, da der 1 Begriff der 
Schenkung durch die Ziffer 1 bis 6 erweitert, nicht hingegen ein⸗ 
geſchränkt werden ſoll. Dies beweiſt die Einleitung des Yb- 
ſatzes 2: „Als Erwerb durch Schenkung gilt auch. 

II. Ein anderer Geſichtspunkt iſt der, zu prüfen, N 
beſtehende Beſtimmungen durch das Steuerrecht betroffen wer⸗ 
den (vgl. z. B. die Anterſuchungen über die Steuererſpar⸗ 
nis bei Errichtung der Aktiengeſellſchaften, 
Geſellſchafter mit beſchränkter Haftung und offenen Handels⸗ 
geſellſchaften? Einwirkung des Erbſchaftsſteuergeſetzes 
auf alte Teſtamente, wobei auch des 8 52 des Geſetzes 
über das Reichsnotopfer zu gedenken iſt, wonach dies Geſetz unter 
Umſtänden ſogar Vermächtniſſe aufheben kann (Jakoby, Jur. 
Woch. 1920, 522). 

IH. Greifen hier die Steuergeſetze in beſtehendes Recht ein, 
ſo üben ſie auch, um ein Wort Balls, D. St.⸗Ztg. 1920, 95, an⸗ 
zuwenden, ſteuerrechtliche Nebenwirkungen für die Zukunft aus. 
Nachträgliche Verkäufe können weitere Steuererhebungen not⸗ 
wendig machen. Eine ganz reue Erſcheinung iſt dies freilich 
nicht. Schon jetzt kam es zu Steuernacherhebungen, wenn bei 
zunächſt ein feſter Preis feſtgeſetzt 
wurde, gleichzeitig aber der Käufer ſich verpflichten mußte, im 
Fall einer Weiterveräußerung in kürzerem Zeitraum oder zu er⸗ 
heblich beſſerem Preiſe ein Aufgeld zu entrichten, das nachver⸗ 
ſteuert werden mußte. Mehr als bisher hat man darum zu prüfen, 
ob nicht durch die Veräußerung eines Landguts oder eines Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtandes weitere Steueranſprüche fällig werden, die 
eine Berückſichtigung bei der Feſtlegung des Kaufpreiſes er⸗ 
fordern. 

IV. Daß bisweilen das Zivilrecht allein eine Möglichkeit 
gibt, die Rechtmäßigkeit von Steuerverordnungen nachzuprüfen, 
zeigt ein vor kurzem vom Landgericht T in Berlin entſchiedener 
über die Rechtmäßigkeit der Kapital: 
fluchts verordnung vom 24. Okt. 1919 (26 0 197/20). Ihr 
Inhalt iſt an dieſer Stelle, S. 172 v. J., näher dargetan. Das 
Weſentliche jener Verordnung war, daß Zins- und Dividenden⸗ 
ſcheine in Zukunft nur dann von Vanken eingelöſt werden, wenn 
die Wertpapiere hinterlegt oder der Nachweis der Anmeldung 
der Wertpapiere bei der Steuerbehörde erbracht war (ſog. 
Depotzwang). Die Rechtmäßigkeit jener Anordnung ließ 
ſich, da es ein Neichsverwaltungsgericht noch nicht gibt, nur da⸗ 


durch feititellen, daß ein Inhaber von Zinsſcheinen gegen den N 
Schuldner ſelbſt — in dieſem Falle war es der preußiſche Staats⸗ 
fiskus — klagte. Selbſtverſtändlich machte der Schuldner ſämt⸗ 
liche Einwendungen nach jener Verordnung geltend, um ſeiner 
Zahlungspflicht zu entgehen. Wäre tatſächlich dies Verlangen 
des Schuldners auf Hinterlegung des Papieres berechtigt ge⸗ 
weſen, ſo wäre damit ein Teil des geltenden bürgerlichen Rechts 
aufgehoben worden, denn die Beſtimmungen über. Schuldver⸗ 
ſchreibungen auf den Inhaber galten nach allgemeiner Anſicht 
bisher auch für fällig gewordene Zinsſcheine. Wäre das in 
Zukunft nicht mehr der Fall geweſen, fo hätte es z. B. keinen gut⸗ 
gläubigen Erwerb an geſtohlenen, verlorenen oder ſonſt abhan⸗ 
dengekommenen Zinsſcheinen gegeben, ein Nießbrauch wäre 
erſchwert worden, die Verpfändung von Zinsſcheinen zur Un⸗ 
möglichkeit gemacht. Ebenſowenig hätten dann Zinsſcheine nach 
§ 803 BGB. in Kraft bleiben können, wenn die Hauptforderung 
erloſchen oder die Verpflichtung zur Verzinſung aufgehoben oder 
geändert wurde. Dieſe außerordentlich bedeutungsvollen Folgen 
hat das Landgericht nicht gezogen, dadurch aber den Zweck der 
ganzen Verordnung in Frage geſtellt und den Depotzwang 
für ungültig erklärt.!) 

Wollte man tatſächlich in rechtlich einwandfreier Weiſe jede 
Möglichkeit einer Steuerhinterziehung abſchneiden, ſo hätte nicht 
der Finanzminiſter eine Verordnung erlaſſen müſſen, denn eine 
ſolche kann nie ein Geſetz außer Kraft ſetzen, ſondern man hätte 
dem Beiſpiel Italiens folgen müſſen, ſämtliche Inhaberpapiere, 
etwa mit Ausnahme der Banknoten, zu beſeitigen. Solange es 
aber noch vom Recht anerkannte Inhaber⸗ neben Namensaktien 
gibt, durften ſie nicht im Verwaltungsweg beſeitigt werden, wo⸗ 
rauf letzten Endes die Kapitalfluchtverordnung hinauslief. 

Dieſer hier etwas ausführlicher erörterte Fall?) zeigt allge⸗ 
mein einen Weg, die Nichtigkeit einer Steuerverordnung feſt⸗ 
zuſtellen, ohne es auf einen Strafprozeß ankommen zu laſſen, der 
nicht jedermanns Sache iſt. Die zweite Kapitalfluchtverordnung 
vom 14. Januar 1920 verbietet nämlich bei Strafe neueröffneten 
Bankgeſchäften das Betreiben von Depotgeſchäften. Ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß hiermit der Finanzminiſter feine Befugnis 
überſchritt — unzuverläſſigen Geſchäften den Weiterbetrieb 
bis zum 1. Oktober 1920 zu verbieten — ſtellt jenes erſte 
Urteil klar, daß hierin auch ein Verſtoß gegen die Ber: 
faſſung zu erblicken iſt. Denn wenn jeder Gläubiger jelbit 
von ſeinem Schuldner die Zahlung des Zinsſcheines ver⸗ 
langen kann, iſt es auch ebenſo gut geſtattet, daß er ſich 
eines Vertreters bedient, wobei es die Eigenheit des 
In haberpapiers mit ſich bringt, daß er dieſe Vollmacht nicht be⸗ 
ſonders darzutun braucht. Da jeder Bankier jeden Nahrungs- 
zweig betreiben kann (Art. 111 Verf.), muß es ihm darum auch 
unbenommen ſein, Zinsſcheine einzulöſen. 

Die Wechſelbeziehungen des Steuerrechts mit dem ſonſtigen 
Recht dürften ſomit mehr als bisher die Aufmerkſamkeit der | 
Juriſten erwecken. Ein Spezialiſtentum ſcheint mir gerade aus 
dieſem Grunde nicht im Intereſſe der Rechtsſuchenden. 


Der Depotzwang ungültig. 


In dem vorſtehenden Aufſatz von Karger iſt unter 
Ziffer IV ein Urteil des Landgerichts 1 vom 7. Juni 1920 er⸗ 
wähnt, das die Ungültigfeit des ſogenannten Depot⸗ 
zwanges ausſpricht. Da die Entſcheidung für weite Kreiſe 
von aktuellem Intereſſe iſt, ſeien im folgenden die Arteilsgründe 
im weſentlichen Wortlaut wiedergegeben. 


Auszug aus dem Urteil . u. 
) In der Literatur findet ſich nur eine eingehendere Erörterung 


in der A. St. Rdſch. 1920, 1 ff., ſowie eine kurze Note Rießers in der 


Feſtgabe für Liebmann, Berlin 1920 und eine Entgegnung in der 
D. Allg. Ztg. vom 19. 11. 1919 auf meine wiederholten Ausführungen in 
dem Berl. Börſen⸗Courier, z. B. 16. 11., 26. 11., 19. 12. 1919, D. Ge⸗ 
meinde⸗Zeitung vom 29. 11. 1919. 


A 


Das Landgericht führt aus: 


Es handelt ſich für die Entſcheidung lediglich um die Frage, 
ob die Beſtimmung der Verordnung vom 24. Oktober 1919, wo⸗ 
nach Zinsſcheine inländiſcher Wertpapiere nur eingelöſt werden 
dürfen, wenn entweder die zugehörigen Wertpapiere bei der ein⸗ 
löſenden Bank hinterlegt find, oder wenn der Einlöſungsſkelle 


ein vom Finanzamt beſtätigtes Verzeichnis der Wertpapiere des 
Eigentümers vorgelegt wird, rechtsgültig iſt. Der Kläger wendet 


gegen die Rechtsgültigkeit dieſes „Depotzwanges“ ein, daß 


die Verordnung lediglich Maßnahmen gegen die Verbringung 
von Vermögen ins Ausland oder gegen das Verſtecken von Ver⸗ 
mögen im Auslande durch ins Ausland verzogene Perſonen 
treffen durfte. Er iſt der Anſicht, daß Maßnahmen gegen im 
Inland befindliche Perſonen nicht getroffen werden können. 
Dieſe Auffaſſung geht fehl. Welche Anordnungen der Reichs⸗ 
finanzminiſter gegen die Verbringung oder das Verſtecken von 
Vermögen zu treffen hatte, war eine Frage der Zweckmäßigkeit, 


und das Gericht iſt nicht ermächtigt, die Frage der Zweckmäßigkeit 


zu prüfen. Gegenſtand der richterlichen Nachprüfung iſt lediglich, 
ob die Verordnung ſich im Rahmen der geſetzlichen Vorſchriften 
gehalten hat. In dieſer Hinſicht rügt die Klage, daß die Vor⸗ 
ſchriften des BGB. § 793 ff. über Schuldverſchreibungen auf die 
Inhaber unzuläſſigerweiſe abgeändert worden ſind. Nach den Be⸗ 
ſtimmungen des BGB. kann der Inhaber der Schuldverſchreibung 
von dem Verpflichteten gegen Aushändigung der Schuldverſchrei⸗ 
bung bzw. des Zinsſcheines die Leiſtung verlangen, welche Gegen⸗ 
ſtand der Schuldverſchreibung iſt. Dieſer Anſpruch auf Einlöſung 
iſt durch die angefochtene Anordnung des Depotzwanges ab⸗ 
geändert worden. Zu einer derartigen Abänderung des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches iſt jedoch der Reichsfinanzminiſter nicht er⸗ 
mächtigt geweſen. Auf Grund des $ 7 des Geſetzes gegen die 
Kapitalflucht durfte der Miniſter Maßnahmen zur ſteuerlichen 
Erfaſſung geflüchteten oder verſteckten Vermögens treffen. Dieſe 
Maßnahmen durften ſich aber nur im Rahmen der beſtehenden 
Geſetze und nicht im Widerſpruch zu ihnen bewegen. Die von 
den geſetzmäßigen Faktoren auf geſetzmäßige Weiſe erlaſſenen 
Geſetze können nur durch auf gleichem Wege zuſtande gekommene 
Geſetze aufgehoben oder abgeändert werden. Es kann dieſe Ab⸗ 
änderung allerdings auch in der Weiſe erfolgen, daß durch 
ordentliches Geſetz einer Verwaltungsſtelle die Befugnis zur Ab⸗ 
änderung des Geſetzes erteilt wird. 


Eine ſolche Ermächtigung muß aber klar und unzweideutig 
zum Ausdruck gebracht ſein. Die Beklagte macht zwar geltend, 
daß durch den 8 7 des Geſetzes gegen die Kapitalflucht dem 
Reichsfinanzminiſter eine derartige Ermächtigung erteilt ſei. Sie 
folgert dies daraus, daß dieſer Paragraph auch von Maßnahmen 
ſpricht, die insbeſondere auch in Abweichung von der Vorſchrift 
des § 6 des Vankgeſetzes getroffen werden können. Dieſen Stand⸗ 
punkt hält das Gericht für verfehlt. Der Hinweis auf § 6 des 
Bankgeſetzes iſt vielmehr gerade deshalb erforderlich geweſen, 


weil der Miniſter an ſich nicht die Möglichkeit hatte, beſtehende 
geſetzliche Vorſchriften aufzuheben und es gerade deshalb einer 


beſonderen Ermächtigung bedurfte, dieſe Beſtimmung des Bank⸗ 


geſetzes außer Kraft zu ſetzen. Es kann der Beklagten nicht bei⸗ 


getreten werden, wenn fie in der Anführung des $ 6 des Bank⸗ 
geſetzes lediglich ein Beiſpiel für die Aufhebung dieſer geſetzlichen 
Vorſchrift erblickt. Das Wort „insbeſondere“ kann nicht dahin 
aufgefaßt werden, daß es ſich auf die Abweichung von geſetzlichen 
Vorſchriften bezieht, ſondern das Wort „insbeſondere“ ſteht 
lediglich in Beziehungen zu der allgemeinen Ermächtigung, Maß⸗ 
nahmen zur ſteuerlichen Erfaſſung des geflüchteten oder verſteckten 
Vermögens zu treffen. Wenn die Beklagte für ihren Standpunkt, 
daß der Reichsfinanzminiſter eine unumſchränkte Ermächtigung 


erhalten hat, anführt, daß dem Miniſter ein parlamentariſcher 
Ausſchuß zur Seite geſtellt worden iſt, ſo berechtigt dies nicht zu 


der Annahme, daß der Miniſter auch zur Aufhebung oder Ab⸗ 
änderung geſetzlicher Vorſchriften befugt ſein ſollte. Die Er⸗ 
mächtigung, die der Miniſter erhielt, war an ſich eine ſo weit⸗ 
gehende, daß mit Rückſicht auf den in neueſter Zeit beſonders 
zum Ausdruck gelangten Grundſatz des Parlamentarismus eine 


* 


Mitwirkung der Volksvertretung geboten erſchien. Derartige 


Parlamentsausſchüſſe beſtehen auch in anderen Füllen, bei denen 


Abänderungen beſtehender Geſetze nicht in Frage kommen. 

Das Gericht iſt demnach zu dem Ergebnis gelangt, daß die 
ſtrittige Anordnung des Reichsfinanzminiſters nicht zu Recht 
beſteht. 

* — 


Einkommenſteuerpflicht der Fuſionsgewinne 
(Fuſion oder Intereſſengemeinſchaft?) 
7 Von Rechtsanwalt Dr. Koppe, Berlin. 

Der Konzentrationsprozeß innerhalb der Induſtrie ſchreitet 


immer weiter. 
ſo aufgebaut, daß das übernehmende Anternehmen ſein Stamm⸗ 


kapital erhöht und die dadurch neugeſchaffenen Anteile den An⸗ 


teilseignern des übernommenen Unternehmens gegen die alten 
Anteile eintauſcht. Stellt diefe Hingabe zum Ein⸗ 
7 tauſch ein einkommenſteuerpflichtiges Veräußerungsgeſchäft 
gemäß & 11 Nr. 5 des Einkommenſteuer⸗Geſetzes dar? Muß 
beiſpielsweiſe der Aktionär, der die Aktien der Ge⸗ 
ſellſchaft A. ſeinerzeit zu pari übernommen hat, während 
> der Kurs heute 250 ſteht, 150% als Einkommen verſteuern, nur 
weil ſtatt deſſen jetzt ſeine Mitgliedſchaft in ein gleichwertiges 
* Vethältnis bei der Geſellſchaft B. — vielleicht ſogar gegen ſeinen 
von der Majorität nicht geteilten Willen, — umgewandelt wird? 
2 Auf eine dahingehende Anfrage hat der Reichsfinanzminiſter 
unter dem 14. 8. 1920 (III 13 864) folgenden Beſcheid erteilt: 
„Über die Frage, ob zu den Veräußerungsgeſchäften im 
Sinne des § 11 Nr. 5 des Einkommenſteuergeſetzes vom 
* 29. März 1920 auch die Tauſch geſchäfte zu rechnen ſind, 
u werden demnächſt die Veranlagungs⸗ und Rechtsmittel⸗ 
behörden zu entſcheiden haben. Unverbindlich glaube ich 
dieſe Frage bejahen zu müſſen, wobei es nach meiner Anſicht 
ohne Bedeutung iſt, ob ein Tauſchgeſchäft mit dem Willen 
des Steuerpflichtigen oder gegen ihn erfolgte. Im Hin⸗ 
blick auf 8 4 des Einkommenſteuergeſetzes dürfte demgemäß 


erfolgen hätte. Demgemäß werden meiner Anſicht nach 


menſteuer unterliegen. 
muß ich Bedenken tragen, in die Ausführungsbeſtimmungen 


nach der derartige Fuſtonsgewinne ſteuerfrei gelaſſen werden 


§ 108 der Neichsabgabenordnung Steuererm äßig ung 


den zu gewähren.“ 

Dieſer Beſcheid iſt keineswegs bedenkenfrei: 

Die Hingabe der alten Aktien zum Eintauſch gegen die 
jungen Aktien enthält lediglich einen Akt der „Vergeſell⸗ 
ſchaftung“, der von einer „Veräußerung“ vollig 
weſensverſchieden iſt. So haben 
Rechtſprechung zu den eine derartige 
88 305 und 306 des 
Vergütung neben der Hingabe der jungen Aktien als dem Sinne 
der Vergeſellſchaftung zuwider erklärt und in ſolchen Fällen die 


Fuſton behandelnden 


um eine Umwandlung, nicht aber um eine Veräuße⸗ 
rung von Geſellſchaftsrechten. Das Handelsrecht faßt die Fuſion 
ſo auf, daß die übernommene Geſellſchaft in der neuen Geſellſchaft 


bei einer Fuſion nicht aufgelaſſen, ſondern im Wege der Berich⸗ 
tigung umgeſchrieben. Von einem „Erlös“ im Sinne des $ 35 
des Einkommenſteuergeſetzes kann ebenfalls kaum geſprochen 
werden. 


— 


Die Verſchmelzungen ſind in den meiſten Fällen 


auch der in Geld oder Geldeswert beſtehende Gewinn aus 
Tauſchgeſchäften als ſteuerbares Einkommen zu gelten haben, 
wobei die Berechnung dieſes Gewinnes nach $ 35 a. a. D e 


auch die Gewinne aus Fuſion der Ein kom⸗ 
Unter dieſen Amſtänden 


zum Einkommenſteuergeſetz eine Vorſchrift aufzunehmen, 


ſollen. Sollten die Vorſchriften des Geſetzes zu wirklichen 
Härten führen, ſo würde ich gern bereit ſein, im Rahmen des 


oder gegebenenfalls Steuererlaß aus Billigkeitsgrün⸗ 


Fuſion als ungültig betrachtet. Es handelt ſich in der Tat hier 


beiſpielsweiſe Literatur und 


Handelsgeſetzbuches die Gewährung einer 


Auch der § 22 EintStcGeſ., wonach der Gewinn für die 
Zwecke der Steuerberechnung auf die Beſitzdauer, jedoch nicht über 
den 31. 12. 19 zurück, verteilt werden kann, ſowie die Vorſchrift 
des $ 35 EiniStGef., wonach für die Gewinnberechnung der „An⸗ 


ſchaffungspreis“ mit dem Wert per 31. 12. 19 angenommen 


werden kann, falls der Erwerb vor dieſem Stichtage liegt, 
bringen nur eine unvollkommene Milderung. 

Bei der außerordentlichen Bedeutung, die die Fuſtonsvor⸗ 
gänge im heutigen Wirtſchaftsleben beanſpruchen, erſcheint eine 
baldige Klarſtellung der Frage durch Einholung eines Gutachtens 
des Reichsfinanzhofes geboten. Sollte dieſes den Standpunkt 
des Neichsfinanzminiſters beſtätigen, ſo würde das ein neuer 
Grund ſein, — neben dem der hohen Steuern und Stempel, die 
ohnehin ſchon bei einer Fuſion die Geſellſchaft als 
ſolche betreffen, — nunmehr auch noch aus dem Geſichtspunkte 
der Aktionäre bzw. Geſellſchafter heraus die Fufion 
durch die Jutereſſengemeinſchaft zu erſetzen, wie das z. B. neuer⸗ 
dings bereits in dem vielbeſprochenen Zuſammenſchluß Deutſch⸗ 
Luxemburg mit Gelſenkirchen geſchehen iſt. 


Iſt die Erhebung des fünften und ſechſten 


Steuerquartals zuläſſig? 


Von Reg.⸗Nat a. D. L. Buck, 

Rechtsanwalt am Landgericht in Düſſeldorf. 
Durch das Geſetz vom 4. 
Nachtragsgeſetz vom 6. Mai 1920 (GS. S. 309) können die Ge⸗ 
meinden für das Steuerjahr 1919 die Gemeinde⸗Einkommenſteuer 
nach einem Tarif erheben, der vom Staatseinkommenſteuertarif 
(8 17 EStG.) abweicht, d. h. fie können eine ſehr ſcharfe Pro⸗ 
greſſion (Steigerung) und Degreſſion (Herabſetzung) der Ein⸗ 
kommenſteuerſätze einführen. Das durch die ſtärkere Heran⸗ 
ziehung der höheren Einkommen entſtehende Mehraufkommen 
ſoll allerdings nicht den Ausfall überſchreiten, der durch die Ent⸗ 
laſtung der niedrigeren und Befreiung der ganz kleinen Ein⸗ 
kommen entſteht (§ 4). Die Gemeinden können ferner beſchließen, 
daß bei Steuerpflichtigen, die in mehreren Gemeinden der Ge⸗ 
meindeeinkommenſteuer unterliegen, für die Progreſſion und De⸗ 
greſſton nicht nur das Forenſaleinkommen, ſondern das geſamte 
der Gemeindeeinkommenſteuer in Preußen unterliegende Ein⸗ 
kommen maßgeblich ſein ſoll. Den Beamten iſt allerdings 
wiederum ein Sondervorrecht eingeräumt worden inſofern, als 

ihr Kommunalſteuerprivileg unberührt bleibt. (8 5 Abſ. 2.) 
Die Befugnis, die Progreſſion und Degreſſion nach dem Ge⸗ 
ſamteinkommen und nicht nur nach dem Forenſaleinkommen zu 
bemeſſen, iſt kein ſelbſtverſtändliches Recht der Gemeinden ge⸗ 
weſen, ſolange das Geſetz vom 6. 5. 1920 noch nicht galt, denn 
wäre es anders, ſo hätte es der Schaffung eines ſolchen Geſetzes 
erſt gar nicht bedurft. Alſo waren die mit dem früher geltenden 
Recht im Widerſpruch ſtehenden Veranlagungen ungültig. 
Heute werden allerdings Steuergeſetze über Nacht gemacht, und 
jo gibt denn $ 5 und 6 des Geſetzes vom 6. Mai 1920 (GS. S. 309) 
jetzt den Gemeinden nachträglich das Recht, noch nach⸗ 
träglich einen mit $ 5 des Geſetzes vom 6. Mai 1920 im Einklang 
ſtehenden Beſchluß zu faſſen und alle Steuerpflichtigen, deren 
Veranlagung nach § 5 bis dahin unzuläſſig war, nachzuver⸗ 
anlagen. Denn $ 6 beſtimmt, daß Steuerpflichtige, die vor oder 
nach dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 4. Juni 1919 auf Grund 
der bis dahin beſtehenden Tarifſätze veranlagt find, für 1919 


ſelbſt danach veranlagt werden können, wenn die Gemeinde⸗ 


weiterlebt. Dementſprechend werden auch z. B. die Grundſtücke 


ſteuerpflicht nach der urſprünglichen Veranlagung erloſchen iſt 
(3. 8. infolge Wegzugs von Düſſeldorf). Darnach ſind die Ge⸗ 
meinden jetzt berechtigt, die Progreſſion und Degreſſion nach dem 
Geſamteinkommen zu bemeſſen. 

So viel zunächſt über die grundlegenden Beſtimmungen des 
neuen Notgeſetzes vom 6. Mai 1920. 

Dieſes Geſetz bezieht ſich, wie geſagt, aber nur auf die Ein⸗ 
führung der Progreſſion und Degreſſion. (Weiter 
enthält es im Art. 4 bezügl. der Nachveranlagung gewiſſe hier 
nicht in Betracht kommende Beſtimmungen.) Dagegen iſt es 


Juni 1919 (Geſ.Samml. S. 73) und 
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zöllig ohne Einfluß auf die Frage, ob und inwieweit die Ver⸗ 
anlagung zum ſogen. fünften und fechſten Steuer⸗ 
quartal zuläſſig iſt. 

Die Beſchließung und Erhebung des fünften Quartals 
lt jetzt geſetzlich zuläſſig, trotz der Vorſchrift des 8 84 des 
Kommunalabgabengeſetzes, wonach eine Nachveranlagung zur 
Gemeindeeinkommenſteuer nur dann erfolgen ſoll, wenn jemand 
zu Unrecht übergangen und ſteuerfrei geblieben iſt. Denn nach der 
Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts vom 23. April 1318 


(84. Bd. 10, S. 112) iſt eine neue Ausſchreibung einer Gemeinve⸗ 


ſteuer ( Rachtragsumla ge), welche zur Deckung eines im 
Laufe des Steuerjahres hervorgetretenen neuen Gemeindebedurf⸗ 


niſſes beſtimmt iſt, keine unzuläſſige Nachforderung im Sinne 


des Kommunalabgabengeſetzes (ogl. E. OVG. vom 20. 1. 08, 


Preuß. Verw.⸗Bl. 26, 923 und Entſch. vom 17. 11. 03 daſelbſt 30, 


659, ſowie Strutz daſelbſt 25, 109). 
ſechſten Quartals iſt im allgemeinen 


Auch die Erhebung des 
zuläſſig, 


wenn der nach der Entſcheidung vom 17. 11. 1908 (Preuß. Verw.⸗ 


Blatt 30, 659) gemäß 8 54ff. notwendige Nachtragsgemeinde⸗ 
beſchluß noch vor Ende des Steuerjahres 1919, nämlich vor 
31. März 1920, nebſt der notwendigen Genehmigung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes unter Dach und Fach gebracht worden iſt. 

Nun aber erfordert jede Veranlagung nach dem bisher 
geltenden Recht eine ordnungsmäßige Zuſtellung. Das gilt 
natürlich erſt recht für eine Nach ve ranlagung. Die Zu⸗ 
ſtellung konnte auch hinſichtlich des ſechſten Quartals gemäß 
Art. 43 der Ausführungsanweiſung zum Kommunalſteuergeſetz 


gültig in der Weiſe erfolgen, daß der zur Erhebung kommende 
ortsüblicherweiſe veröffentlicht 


Nachſteuerprozentſatz in 
wurde. Soweit ſich das ſtaatsſteuerpflichtige Einkommen mit dem 


gemeindeſteuerpflichtigen Einkommen micht deckt, iſt dagegen 


die Erhebung des ſechſten Quartals unzuläſſig. Das gilt ins⸗ 


beſondere für Beamte und Forenſen. Die Bekanntgabe ihrer 


Steuern muß nach Artikel 43 der Ausführungsanweiſung durch 
eine „beſondere Mitteilung“ erfolgen. Dieſe beſonderen Mittei- 
lungen ſind aber in vielen Gemeinden erſt weit nach dem 
1. April 1920 zugeſtellt worden. Eine ordnungsmäßige Zuſtel⸗ 
lung iſt aber bei den Forenſen und Beamten unbedingte Vor⸗ 
ausſetzung der Entſtehung des Steueranſpruchs. Der § 81 der 
Abgabenordnung, wonach die Steuerſchuld bereits entſteht, ſobald 
der Tatbeſtand verwirklicht iſt, an den das Geſetz die Steuer 
knüpft und wonach es zur Feſtſtellung der Steuerſchuld noch der 
Feſtſetzung des Vetrages bedarf, findet im vorliegenden Falle 
nicht Anwendung, da die Abgabenordnung nach § 1 Abſ. 2 des 
Geſetzes nur für Steuern gilt, die ganz oder zum Teil zugunſten 
des Reiches erhoben werden, nicht aber für die Staats⸗ und Ge⸗ 
meindeeinkommenſteuer des Rechnungsjahres 1919, an der das 
Reich bekanntlich überhaupt keinen Anteil hat. 

Auch Artikel 2 8 1 und 2 des Notgeſetzes find nicht anwend⸗ 
bar. Nach dieſen Vorſchriften iſt zwar in das genannte Geſetz 
eine dem $ 81 der Abgabenordnung entſprechende Vorſchrift auf⸗ 
genommen worden und weiter beſtimmt, daß die Gemeinden für 
das Steuerjahr mit rückwirkender Kraft von ihrer Befugnis aus 
£ 1 Gebrauch machen dürfen. Aber da das ganze Geſetz ſich, ab⸗ 
geſehen von Artikel 3 und 4, die hier nicht in Betracht kommen, 
nur auf die Befugnis zur Einführung der Progreſſion und 
Degreſſion bezieht, und auf nichts anderes, jo iſt bei den 
Beamten und Forenſen die Erhebung des ſechſten Quartals un⸗ 
zuläſſig. Der § 2 des Artikel II geſtattet den Gemeinden die 
Nachbeſteuerung nur, ſoweit ihnen durch § 1 ein Beſteue⸗ 
rungsrecht gewährt wird, d. h. ſoweit der 8 1 ihnen die Ein⸗ 
führung der Degreſſion und Progreſſion für das Rechnungsjahr 
1919 geſtattet. (Vgl. auch & 6, wonach die Nachveranlagung nur 
„nach Maßgabe dieſes Geſetzes“ zuläſſig iſt.) Danach iſt der ab⸗ 
lehnende Standpunkt vieler Gemeinden bezügl. des ſechſten 
Steuerquartals bei den Beamten und Forenſen meines Erach⸗ 
tens nicht begründet. Bei den Beamten iſt außerdem noch der 
& 5 der Verordnung vom 23. 9. 1867 (GE. S. 1648) zu beachten, 
die meines Wiſſens bisher noch durch kein Geſetz aufgehoben 
worden iſt. Erſt das Reichseinkommenſteuergeſetz hat (vom 


Steuerjahrn 1920 ab) die Steuerprivilegien der Beamten beſeitigt. 
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Darnach dürfen an kommunalen Auflagen aller Art (S ) 
äußerſtenfalls im Geſamtbetrage bei Beſoldungen (8 3) unter * 
250 Talern nicht mehr als 1%, bei Beſoldungen von 250 bis 
500 Talern nicht mehr als 1% und bei höheren Beſoldungen 
nicht mehr als 2% des geſamten Dienſteinkommens jährlich ge⸗ 
fordert werden. Mit dem fünften und ſechſten Steuerquartal 
aber wird dieſer Satz in den meiſten Gemeinden zum mindeſten 1 
bei den höheren Dienſteinkommen, nicht unweſentlich über⸗ 
ſchritten. Auch ſchon aus dieſem Grunde iſt alſo bei den Beamten 
die Erhebung des ſechſten Steuerquartals meiſt ungültig. Freilich 
bedarf es in heutiger Zeit nur eines Federſtrichs, um ein neuss 
Steuergeſetz wachſen zu laſſen, ſelbſt wenn dieſes nur aus einem 
Paragraphen beſteht und einen einzelnen Paragraphen eines 
anderen Steuergeſetzes aufhebt. Alſo kann auch ſchnell ein neues 
Geſetz gemacht werden, welches die Erhebung des ſechſten Quartals f 
nach dem 1. April 1920 auch für Beamte und Forenſen mit rück⸗ 
wirkender Kraft für zuläſſig erklärt.“) Denn wenn ſchon alle 
bis auf das Hemd ausgezogen werden, ſo iſt nicht einzuſehen, 
weshalb die Forenſen und Beamten noch einen Teil ihres 
Nockes behalten dürfen. Die überſichtlichkeit der Steuergeſeß⸗ 
gebung wird freilich durch die täglich neue Fabrikation von 
Steuergeſetzen nicht gefördert, ſie iſt jetzt ſchon gerade nicht über⸗ 
wältigend groß. Auch hier muß man verlangen, daß man endlich 
einmal wieder zu geordneten Verhältniſſen kommt, denn ſonſt 
brauchen wir auch keinen Reichsfinanzhof mehr. 

*) Nachtrag: Das in den letzten Zeilen meines Aufſatzes als 
wahrſcheinlich kommende Geſetz iſt inzwiſchen auch gemacht worden. 
Nach dem Nachtragsgeſetz, betreffend die Erhebung von Nachtrags 
umlagen für das Steuerjahr 1919 dürfen die Gemeinden die dor 
1. 4. 1920 für das Steuerjahr 1919 beſchloſſenen direkten 
Steuern auch noch nach dem 1. April 1920 erheben. Auch dieſes 
Geſetz hat, wie das bei Steuergeſetzen heutzutage einfach Da gemacht 
wird, rückwirkende Kraft vom 1. 4. 1920 ab. Nach dem 31.7 
1920 dürfen Gemeinden (Gemeindeverbände) direkte Steuern nur er 
heben 3) wenn bis zum genannten Zeitpunkt die Veranlagung bekannt 
gemacht iſt, p) wenn nach den beſtehenden Vorſchriften Nachveran⸗ 
lagungen zuläſſig find (8 83 ff. K Ach.) Die Gemeinden, die bon dem 
Geſetz erſt wenige Tage vor dem 31. 7. 1920 erfahren haben, müſſen 
ſich nun beeilen, um nichts zu verſäumen, denn ſonſt — muß noch 
mal ein Geſetz gemacht werden, um den ſäumigen Gemeinden 
zu helfen! 


Sparkaſſenbücher auf falſchem oder 


erdichtetem Namen. : 


In letzter Zeit mehren ſich die Klagen der Sparkaſſen darüber, daß 
Finanzämter die ihnen aus dem eingereichten Kundenverzeichnis be» 
kanntgewordenen Sparbücher häufig „ſperren“, weil das Sparbuch ent; 
weder auf einen falſchen oder erdichteten Namen lautet oder die 
Adreſſe des Verfügungsberechtigten nicht oder nicht vollſtändig angibt 
Die Sparkaſſen lehnen vielfach die Beachtung der Anordnung des Finanz⸗ 
amtes und die Eintragung eines Sperrvermerks auf dem Sparlonig 
mit der Begründung ab, daß das Konto bereits vor dem Inkrafttreten 
der Beſtimmungen über Maßnahmen gegen die Kapitalflucht errichtet 
worden ſei. 

Hierzu wird im amtlichen Fachblatt des Deutſchen Spariaflen: 
verbandes bemerkt, daß § 165 eine der wenigen Beſtimmungen der 
Reichsabgabenordnung iſt, denen ausdrücklich rückwirkend 
Kraft verliehen iſt. Die Beſtimmung findet daher unzweifelhaft auch 
auf ſolche Konten Anwendung, die bereits vor dem Inkrafttreten den 
Steuerfluchtbeſtimmungen errichtet worden ſind. Stellt ſich heran? 
daß ein bereits früher errichtetes Konto auf einen falſchen oder "CR 
dichteten Namen lautet, jo darf die Sparkaſſe nicht ohne Zuſtinmun; 
des Finanzamtes Zahlung leiſten. Fraglich kann nur fein, wie W 
die Verpflichtung der Sparkaſſe geht, die Berechtigung des Inhaber, 
eines ſolchen älteren Sparbuches zu prüfen, und die Berechtigung de 
Finanzamtes, ſolche Prüfung durch Sperrung des Sparkontos zu er 
zwingen In erſter Beziehung iſt feſtzuſtellen, daß das Geſetz de 
Sparkaſſen eine Prüfungspflicht nicht auferlegt. Ma 
wird alſo von Sparkaſſen nur dann verlangen können, daß fie di 
Zahlung verweigern, wenn ihnen bekannt iſt oder durch einen ander 
bekannt gemacht wird, daß das Sparbuch tatſächlich auf einen falſche 
oder erdichteten Namen ausgeſtellt iſt. Ein bloßer Verdacht genus 
nicht. Iſt aber der Sparkaſſe bekannt oder vom Finanzamt oder eine 
anderen glaubhaften Seite mitgeteilt worden, daß das Konto erdicht 
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oder falſch iſt, jo muß fie die Auszahlung von der Zuſtimmung 
des Finanzamtes abhängig 
ſich für den etwaigen Steuerausfall haftbar machen würde. 
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machen, widrigenfalls fie | 


fiber dieſe Verpflichtung hinaus kann die Sparkaſſe auch durch 
keine Maßnahme des Finanzamtes gezwungen werden, die Legitimation 


des Vorzeigers eines älteren Sparbuches zu prüfen. Insbeſon⸗ 
dere kann das Finanzamt die Sperrung des 
Kontos nicht anordnen. Das Finanzamt kann auch nicht der 
Sparkaſſe aufgeben oder ſie durch Anordnung der Sperrung nötigen, 


wegen Ermittlung der richtigen oder vollſtändigen Adreſſe eines 
Sparers Schritte zu unternehmen. 
Bei manchen Sparkaſſen lauten die Sparbücher nur auf 


Nummern. Dies iſt auch durch die neue Stenergeſetzgebung nicht 
verboten. Das Sparkonto aber muß auf den Namen lauten. Die 
Sparkaſſen ſind daher nicht verpflichtet, die Guthaben zu ſperren, weil 
die Sparbücher nur auf Nummern lauten, wohl aber natürlich, wenn 
auch in den Kundenverzeichniſſen etwa nur eine Nummer, kein Name 
angegeben ſein ſollte. 


Grenzen der Auskunftspflicht 
nach der Reichsabgabenordnung. 


Die SE 177 ff. RAO. find verſchiedentlich von den zuſtändigen 
Finanzbehörden zu weitgehend ausgelegt worden. Dem tritt ein 
Erlaß des Reichsfinanz⸗Miniſters vom 1. Juli 1920 (III 16051) 
entgegen und weiſt darauf hin, daß die Auskunftspflicht nicht 
zur Aufdeckung bisher unbekannter Steuerfälle 
verwertet werden darf. Bei dem Erfordern von Auskünften ſind 
alſo beſtimmte Perſonen und beſtimmte Rechtsgeſchäfte, 
über die eine Auskunft erfordert wird, namhaft zu machen. Das 
gilt insbeſondere von den bei den Banken einzuholenden Aus⸗ 
künften; unzuläſſig iſt es, anzufragen, welche Einlagen die 
Angehörigen eines beſtimmten Gewerbes in ihrem Bezirk in 
einem beſtimmten Zeitraum gehabt haben, oder, wenn die Be⸗ 


* 


kanntgabe ſämtlicher Perſonen gefordert wird, welche zu be⸗ 


Zu⸗ N 


ſtimmten Zeiten Wertpapierverkäufe vollzogen haben. 
läſſig iſt dagegen die Anfrage, ob und in welcher Höhe ein 
beſtimmter Kunde, ſei es auch für eine zurückliegende Zeit, ein 


Guthaben bei der Bank gehabt oder beſtimmte Arten von Ge⸗ 


ſchäften durch die Bank abgeſchloſſen hat. Ebenſowenig braucht 
der Geſchäftsinhaber, z. B. der Juwelier allgemein die Per⸗ 
ſonen anzugeben, die Kunſt⸗, Schmuck⸗ oder Luxusgegenſtände 
zum Preise von 500 % und darüber bei ihm eingekauft haben. 
Endlich kann auch von den Lebensverſicherungen nicht verlangt 
werden, daß ſie die Namen der Verſicherungsnehmer ſowie Zahl 
und Art der Verſicherung für eine gewiſſe Zeit anzeigen. 

Im Intereſſe der Steuerzahler iſt dieſe Umgrenzung der 
Auskunftspflicht durch das Reichsfinanz⸗Miniſterium außer⸗ 
ordentlich begrüßenswert, da ſonſt eine unnötige Beunruhigung 
des Wirtſchaftslebens, wie der Erlaß übrigens auch anerkennt, 
eintreten würde. 


Künſtlers unmittelbar von ſeinem Ehegatten, ſeinen Abkömmkingen 
oder ſeinen Eltern vertrieben werden. Die Friſt von fünf Jahren 
wird vom Abſchluß des Umſatzgeſchäfts über das Werk ab gerechnet. 


n Ne 
Dieſes Geſetz tritt, ſoweit es Stenerbefreiungen vorſieht, mit dem 
Januar 1920, im übrigen mit dem 1. Auguſt 1920 in Kraft. 
Berlin, den 18. Auguſt 1920. 
Der Reichspräſident. 
Ebert. 


Der Reichsminiſter der Finanzen. 
B SUR, Dana 


. 


Steuererhebung im beſetzten Rheinland. 


Über dieſe Frage hat das Landesfinanzamt Düſſeldorf unter 
dem 3. 8. 1920 (II k 2884) folgenden grundſätzlichen Beſcheid 


erteilt: 


„Nach Artikel 9 des Rheinlandabkommens ſind von den 
alliierten und aſſoziierten Truppen keinerlei deutſche direkte 
Steuern und Abgaben zu zahlen. Da in den Eingaben vom 
13. Juni jedoch um Erſtattung bzw. Befreiung von der Bier⸗ 
ſteuer, die zu den indirekten Abgaben gehört, gebeten wird, 
kann den Anträgen nicht entſprochen werden. 

In Übereinſtimmung hiermit hat die Interalliierte Nhein⸗ 
landkommiſſion kürzlich — Schreiben des Präſidenten der Kom⸗ 


miſſton an den Reichskommiſſar für die beſetzten Gebiete vom 
3. Juni 1920 Nr. 926 — zu dieſer Frage erneut Stellung ge 


nommen und hierbei folgende Grundſätze aufgeſtellt: 

Die im Artikel 9 des Abkommens vorgeſehene Befreiung be- 
zieht ſich nur auf Steuern, die beim Kleinverkauf der Ware 
feſtgeſtellt und erhoben werden, nicht aber auf ſolche, deren Er⸗ 


hebung bei der Herſtellung der Ware erfolgt und die alſo wie alle 


Geſetz über die Anderung des § 21 Abſ. 1 Nr. 2 des Umſatzſteuergeſetzes 


vom 24. Dezember 1919. 
Vom 18. Auguſt 1920. (RGBl. 1607.) 
Der Reichstag hat das folgende Geſetz beichloffen, das mit Zu⸗ 
ſtimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird: 
rer 
8 21 Abſ. 1 Nr. 2 des Umſatzſteuergeſetzes erhält folgende Faſſung: 
2. Originalwerke der Plaſtik, Malerei und Graphik; Radierungen, 
Holzſchnitte und Kupferſtiche gelten als Originalwerke. 

Von der erhöhten Steuer frei bleiben Originalwerke der Plaſtik, 
Malerei und Graphik deutſcher lebender Künſtler, wenn fie un⸗ 
mittelbar vom Künſtler vertrieben werden. Bedient ſich der Künſt⸗ 
fer der Vermittlung dritter Perſonen, fo gelten dieſe als erhöht 
ſteuerpflichtige Lieferer mit dem geſamten vom Abnehmer entrichte- 
ten Entgelt, auch wenn ſie im Namen des Künſtlers aufgetreten 
find. 

Die vorſtehende Vorſchrift findet auf Originalwerke der Plaſtik, 
Malerei und Graphik innerhalb der letzten fünf Jahre verſtorbener 


anderen Herſtellungskoſten in den Preis der Ware mit ein: 
gerechnet ſind. 

Hiernach kann für die Bierſteuer, zu deren Entrichtung 
nur der Herſteller verpflichtet iſt und die lediglich bei der Her⸗ 
ſtellung oder Einfuhr zur Erhebung gelangt und deren Höhe von 
dem Herſteller bei der Preisbemeſſung berückſichtigt, d. h. in den 
Preis hineingerechnet wird, Steuerbefreiung oder Erſtattung 
nicht gewährt werden.“ 


Kleine Steuer-Nachrichten 


Zum Projekt einer Zwangsanleihe. In der letzten Zeit war wieder 
holt davon die Rede, daß das Reich auf den Gedanken einer Zwangs- 
anleihe angeſichts der wachſenden Höhe der ſchwebenden Schuld nicht 
werde verzichten können. Nach Informationen des „B. T.“ ſcheint 
insbeſondere die Reichsbank auf die Durchführung einer ſolchen 
Zwangsanleihe hinzudrangen. Im Reichsfinanzminiſterium werde 
gegenwärtig ein Projekt ausgearbeitet, das den Gedanken einer 
Zwangsanleihe allerdings in einer neuartigen Form und in Verbin 
dung mit beſonderen Formalitäten, die der Zwangsanleihe einen Teil 
ihrer Härten nehmen ſollen, zur Ausgeſtaltung bringen ſoll. Die 
Vorarbeiten ſeien ſo weit gediehen, daß das Reichsfinanzminiſterinm 
bereits in kurzer Zeit mit dem Projekt an die Öffentlichkeit treten 
werde. Es dürfte ſich dabei um eine Verbindung der Zwangs- 
anleihe mit dem Reichsnotopfer, insbeſondere ſoweit dieſes 
nicht in bar gezahlt wird, handeln. 


Einkommenſtener 1920. Bereits in der Julinummer (S. 105) 


wurde über eine Eingabe angeſehenſter Verbände an den Reichs 


tag betr. Anderung des § 58 EinkStGeſ. berichtet. Danach ſollte für 
1920 ein Mehr einkommen außer Betracht bleiben. Inzwiſchen hat 
ſich der Zentralverband des deutſchen Großhandels in der gleichen 
Frage an den Reichsfinanzminiſter gewandt mit dem An 
trage, grundſätzlich das Einkommen aus dem Jahre 1920 im Jahre 
1920 zu verſteuern, aber für das Jahr 1921 dem Steuerpflichtigen ein 
Wahlrecht zu gewähren, entweder das Einkommen aus dem Jahre 
1920 oder dasjenige aus dem Jahre 1918 bzw. aus dem Durch 
ſchnitt der Jahre 1916 bis 1918 feiner Beſteuerung zu 
grunde zu legen. Auf dieſe Eingabe hat der Reichsminiſter der 
Finanzen folgende Antwort gegeben, die von allgemeinem Intereſſe iſt: 

„Bei dem Entwurf des § 58 des Einkommenſteuergeſetzes vom 


29. März 1920 war man ſich bewußt, daß ſich daraus, daß das Ein 


kommen des Jahres 1920 für zwei Jahre zur Beſteuerungsgrundlage 
gemacht wird, Härten ergeben können, deren Beſeitigung erwünſcht 


ünſtler entſprechende Anwendung, wenn fie nach dem Tode des und erforderlich wäre. (Druckſachen Nr. 2149 S. 58, 89 ff., 146. Sitzung 


S. 4694 ff., 143. Sitzung S. 48 ff.). Demgemäß hat auch der $ 59 des 
Geſetzes eine Ausgeſtaltung erfahren, die es den Steuerbehörden er⸗ 
möglichen ſoll, derartige Härten zu beſeitigen. 

Die dortige Anregung, der Veranlagung für 1921 das Ergebnis 
des Jahres 1918 oder den Durchſchnitt der Jahre 
1916 bis 1918 zugrunde zu legen, halte ich nicht für glücklich. Das 
Jahr 1918 liegt zu weit zurück, um aus ſeinem Ergebnis einen Schluß 
auf das Ergebnis des Jahres 1921 zuzulaſſen. 

Die zweimalige Zugrundelegung des Ein⸗ 
kommens des Jahres 1920 bei den Veranlagungen für 1920 
und 1921 kann übrigens im allgemeinen als eine beſondere Härte oder 
ungerechtfertigt hohe Beſteuerung des Einkommens nicht angeſehen 
werden, zumal einmal das Einkommen des Jahres 1919 der Ver⸗ 
anlagung überhaupt nicht als Grundlage gedient hat, außerdem 
nach Ablauf des Jahres 1920 das Einkommen des Steuerpflichtigen 
im Jahre 1921 weiter läuft und zur Begleichung der für 1921 ge⸗ 
furderten Steuern mit zu verwenden iſt. Ich möchte ferner darauf 
hinweiſen, daß bereits die bisherige Steuergeſetzgebung eine gleiche 
Veranlagung kannte. Bei Gewerbetreibenden wurde, ſofern eine 
weſentliche Anderung in ihrem Betriebe eingetreten war, mit der Ver⸗ 
anlagung nach der Vergangenheit gebrochen und die Veranlagung für 
das Steuerjahr, das der weſentlichen Anderung des Betriebes folgte, 
nach dem mutmaßlichen Einkommen dieſes Steuerjahres angenommen 
und für das darauf folgende Steuerjahr nach dem Ergebnis des letzten 
Betriebs- oder Kalenderjahres vorgenommen. Trotzdem hat ſeinerzeit 
kaum ein Steuerpflichtiger dieſe zweimalige Zugrundelegung ein und 
desſelben Einkommens bei zwei aufeinanderfolgenden Jahren als be- 
ſondere Härte empfunden. 

Für einzelne Fälle können, ſofern unter Würdigung der Be⸗ 
ſtimmungen des § 59 des Geſetzes ſich noch unbillige Härten 
ergeben ſollten, nach § 108 der Reichsabgaben⸗Ordnung Steuern ganz 
oder teilweiſe erlaſſen oder bereits entrichtete Steuern erſtattet oder 
angerechnet werden. 

Dem Zentralverband wäre ich zu beſonderem Dank verpflichtet, 
wenn er in den Kreiſen des deutſchen Großhandels hiernach auf- 
klärend und beruhigend wirken wollte; namentlich ſollte dem Irrtum 
eniſchieden entgegengetreten werden, als ob aus dem Einkommen des 
Jahres 1920 ſowohl für 1920 als auch für 1921 die Einkommenſteuer 
bezahlt werden müßte, während in der Tat dem Steuerpflichtigen das 
Einkommen der beiden Jahre 1920 und 1921 dazu zur Verfügung ſteht.“ 

Da die Frage der Einkommenſteuer 1920 auch noch den Reichstag 
beſchäftigen wird, iſt mit dieſem Beſcheid das letzte Wort noch nicht 
geſprochen. Daß man auch im Reichsfinanzminiſterium 
ſelbſt eine Abänderung zurzeit erwägt, ergibt ſich aus den Mit⸗ 
teilungen, die der Reichspräſident ſoeben Gewerkſchaftsführern 
in Freudenſtadt gemacht hat. Dabei erklärte der Reichspräſident auf 
das Erſuchen der Gewerkſchaften nach Herabſetzung des Steuerabzuges, 
es würden augenblicklich Erwägungen angeſtellt, wonach jeder nach 
feinem vorjährigen Einkommen zur Einkommen⸗ 
ſtener herangezogen werden ſoll. — In einer kleinen 
Anfrage hat übrigens der Rechtsſozialiſt Keil die Regierung an- 
zuregen verſucht, eine Milderung des Einkommenſteuergeſetzes in der 
Weiſe vorzunehmen, daß der Steuertarif in den Stufen bis zu 
15000 4 To gemildert wird, daß mit einem Steuerſatz von 5% anſtatt 
10% begonnen wird. 


Vereinfachung der Kapitalertragſteuer. Auf eine Eingabe des 
Deutſchen Brauer⸗Bundes, E. V., worin mit Rückſicht auf die zahl- 
reichen Hypotheken- und Darlehnsforderungen von Brauereien be- 
antragt wurde, die Kapitalertragſteuer nicht durch den Schuldner, 
ſondern durch den Gläubiger entrichten zu laſſen iſt unter dem 19. 7. 
1920 (III 15 969) folgender Beſcheid erteilt worden: 

„Ich danke Ihnen für Ihre Anregungen. Die Verein⸗ 
fachung des Verfahrens wird bereits von mir geprüft 
und gegebenenfalls in den endgültigen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zum Kapitalertragſteuergeſetz 
durchgeführt werden.“ 


Kein Reichsnotopfer und kein Steuerabzug in Oberſchleſien. Im 
Gegenſatz zu einer weitverbreiteten Meinung über die direkten Steuern 
in Oberſchleſien hat die Interalliierte Kommiſſion die Reichsgeſetze über 
dieſe anerkannt, jedoch mit zwei Ausnahmen: Das Geſetz vom 
31. 12. 1919 über das Reichs notopfer und das Geſetz vom 21. 7. 
1920 über die Abzüge vom Arbeitseinkommen ſind von 
der Gültigkeit ausgeſchloſſen. Alle übrigen ſind in Kraft. Ihre tat⸗ 
ſächliche Durchführung mittels der geſetzlichen Zwangsmittel wird be⸗ 
willagt. Außerdem wird daran erinnert, daß alle in Oberſchleſien auf- 
gebrachten öffentlichen Einnahmen ausſchließlich für die öffentlichen 
Ausgaben des Abſtimmungsgebiets beſtimmt bleiben. 
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Abgabe der Luxusſteuererklärung. Das Reichsfinanzminiſterium 
teilt mit: In den Kreiſen der luxusſteuerpflichtigen Gewerbetreibenden 
ſcheint vielfach die irrige Auffaſſung verbreitet zu ſein, daß die Friſt 
zur Abgabe der Luxus ſteuererklärung erſt mit dem 30. Sep⸗ 
tember 1920 ablaufe. Dieſer Tag bildet den Schluß der Stenererklä⸗ 
rungsfriſt für das Reichsnotopfer und die Beligitener, nicht auch für 
die Luxusſteuer. Die Luxusſteuererklärung war vielmehr, ſoweit nicht 
für einzelne Fälle eine Friſtverlängerung beſonders zugebilligt worden 
iſt, bereits bis zum 1. September 1920 abzugeben, worauf in 
der Preſſe wiederholt hingewieſen worden iſt. Wer die Friſt verſäumt 
hat, wird gut tun, nunmehr umgehend die Erklärung nachzuholen, 
um empfindliche Ordnungsſtrafen und Steuerzuſchläge zu vermeiden. 
Die baldige Erledigung der erſten Luxusſtenerveranlagung iſt un 
bedingt erforderlich, weil mit dem 1. Oktober 1920 bereits die Friſt zur 
Abgabe der zweiten Luxusſteuererklärung für die Zeit vom 1. Juli 
bis 30. September 1920 beginnt. 


Die Steuervorrechte der Beamten. Der Preußiſche Miniſter des 
Innern hat zugleich im Namen des Finanzminiſters auf eine Anfrage 
des Deutſchen Städtetages erwidert, daß alle Steuervorrechte 
der Beamten durch das Reichseinkommenſteuer⸗ 
geſetz aufgehoben worden ſind. 


Zuſchläge zur Grunderwerbsſteuer. Gemäß den jetzt vorliegenden 
Ausführungsbeſtimmungen zum Geſetz, betr. die Erhebung von Zu⸗ 
ſchlägen zur Grunderwerbsſteuer, werden die Ge⸗ 
meinden und Landkreiſe Beſchlüſſe über die Erhebung von Zuſchlägen 
baldigſt zu faſſen haben, da der Erhebung der Zuſchläge nur dann 
rückwirkende Kraft beigelegt werden darf, wenn fie ſpäteſtens am 
1. Oktober 1920 wirkſam geworden ſind. Von den Zuſchlägen, 
die zuſammen nicht mehr als 2% des ſteuerpflichtigen Wertes 
des Grundſtücks betragen dürfen, verbleibt den Gemeinden und Land⸗ 
kreiſen die Hälfte. In den Fällen, wo reichsrechtlich eine Steuerpflicht 
nicht beſteht oder Befreiung von der Steuerpflicht oder Erlaß der 


Steuer eintritt, dürfen auch keine Zuſchläge erhoben werden. 
Die Gemeinden dürfen auch auch für dieſe Fälle eine be⸗ 
ſondere Gemeindeſteuer nicht einführen. Die Gemeinden können 
Abſtufungen beſchließen, iber nur in der Weiſe, daß 


beiſpielsweiſe für bebaute Grundſtücke ein Zuſchlag von weniger 
als 1% erhoben wird. Der Satz von 1% für unbebaute Grund- 
ſtücke darf nicht überſchritten werden. Zur Einführung der Zulage 
genügt ein Gemeindebeſchluß oder Kreistagsbeſchluß, der auch dann 
keiner Genehmigung bedarf, wenn eine beſtehende Steuerordnung 
durch ihn abgeändert oder aufgehoben wird. Die Beſchliſſe müſſen 
bekanntgemacht werden. Soweit bisher Zuſchläge von 3% kkreis⸗ 
angehörige Gemeinden) und ½ (Landkreiſe) erhoben worden find, 
ermäßigt ſich der Gemeindezuſchlag ohne weiteres auf %%. Soweit 
Gemeinden auf Grund des Erlaſſes vom 20. Oktober 1919 Zuſchläge 
von 1% erhoben haben, weil der Landkreis von ſeinem Zuſchlagsrecht 
keinen Gebrauch machte, fällt das Zuſchlagsrecht in Höhe von 97 
mit dem Inkrafttreten des Geſetzes ohne weiteres weg; von dieſem 
Tage ab darf die Gemeinde nur noch %% erheben. 

Klavierſteuer. Die Stadt Hofheim hat ihrem Geldbedarf eine neue 
Steuerquelle erſchloſſen. Nach einem Beſchluß der Hofheimer Stadt⸗ 
verordneten wird künftig für jedes Klavier, das nicht dem Erwerb 
dient, eine Jahresſteuer von 50 Mark erhoben. 

Die Beſteuerung der Reichsdeutſchen in der deutſch⸗öſterreichiſchen 
Vermögensabgabe. Das Geſetz über die deutſch⸗öſterreichiſche Ver⸗ 
mögensabgabe vom 21. Juli 1920, veröffentlicht am 6. Auguſt im 
Staatsgeſetzblatt Stück 109. enthält folgende Beſtimmungen, 
die für die in Sſterreich anſäſſigen Reichsdeutſchen von 
unmittelbarem Intereſſe find: Nach § 9 unterliegen der Vermögens- 
abgabe von ihrem abgabepflichtigen Vermögen, ſoweit es nicht an das 
Ausland gebunden ist: 1. ausländiſche Staatsangehörige, wenn fie am 
Stichtage, den 30. Juli 1920, ihren Wohnſitz oder 
ihren dauernden Aufenthalt im Gebiete der Republik 
Öfterreih jeit mehr als fünf Jahren haben, oder deren 
Wohnſitz oder Aufenthalt dieſe Dauer erreichen würde, wenn ſie ihn 
nicht ſeit dem 12. November 1918 aufgegeben hätten; 2. ausländiſche 
Staatsangehörige, die ſich am Stichtage in dem Gebiete der Nepublik 
feit mehr als drei Jahren aufhalten, oder deren 
Aufenthalt, wenn ſie ihn nicht ſeit dem 12. November 1918 aufgegeben 
hätten, dieſe Dauer erreichen würde, falls fie im Verlaufe dieſer 
Zeit daſelbſt eine Erwerbsunternehmung oder eine auf 
Gewinn gerichtete Beſchäftigung betrieben haben. 

Aus den Vorſchriften über die Art der Entrichtung der 
Vermögensabgabe iſt § 52, Ziff. 3, von Wichtigtet. Hiernach kann 
Zahlung auf die Vermögensabgabe bis zur Hälfte des jeweils 
zur Einzahlung gelangenden Betrages im Falle der Voraus 
zahlung und im Falle der Abſtattung nach Feſtſetzung der 
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übernommen nud als inländiſcher Beſitz bezeichneten Schuld⸗ 
titeln der Kriegsanleihen des ehemaligen Oſterreichiſchen Staates“. 
Als inländiſcher Beſitz gilt aber nach dem Geſetz vom 22. Juli 
* 1920 nur der Beſitz an Kriegsanleihen phyſiſcher Per⸗ 
ſonen, ſofern dieſe die Anleiheſtücke als am 13. März 1919 als in 
ihrem Eigentum befindlich angemeldet haben und das Heimats⸗ 
recht in einer inländiſchen Gemeinde beſitzen oder es bis zum 
„Inkrafttreten des Friedensvertrages erworben haben (8 3 Ziff. 1 
des Geſetzes). Mithin könnten Reichsdeutſche ihre öſter⸗ 
reichiſche Kriegsanleihe, ſoweit fie nicht im Einzelfall auf 
beſonderen Antrag mit oder ohne Vremittlung der Geſandtſchaft zur 
Kontrollbezeichnung zugelaſſen worden if. vorläufig noch 
micht in Zahlung geben. Auf Grund der an maßgebender 
Stelle ſtattgefundenen Interventionen darf wohl in nächſter Zeit mit 
der Einbringung eines Geſetzentwurfes über die An⸗ 
erkennung der in altausländiſchem Beſitze be⸗ 
findlichen Kriegsanleihe als Schuld der Republik Oſterreich gerechnet 
werden. 
Endlich enthält das Geſetz über die Vermögensabgabe in § 33 eine 


* Ermächtigung für den Staatsſekretär der 
Finanzen, mit anderen Staaten Überſeinkommeſa zur 
Vermeidung der Doppelbeſteuerung hinſichtlich der 


. Vermögensabgabe abzuſchließen, und ferner andere zur Vermeidung 

der Doppelbeſteuerung oder ſonſtiger ſich im Verhältnis zum Auslande 

etwa ergebender beſonderer Ungleichmäßigkeiten und Härten abweichend 

von dieſem Geſetze zu treffen. Den Wünſchen der Wiedergut⸗ 

. machungskommiſſion iſt in den §§ 6 und 39 des Geſetzes 
Rechnung getragen worden. 


Zur Vermögensabgabe in der Tſchechoſlowakei. Die Beſtimmungen 
dur Durchführung der tſchechiſchen Vermögensabgabe ſind, wie die 
deutſch⸗tſchechoſlowakiſche Abteilung des Deutich - Diterr. » Ungar. 

Wirtſchaftsverbandes in Berlin mitteilt, nunmehr veröffentlicht wor⸗ 
den, ſo daß damit die Richtlinien für die Anmeldung 
der Vermögensbeſtandteile gemäß den Beſtimmungen des 
iſchechoſlowakiſchen Vermögensabgabegeſetzes gegeben find. Es find 
N abgabepflichtig und demzufolge auch zur Anmeldung der Ver- 
mögensbeſtandteile zwecks Vermögensabgabe verpflichtet aus län⸗ 
8 diſche Perſonen (phyſiſche Perſonen) hinſichtlich des abgabe⸗ 
pflichtigen Vermögens, ſoweit ſich dieſes innerhalb der 

Tſchechoſlowakei befindet und ſofern fie am 1. März 1919 (dem 
Stichtage) weder im Staatsgebiet der tſchechoſlowakiſchen Republik ge⸗ 
wohnt, noch ſich dort länger als ein Jahr aufgehalten haben. Für die 
Beurteilung der Frage, welche Vermögensgegenſtände für im Julande 
befindlich anzuſehen find, wird bei körperlichen Sachen von dem Um⸗ 
ſtand ausgegangen, wo ſie ſich tatſächlich befinden. Handelt es ſich um 
Rechte, die keiner körperlichen Sache anhaften, ſo entſcheidet der 

Wohnort bzw. der Aufenthaltsort oder der Sitz des zur Leiſtung Ver⸗ 

pflichteten. Für Reichsdeutſche kommt insbeſondere in Frage die An- 
meldung von Kautionen, Spar- und Bankeinlagen, von buchlichen und 
aaußerbuchlichen Forderungen (d. h. alſo auch Forderungen, die aus 
kaufmänniſchen Geſchäften entſtanden find), Anteilen an Genoſſen⸗ 
ſchaften, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung uſw. Der Stich⸗ 
tag iſt der 1. März 1919. Spätere Anderungen find ſowohl 
für die ſubjektive wie für die objektive Abgabepflicht ohne Belang. 
Wurde jedoch eine Forderung nach dem 1. März 1919 erfüllt, ſo iſt 
die Anmeldung zu dem am Tage der Zahlung gültigen Umrechnungs⸗ 
kurs feſtzuſtellen. Sämtliche Vermögensgegenſtände 
find in tchechiſchen Kronen zu bewerten. Für die 
Umrechnung find eine Reihe von Richtlinien feſtgeſetzt. Ab⸗ 
gabefrei find Vermögen unter 10 000 c. K. Ausländer haben an 
dieſer Vergünſtigung nur teil, wenn ihr geſamtes Vermögen, d. h. auch 
das außerhalb des tſchechoſlowakiſchen Staatsgebiets befindliche, 10 000 
C. K. nicht überſteigt. Für die Bewertung der einzelnen Vermögens⸗ 
beſtandteile iſt der Verkaufswert maßgebend. Hierunter wird 
der Wert verſtanden, der für einen Gegenſtand am 1. März 1919 im 
freien Verkehr nach dem Stande und der Qualität des' Objektes ohne 
Rückſicht auf außergewöhnliche Umſtände oder perſönliche Verhältniſſe 
zu erzielen war. Für landwirtſchaftlichen, Wald⸗ und 
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Abgabe geleiſtet werden „in den von der Republik zur Zahlung 


Hausbeſitz ſowie für das ſogenannte Erwerbsvermögen ſind 


Sondergrundſätze der Bewertung aufgeſtellt. Strittige 
Vermögensteile find nach dem tatſächlichen Stand vom 1. März 1919 
zu bemeſſen. Dubioſe Vermögensteile ſind mit dem wahrſcheinlich er⸗ 
zielbaren Wert anzugeben. Der Vermögenserklärung iſt das Kon 

ſkriptions verzeichnis der ſeinerzeitigen 
zufügen. 

Von juriſtiſchen Perſonen ſind abgabepflichtig alle der 
4 öffentlichen Rechnungslegung unterworfenen in⸗ und ausländiſchen 


chi, 


Anmeldung bei- 


Unternehmungen, die grundſätzlich der Erwerbsſteuer unterliepen. Die 
ausländiſchen Unternehmungen lauch Filialen und 
Zweigbetriebe) unterliegen der Vermögensabgabe mit ihren inner 
halb der Tſchechoſlowakei befindlichen Vermö⸗ 
gensbeſtandteilen. Zu den juriſtiſchen Perſonen werden nicht 
gezahlt offene Handelsgeſellſchaften und Komman 

ditgeſellſchaften, dieſe werden den phyſiſchen Per 
ſonen gleichgestellt Die Abgaboepflicht für die juriſtiſchen 
Perſonen beginnt bei einem Rein vormögen von 20000 Kr. 
Der Vermögenserklärung iſt die ſ. Zt. abgegebene Liguidations⸗ 


bilanz beizufügen. Für die Vermögensbemertung des reinen Ver⸗ 


mögens der juriſtiſchen Perſonen ſind eine Reihe von Grundſätzen in 


der Durchführungsverordnung aufgeſtellt. Die Friſt zur Ab 
gabe der Vermögenserklärung läuft bis zum 


15. Oktober. 

Nähere Angaben über die Anmeldung ſelbſt (Anmeldeformulare, 
Anmeldungsſlellen uſw.) werden demnächſt veröffentlicht werden. In 
tereſſenten erfahren Näheres bei der deutſch⸗tſchechoflowakiſchen Ab⸗ 
Abteilung des Deutſch-Sſterr.⸗-Ungar. Wirtſchaftsverbandes, Berlin 
W. 35, Am Karlsbad 16. 


Beſteuerung der Kriegsgewinne in Italien. Die italieniſche 
Kammer hat das Geſetz angenommen, wonach Kriegsgewinne, die einen 
Jahresbetrag von 20 000 Lire überſteigen, beſchlagnahmt werden. 
Ausländiſches Kapitalvermögen in Italien ſoll der Be 
ſteuerung nicht unterworfen werden. 


x Depolitenitener in Polen. Durch Verfügung vom 8. Juni 1920 
ſind laut „Kurjer Poznanski“ Depoſiten in der Republik Polen einer 
Steuer unterworfen. Die Verfügung trat am 1. Juli 1920 in Kraft. 
Alle phyſiſchen und juriſtiſchen Perſonen, die ſich im Beſitze von Depots 0 
befinden, ſind ſteuerpflichtig. Maßgebend für die Berechnung den 
Steuer iſt die Anzahl und die Höhe der Depoſiten am 1. Januar eines 
jeden Steuerjahres, für das Jahr 1920 Anzahl und Höhe am 1. Juli 
1920. Bei Anlage von Depots während des Steuerjahres iſt der erſte 
Tag des erſten ſtenerpflichtigen Quartals maßgebend. 


Der Annahmewert der nicht ſelbſtgezeichneten Kriegsanlei ei 
Entrichtung des Reichsnotopfers beträgt für je 1004 Be 75 
ma euer ee 

9% der 1, bis 9. Kriegsanleihe mit Zinsabſchnitter j - 
1920 76,25 4 (mit jedem um ein Vierteljahr baren ins 
mindert ſich der Annahmewert um 1,25 . Er beträgt z. B. für Stücke 
wit ab 1. Oktober 1920 und ſpäter fälligen Zinsabſchnitten 71,25 A): 
4% Deutſche Reichsanleihe mit Zinsſcheinen ab 1. Oktober d. J 63.4 
(für jedes weitere Vierteljahr 1 weniger); 395 Deutſche Reichs 4 
anleihe mit Zinsabſchnitten ab 1. Oktober 58,125 (mit jedem Viertel“ 
jahr 0,875 weniger); 3% Dentiche Reichsanleihe mit Zinsſcheinen ab 
il Oktober 50,25 „ (für jedes ſpätere Vierteljahr 0,75 weniger). 

Bei 5 S ch atzanweiſungen iſt 5% der 1. Kriegsanleihe 
(1914) mit Zinsſcheinen ab 1. Oktober d. J. 98,75 , ohne Zinsſchein 
96,25 „: 5% der 2. Kriegsanleihe (1915) mit Zinsſchein ab 2. Januar 
1921 und ſpäter 89,50 K; ab 1. Juli 1921 und ſpäter 87 4; 5% von 
1917 mit Zinsſcheinen ab 1. Oktober d. J. 91,75 (für jedes ſpätere 
2. Januar 1921 und ſpäter 89,50 M; ab 1. Juli 1921 und ſpäter 87 1 
7 von 1917 mit Zinsſcheinen ab 1. Oktober 91,75 X (für jedes ſpätere 
Halbjahr 2,50 K weniger), 42% der 4. und 5. Kriegsanleihe (1916) 
mit Zinsſcheinen ab 2. Januar 1921 und ſpäter 74,754; 4% der 
6. bis 9. Kriegsanleihe (19171918) 7075; 4½ % der Kriegsanleihe 
(fällig 1924) 81,875 . Bei den 4 Schatzauweiſungen vermindert ſich 
der Annahmewert mit jedem um ein Halbjahr ſpäteren Zinstermin 
um 2550 . Der Annahmewert der Schuldbuchforder ungen 
beträgt für 5% Anleihen 76,25 .M (jedes Vierteljahr ſpäter 125 % 
weniger): für 4% Deutſche Reichsanleihe 63 & (für jedes Vierteljahr 1 
ſpäter 1 4 weniger); für 34% Deutſche Reichsanleihe 58,125 (jedes 
Vierteljahr ſpäter 0,875 K weniger); 3% Deutſche Reichsanleihe 59,5 
(für jedes Vierteljahr ſpäter 0,75 4 weniger). 


| — Bücher und Zeitſchriften —— |. 


Das Geſetz über das Reichsnotopfer mit den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen und der Vollzugsverordnung, erläutert von Dr. 
Auguſt Fürnrohr, Rechtsanwalt in München. S. Schweitzer, 
Verlag. München 1920. 329 Seiten. Broſch. 30 . f 

Der bekannte Steuerpraktiker bietet hier noch rechtzeitig zur 

Notopfererklärung ein außerordentlich wertvolles Erläuterungs⸗ 

buch, das in überſichtlicher Form dem Leſer alles Wiſſenswerte 

auf dieſem ſchwierigen Gebiete vermittelt. Ausführungsbeſtim⸗ 


ee 
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mungen und Vollzugsverordnung ſind bereits mitberückſichtigt. 
Wir begnügen uns für heute mit dieſem Hinweis und behalten uns 
eingehende Beſprechung vor. Dr. Koppe. 
„Der Briefmarkenſammler und die Umſatzſteuer“ von Dr. iur. 
Joſef Haymann, ſtellv. Landesgerichtsdirektor in Nürnberg. 
Das Büchlein verdient nicht nur philateliſtiſches, ſondern das 
Intereſſe weiterer Kreiſe. Es gibt in gemeinverſtändlicher Klarheit, 
dabei mit zutreffender Kürze ausgezeichnete Inſtruktion über die 
Umſatzſteuerpflichten, die zunächſt der Sammler beim Kauf und 
Verkauf von Briefmarken zu beobachten hat; da die Ausführungen 
aber auch für andere Luxus- und Sammelgegenſtände zutreffen, 
ſo finden auch die Beſitzer und Liebhaber von Antiquitäten, Ju⸗ 
welen, Autos und anderer Luxusgegenſtände Aufklärung über 
ihre Pflichten beim An- und Verkauf durch private Hand. Die 
Abhandlung iſt vom Briefmarkenkammlerverein Nürnberg, e. V., 
verlegt worden. Dr. jur. Srenz, Nürnberg. 


Grundriß der Handelswiſſenſchaft, 13. Aufl., von Findeiſen⸗ 
Großmann. Verlag Dr. Max Gehlen, Leipzig 1920, Preis 
8 HM, geb. 

Sämtliche Zinsdiviſoren, 3. Aufl., von Nobert Flockenhau. 
Verlag Dr. Max Gehlen, Leipzig, Preis 0,25 M. 

„Orga“⸗Schriften, Heft 4, „Bilanztypen“. Von Johannes 
Schreier. „Organiſation“, Verlagsgeſellſchaft m. b. H., Berlin 
SW. 68, 1920. 


| —— Spredhjaal —— 


Nur allgemein intereſſierende Steuerfragen mäßigen Um⸗ 
fanges können an dieſer Stelle beantwortet werden. Größere 
Anfragen ſowie ſolche privater oder vertraulicher Natur werden 
dagegen an unſer beſonderes, unter der Leitung des Heraus- 
gebers ſtehende Gutachterburo bei der Baterlän- 
diſchen Treuhand⸗ und Reviſionsgeſellſchaft 
m. b. H. in Franlfurt a. M., Steinweg 3, weiter- 
geleitet. Für die Beantwortung ſolcher Anfragen und für die 
Ausarbeitung von Gutachten durch erfahrene Juriſten, Steuer⸗ 
und Handelsſachverſtändige werden von obiger Geſellſchaft an⸗ 
gemeſſene Gutachtergebühren berechnet, deren Höhe nach Prü⸗ 
fung der Sachlage vorher mitgeteilt wird. Den Bezieher n 
der Deutſchen Steuer⸗Zeitung werden ermäßigte Gutachter⸗ 
gebühren eingeräumt. Alle hierher gehörigen Zuſchriften betr. 
Sprechſaal, Auskünfte und Gutachten find an den Herausgeber, 

Herrn Redakteur R. Ritter, Frankfurt a. M., Stein ⸗ 
weg 3, zu richten. Allen Anfragen iſt Rückporto beizufügen. 


B. Sch. in D. Die Beſtimmung iſt ſo zu verſtehen, daß alter 
Luxusbeſitz, d. h. vor dem 31. 7. 1914 erworbener, unter 20 000 4 
Wert notopferfrei iſt. 

K. S. in Ka. Das Kapitalertragſteuergeſetz vom 29. 3. 1920 iſt 
bereits am 31. 3. 1920 in Kraft getreten. Als Kommentar empfehlen 
wir Ihnen das Werk von H. Rohde, Beigeordnetem in Zehlendorf; 
Induſtrieverlag Spaeth u. Linde, Berlin C. 2, Königſtr. 52. Ihre 
Fragen finden darin ausgiebige Behandlung. 

B. G. in B. Es kann nicht ohne weiteres gejagt werden, 
ob „Kapital“ zum Betriebsvermögen gehört und beim Reichsnotopfer 
nur mit 80% anzuſetzen iſt. Es bleibt in jedem Falle feſtzuſtellen und 
evtl. nachzuweiſen, daß das Geldkapital für den Gewerbebetrieb 
nötig iſt. 

A. L. in Fr. Es beſteht keine Beſtimmung, wonach die an Ehe⸗ 
gatten, Kinder und Enkel nach dem 31 12. 1916 gemachten Zu- 
wendungen nicht der Schenkungsſteuer unterliegen ſollen. Die Be⸗ 
träge unterliegen uneingeſchränkt ſowohl dem Notopfer als auch der 
Schenkungsſteuer. 

B. H. in Cr. Da ſich der Ausländer dauernd des Erwerbes 
wegen in Deutſchland aufhält, iſt nur fein ausländiſches Grund- und 
Betriebsvermögen vom Notopfer befreit, mit ſeinem ſonſtigen Ver⸗ 
mögen unterliegt er voll der Beſteuerung. 

J. B. in E. Selbſtändige Agenten fallen u. E. nicht unter die Vor⸗ 
ſchriften über den Lohnabzug. Handelt es ſich aber nur um Angeſtellte, 
die auf Grund der ihnen erteilten Handlungsvollmacht ſich „Agenten“ 
nennen, ſo dürften ſie dem Lohnabzug unterliegen. 

A. D. in S. Der Ertrag der Einlage eines ſtillen Geſellſchafters 
iſt der Kapitalertragsſteuer unterworfen. 


Ratſchreiberei in R. Die Grunderwerbſteuer iſt gemäß § 23 a8 
des Geſ. bei Rückerwerb des Eigentums innerhalb zweier Jahre ſeit 
der Veräußerung auf Antrag zu erlaſſen oder zu erſtatten. 

H. Rh. in B. O.⸗S. Die vom Deutſchen Reiche abzutrennenden 
Gebietsteile werden erſt mit der Abtrennung Ausland (ogl. Pr. Verw.⸗ 
Bl. 1919 S. 645). 

Dr. W. H. in H. Da die Tochter noch nicht verlobt iſt und 
weiterhin im väterlichen Haushalt verbleiben wird, an eine Selb⸗ 
ſtändigmachung durch die ſog. Ausſtattung offenbar auch nicht gedacht 
iſt und das Gut für den Sohn erſt in einigen Jahren gekauft werden 
ſoll, ſind die Zuwendungen offenbar nur in der Abſicht der Er⸗ 
ſparung von Reichsnotopfer erfolgt. Mit Rückſicht auf § 14 Ziffer 5 
des Reichsnotopfergeſetzes dürften die bezüglichen Beträge daher beim 
Geber zu verſteuern ſein. 

Fr. N. in K. Das Reichszuwachsſteuergeſetz vom 14. 2. 1911 iſt 
noch in Kraft. Das Reich hat aber auf ſeinen Anteil verzichtet. Nach 
§ 58 des Geſetzes erhalten die Bundesſtaaten, ſofern nicht die Landes⸗ 
geſetzgebung eine andere Beſtimmung trifft, 10% und die Gemeinden 
40%. Nach 8 59 können die Gemeinden Zuſchläge bis zu 100% des 


der Gemeinde zufließenden Betrags erheben. 


L. W. in H. Der 8 25 des Geſetzes über eine Abgabe vom Ver⸗ 
mögenszuwachs enthält keine Einſchränkung wie § 43 des Reichsnot⸗ 
opfergeſetzes. Es muß u. E. daher auch nach Ablauf der Stundungs⸗ 
friſt noch Kriegsanleihe zum Nennwert in Zahlung genommen werden. 


St. W. E.⸗W. E. Das preußiſche Ergänzungsſteuergeſetz iſt 
vorläufig noch in Kraft, wird aber wohl demnächſt aufgehoben werden. 

V. St. in Sch. Nach § 8 des Kapitalertragſteuergeſetzes iſt eine 
Vereinbarung, wonach der Schuldner die Steuer zugunſten des 
Gläubigers übernimmt, nichtig. Wie die „Begründung“ zum Geſetz 
ſich ausdrückt, iſt nur die juriſtiſche Abwälzung verboten, in wirt⸗ 
ſchaftlicher Beziehung wird die Abwälzung doch in vielen Fällen vor⸗ 
genommen werden, etwa durch entſprechende Erhöhung des Zins, 
fußes o. a. 

Bl. T. in Da. Die Berechnung iſt doch ganz einfach. Notopfer⸗ 
pflichtig iſt nur der den Betrag von 5000 A überſteigende Teil des 
Vermögens. Bei Ehegatten, deren Vermögen zuſammengerechnet 
wird, werden für jeden Ehegatten 5000 A, zuſammen alſo 10 000 &, 
von der Steuer freizuſtellen ſein. 


H. D. A. in R. Die Art der Tilgung des Reichsnotopfers iſt 
bei den ſteuerpflichtigen Geſellſchaften die gleiche wie bei Einzel⸗ 
perſonen. Im übrigen wird auf § 39 Abſ. 2 und § 55 des Geſ. 


verwieſen. 


D. & G. A.⸗G. in Fl. Die Beſtimmungen des Härteparagraphen 

§ 108 RAbgOrdn. — ſind auch auf Geſellſchaften anwendbar. 

B. A. in U. Auf Antrag kann das Umſatzſteueramt von einer 
beſonderen Buchführungspflicht befreien, wenn die ſonſtige Buch⸗ 
haltung derart eingerichtet iſt, daß ſie zur Kontrolle der Umſätze 
ausreicht. 


An unſere Abonnenten! 

Die Zuſtellung der bei uns abonnierten „Deutſchen 
Steuer⸗Zeitung“ geſchieht für die Folge im allgemeinen 
durch Poſtüberweiſung. 

Unſere Abonnenten erhalten die Nummern der 
„Deutſchen Steuer⸗Zeitung“ in Zukunft alſo unmittelbar 
von ihrem zuſtändigen Poſtamt und nicht mehr durch Streif⸗ 
band. 

Die 


Verrechnung des Abonnements» 


preiſes geſchieht jedoch nach wie vor direkt 
mit uns und nicht mit dem Poſtamt. 


Bei Ausbleiben der Nummern der „Deutſchen Steuer⸗ 
Zeitung“ bitten wir zunächſt bei Ihrem zuſtändigen Poſt⸗ 
amt reklamieren zu wollen und erſt, wenn dieſe Rekla⸗ 
mation erfolglos iſt, bitten wir die Reklamation bei uns 
anzubringen. 

Wir machen darauf aufmerkſam, daß die „Deutſche 
Steuer⸗Zeitung“ Mitte eines jeden Monats — zwiſchen 
dem 15. und 20. — erſcheint. 

Berlin, im September 1920. 


Verlag der „Deutſchen Steuer⸗Zeitung“ 
Induſtrieverlag Spaeth & Linde, Berlin C. 2, Königſtr. 52 


